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WOHNUNGEN PRIVA-
TISIERT: Die alte Bundesregierung

aus Union und FDP hat von den
143000 Wohnungen, die 1994 noch in
ihrem Besitz waren, bis Ende 1998
56 000 verkauft. Damit ist der Be-
stand an Wohnungen in Bundesei-

gentum um ca. 40 Prozent gefallen. Das
teilte die neue Regierung in Bonn auf ei-
ne Anfrage der PDS mit. Zu den Woh-
nungen, die verkauft wurden, gehören
unter anderem auch Wohnungen, die
früher von den Alliierten Streitkräften
im Westen oder von den russischen Streit-
kräften im Osten genutzt wurden.Als Be-
gründung für die Verkäufe nennt die Re-
gierung nur ideologische Argumente:
Man wolle öffentliche Aufgaben in die
„Privatwirtschaft“ überführen, dazu
gehöre auch die Verwaltung von Woh-
nungen.

BAFÖG-NOVELLE: Am 13.Januar hat das
Bundeskabinett die BAFöG-Novelle von
Bildungsministerin Buhlmann gebilligt
und in die parlamentarische Beratung
eingebracht. Das Gesetz sieht eine Anhe-
bung der Höchstförderung um 2% vor,
der Höchstsatz soll ab 1. Mai von 1010
auf 1 030 DM steigen. Auslandsaufent-
halte und Arbeit in studentischen Vertre-
tungen sollen künftig zwei Semester lang
gefördert werden. Stärker angehoben
werden die Elternfreibeträge, sie steigen
um 6%. Fachrichtungswechsel „aus
wichtigen Gründen“ sollen künftig wie-
der bis zum 4.Fachsemester möglich sein.
Bis Jahresende soll nun ein Konzept für
die im Koalitionsvertrag vereinbarte
„grundlegenden Reform“ der Studien-
förderung vorliegen. Der Anteil geför-
derter Studierender aus sozial schwa-
chen Familien war unter der alten Regie-
rung auf 15% abgesunken.

EU-STEUERN: Die Bundesregierung will
gemeinsam mit der französischen Regie-
rung den Druck auf eine Harmonisierung
von Steuern im EU-Rahmen verstärken.
Das haben Finanzminister Lafontaine
und der französische Finanzminister
Strauss-Kahn vereinbart. Als Beispiele
nennen beide in einem Memorandum ei-
ne Mindestbesteuerung für Kapitalerträ-
ge sowie eine Annäherung der Unterneh-
mensbesteuerung. Durch Steueroasen im
EU-Raum, in die Kapitalbesitzer ihre
Gelder transferierten, um einer Besteue-
rung zu entgehen, gingen „Milliarden
Euro verloren“, kritisieren die Minister.
Ohnehin sei die Besteuerung von Arbeit
zu hoch, nur weil Kapital „äußerst mo-
bil“ sei und sich der Besteuerung entzie-
hen könne. Die Minister wollen u.a. bei
Steuerfragen eine Änderung des EU-Ver-
trags. Statt der bisher geltenden Ein-
stimmigkeit sollen künftig hier Be-
schlüsse nach Mehrheit möglich werden.

630-DM-JOBS: Auf weiter heftige Kritik
stößt die von der Regierung geplante
Neuordnung der 630-DM-Jobs.Vorgese-
hen ist, die Billigjobs unterhalb von 630

DM grundsätzlich steuerfrei zu lassen.
Die Arbeitgeber sollen statt der bisheri-
gen Steuerpauschale von ca. 23% künf-
tig 12% Beiträge an die Renten- und 10%
an die Krankenversicherung zahlen.
Wenn die Beschäftigten freiwillig noch
7,5% eigenen Rentenbeitrag zahlen, fol-
gen aus diesen Beiträgen auch spätere
Rentenansprüche, sonst nicht. Die Rege-
lung, daß Beschäftigte bis zu 2 Monate
sozialversicherungsfrei beschäftigt wer-
den dürfen, fällt weg. Die Regelungen für
Billigjobs gelten damit auch für Saison-
arbeit. Teurer werden soll die Beschäfti-
gung von Rentner, Schülern und Studie-
renden, auch für diese Jobs sind künftig
Versicherungsbeiträge abzuführen. Die
Einkommensgrenze von 630 DM schließ-
lich soll künftig nicht mehr „dynami-
siert“ werden, sondern fest bleiben. Wer
mehr verdient,fällt künftig unter die nor-
male Steuer- und Versicherungspflicht.
Steuer- und versicherungspflichtig sol-
len auch Billigjobs als Zusatzbeschäfti-
gung zu einer Hauptbeschäftigung und
mehrere Billigjobs gleichzeitig sein. Die
Gewerkschaften fordern weiter, alle 630-
DM-Jobs steuer- und versicherungs-
pflichtig zu machen.

ATOMNOVELLE: Stocksauer reagiert die
Atomindustrie auf den Kompromiß der
Regierungsparteien zur Atomnovelle.
Dieser sieht vor, die Wiederaufarbeitung
ab 1.1.2000 zu verbieten. Die Kraft-
werksbetreiber müssen dezentrale Zwi-
schenlager errichten, die bisher nur bei 3
der 19 Atommeiler vorhanden sind.Auch
die verschärften Sicherheitsauflagen,
neue Beweislastregelung und Erhöhung
der Versicherungssummen sollen bleiben.
Zudem würde die Abschaffung der Wie-
deraufarbeitung dazu führen, daß bisher
steuerfreie Rücklagen der Branche der
Besteuerung unterworfen werden. Kern-
kraftstrom würde „politisch kaum noch
kalkulierbar“,klagt das Handelsblatt für
die Branche. Firmen wie die Bayernwerk
AG haben schon gedroht, den „Konsens-
gesprächen“ am 27.1. fernzubleiben.

WAS KOMMT DEMNÄCHST? Am 21. Janu-
ar berät der Bundestag über das Jahres-
gutachten 1998/99 des Sachverständi-
genrats zur Begutachtung der gesamt-
wirtschaftlichen Entwicklung. Die FDP
beantragt die Verankerung des Tier-
schutzes im Grundgesetz. Die CDU hat
ein „DNA-Identitätsfeststellungsgesetz“
eingebracht, um die Gen-Datei beim
BKA weiter auszubauen. Am späten
Nachmittag geht es u.a. um die Havarie
der „Pallas“ vor Amrum und einen PDS-
Antrag auf Bauunterbrechung der Auto-
bahn A-17 in Sachsen. Am 22. Januar
wird das Gesetz zur Neuordnung der Bil-
ligjobs in erster Lesung beraten, danach
steht ein CDU-Antrag auf Rückgabe von
MfS-Akten durch den CIA auf der Ta-
gesordnung. Am 26. Januar beginnen
dann die „Energiekonsens“-Gespräche
zwischen der Regierung und den Ener-
gieunternehmen.
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Mit dem halbherzigen und in vielen Punkten
unzureichenden Gesetzentwurf von Innen-
minister Schily zur Reform des Staatsbür-
gerschaftsrechts und der rassistischen
Kampagne der Unionsparteien dagegen hat
sich die Auseinandersetzung um eine de-
mokratische Reform des Staatsbürger-
schaftsrechts erheblich verschärft. 

Viele Hürden bleiben bestehen

Die Halbherzigkeiten der rot-grünen Re-
gierung beginnen schon damit, daß sie
gar kein insgesamt überarbeitetes und
modernes Staatsbürgerschaftsgesetz
vorgelegt hat. Sie will lediglich das seit
1913 bestehende, auf dem Blutsrecht be-
ruhende „Reichs- und Staatsangehörig-
keitsgesetz“ ergänzen und in Teilen än-
dern.

Ergänzt werden soll es um den auto-
matischen Erwerb der deutschen Staats-
angehörigkeit für Kinder der sog. „drit-
ten Generation“, d.h. Kinder von hier ge-
borenen oder vor dem 14.Lebensjahr ein-
gewanderten Migranten. Nur in diesem
Fall zählt künftig nicht die Abstammung,
sondern der Wohnsitz.

Für alle anderen Migranten bleibt das

reaktionäre Blutsrecht in großen Zügen
weiter in Kraft. Der neue § 8 des Staats-
angehörigkeitsgesetzes sieht vor, daß ein
Ausländer eingebürgert werden „kann“,
wenn er sich zur FdGo bekennt, fünf Jah-
re rechtmäßig hier lebt, keine Sozial-
oder Arbeitslosenhilfe bezieht etc. Zu-
dem sollen die Beamten prüfen, „ob der
Ausländer in die rechtlichen, sozialen
und kulturellen Lebensverhältnisse der
Bundesrepublik eingeordnet ist, insbe-
sondere über ausreichende Kenntnisse
der deutschen Sprache verfügt.“ (§ 8,
Abs. 2 der geplanten Neufassung).

Mit anderen Worten: Einbürgerungen
von erwachsenen Ausländern sind auch
in Zukunft vielfach keineswegs ein de-
mokratischer Anspruch, sondern eine
Kann-Regelung. Die deutsche Obrigkeit
kann einbürgern, sie kann es auch lassen.

„Anspruchseinbürgerung“ und

„Ermessenseinbürgerung“

Im Innenministerium wird das auch of-
fen zugegeben. Man habe die Unter-
scheidung in „Anspruchseinbürgerun-
gen“ nach dem Ausländerrecht und in
„Ermessenseinbürgerungen“ nach dem

Staatsbürgerschaftsgesetz mit Absicht
beibehalten, heißt es. „Anspruch“ auf
Einbürgerung hat auch in Zukunft nur
der erwachsene Ausländer, der erstens
schriftlich seine Zustimmung zur FDGO
erklärt,zweitens nicht vorbestraft ist und
drittens seinen Lebensunterhalt ohne
Arbeitslosen- und Sozialhilfe bestreiten
kann. Mangelnde Kenntnis der deut-
schen Sprache ist ein weiterer Aus-
schlußgrund. Angesichts der gerade un-
ter Ausländern hohen Arbeitslosigkeit
und Armut und des fehlenden Anspruchs
auf deutsche Sprachkurse bleiben damit
auch in Zukunft in vielen Fällen hohe
Hürden vor dem Erwerb der Staatsbür-
gerschaft bestehen. Hürden, die z.B. vie-
len älteren Ausländern, die eine niedrige
Berufsunfähigkeitsrente plus Sozialhilfe
beziehen, weiterhin einen Anspruch auf
die deutsche Staatsbürgerschaft verwei-
gern!

Alte Verweigerungspraktiken bleiben …

Es lohnt sich, die Debatte im Reichstag
1912/1913 um das damals verabschiede-
te und bis heute im wesentlichen gelten-
de Staatsbürgerschaftsgesetz noch ein-

Streit um die Staatsbürgerschaftsreform

Schilys Gesetzentwurf schafft noch kein 
demokratisches Staatsbürgerschaftsrecht

Aus dem Gesetzentwurf

Artikel 1: Änderung d. Ausländergesetzes

„§ 85: Einbürgerungsanspruch 
für junge Ausländer

(1) Ein Ausländer,der rechtmäßig seinen
gewöhnlichen Aufenthalt im Inland hat,
ist auf einen vor Vollendung des 18. Le-
bensjahres gestellten Antrag einzubür-
gern, wenn er
1. rechtmäßig seit fünf Jahren im Inland
in familiärer Lebensgemeinschaft mit
einem Elternteil lebt, der eine unbefri-
stete Aufenthaltserlaubnis oder eine
Aufenthaltsberechtigung besitzt,
2. eine Aufenthaltserlaubnis oder eine
Aufenthaltserlaubnis besitzt oder … als
Ausländer unter 16 Jahren vom Erfor-
dernis einer Aufenthaltserlaubnis be-
freit ist und
3. nicht wegen einer Straftat verurteilt
ist. (…)

§ 86: Einbürgerungsanspruch für 
Ausländer mit längerem Aufenthalt

Ein Ausländer, der seit 8 Jahren recht-
mäßig seinen … Aufenthalt im Inland
hat, ist … einzubürgern, wenn er
1. schriftlich erklärt,daß er sich zur frei-
heitlich-demokratischen Grundord-
nung des Grundgesetzes für die Bun-
desrepublik Deutschland bekennt,
2. eine Aufenthaltserlaubnis oder eine
Aufenthaltsberechtigung besitzt oder …

als Ausländer unter 16 Jahren vom Er-
fordernis einer Aufenthaltsgenehmi-
gung befreit ist,
3. nicht wegen einer Straftat verurteilt
worden ist und
4. den Lebensunterhalt für sich und sei-
ne unterhaltsberechtigten Familienan-
gehörigen ohne Inanspruchnahme von
Sozial- oder Arbeitslosenhilfe bestrei-
ten kann. (…)

§ 87a: Ausschlußgründe
Ein Anspruch auf Einbürgerung nach §§
85 Abs. 1, 86 und 87 besteht nicht, wenn
1. eine Verständigung mit dem Einbür-
gerungsbewerber in deutscher Sprache
nicht möglich ist,
2.ein Ausweisungsgrund … vorliegt oder
3. tatsächliche Anhaltspunkte bestehen,
daß der Einbürgerungsbewerber Bestre-
bungen verfolgt oder unterstützt hat,die
gegen die freiheitlich-demokratische
Grundordnung … gerichtet sind oder ei-
ne ungesetzliche Beeinträchtigung der
Amtsführung des Verfassungsorgane …
zum Ziel haben oder die durch Anwen-
dung von Gewalt oder darauf gerichte-
te Vorbereitungshandlungen auswärtige
Belange der Bundesrepublik Deutsch-
land gefährden. (…)
Bei mehreren Verurteilungen zu Geld-
oder Freiheitsstrafen … sind diese mit
der Folge zu addieren, daß ein Einbür-
gerungsanspruch nach den §§ 85 bis 87

nicht besteht, wenn sich eine Geldstra-
fe von mehr als 270 Tagessätzen oder ei-
ne Freiheitsstrafe von mehr als neun Mo-
naten ergäben (…)

Artikel 2: Änderung des Reichs- und

Staatsangehörigkeitsgesetzes

(…) § 4 wird folgender Abs. 3 angefügt:
„(3) Durch die Geburt im Inland erwirbt
das Kind ausländischer Eltern die deut-
sche Staatsangehörigkeit, wenn
1. ein Elternteil im Geltungsbereich des
Gesetzes geboren wurde oder vor Voll-
endung des 14.Lebensjahres seinen Auf-
enthalt genommen hat und
2. im Zeitpunkt der Geburt des Kindes
im Besitz einer Aufenthaltserlaubnis
oder einer Aufenthaltsberechtigung ist.
(…)
§ 8 (1) Ein Ausländer kann auf seinen
Antrag eingebürgert werden, wenn er …
(es folgen die Einschränkungen aus § 86
Ausl.-Gesetz. Abweichend von den Vor-
aussetzungen dort „kann“ bereits nach
5 Jahren eingebürgert werden. Auch soll
bei Armut Ermessensspielraum gelten:)

„Von der in Nr. 4 bezeichneten Vor-
aussetzung kann abgesehen werden,
wenn der Ausländer aus einem von ihm
nicht zu vertretenden Grunde den Le-
bensunterhalt nicht ohne Inan-
spruchnahme von Sozial- oder Arbeits-
losenhilfe bestreiten kann.“
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mal zu studieren. Schon damals kriti-
sierten SPD-Abgeordnete, daß die
preußische Regierung Arbeitern aus Po-
len oder Personen mit „sozialdemokrati-
scher Gesinnung“ die Staatsbürgerrech-
te verweigere. „Die Arbeiter, insbesonde-
re Industriearbeiter, nimmt man ja auch
deswillen in Deutschland nicht gern auf,
weil man vermutet, daß sie Sozialdemo-
kraten sind … ganz allgemein wird …
denjenigen die Naturalisation versagt,
die sich irgendwie verdächtig gemacht
haben“, so am 23.2.1912 der SPD-Abge-
ordnete Liebknecht im Reichstag zur Po-
litik der damaligen Regierung.(1)

Schilys Gesetzentwurf greift nicht et-
wa diese über 80 Jahre alte Kritik der da-
maligen SPD auf und sorgt endlich für
Abhilfe. Er erlaubt vielmehr die Fortset-
zung dieser Praktiken. Faktisch versucht
das Bundesinnenministerium, die aus-
ländische Bevölkerung zu spalten in ei-
nen armen, staatskritischen, nicht zu in-
tegrierenden Teil und einen anderen, der
brav, „assimiliert“ und fleißig ist.

Von einer Besserung der Situation der
über 500000 sogenannten „Illegalen“
und der etwa 1,4 Millionen Flüchtlinge
ist in dem Gesetz ohnehin nicht die Rede.

Union kontra jede Einbürgerung

Trotz dieser erheblichen Einschränkun-
gen im Gesetzentwurf der Regierung
fürchten die Unionsparteien durch den
Wegfall des Verbots doppelter Staatsan-
gehörigkeit eine Einbürgerungswelle.
Schon jetzt haben etwa 2 Millionen Mi-
grantinnen und Migranten in der BRD
eine doppelte Staatsbürgerschaft –  weil
sie in „binationalen Ehen“ geboren wur-
den oder  weil sie nach dem Erwerb der
deutschen Staatsbürgerschaft ihre alte
Staatsbürgerschaft wieder erwarben.

Auch hat die Zahl der Einbürgerungen
in den letzten Jahren deutlich zugenom-
men. Das alte Konzept der Union, aus-
ländische Arbeitskräfte ins Land zu las-
sen, sie aber nach ihrer Erwerbstätigkeit
wieder in die Herkunftsländer zurückzu-
schicken, ist längst gescheitert. Zumal
weder die Zustände auf dem Balkan noch
die in der Türkei eine Rückkehr attrak-
tiv erscheinen lassen.

Einbürgerung von Migranten / Aussiedlern
1991 . . . . . . . . . . . . . . . 27.295 . . . . 114.335
1992 . . . . . . . . . . . . . . . 37.042 . . . . 142.862
1993 . . . . . . . . . . . . . . . 44.950 . . . . 154.493
1994  . . . . . . . . . . . . . . 61.670 . . . . 197.500
1995  . . . . . . . . . . . . . . 71.981 . . . . 241.625
1996  . . . . . . . . . . . . . . 86.356 . . . . 216.474
1997  . . . . . . . . . . . . . . 82.913 . . . . 195.749
Summe 1991–1997  . . 412.207 . . . 1.263.038
Quelle: Statistisches Bundesamt, 1999

Zusammen mit den 1998 erfolgten Ein-
bürgerungen dürften damit seit 1991
mehr als eine halbe Million Migrantin-
nen und Migranten die deutsche Staats-
bürgerschaft erworben haben. Hinzu
kommen ca. 1,5 Millionen Aussiedler, die
zumeist nach Artikel 116 GG eingebür-
gert wurden.

Bei einem Wegfall des Verbots der dop-
pelten Staatsbürgerschaft wird deshalb
trotz der Hürden in Schilys Entwurf ein
Anstieg der Einbürgerungen auf mehre-
re hunderttausend Einbürgerungen pro
Jahr erwartet. Bis zur nächsten Bundes-
tagswahl müßte die Union in dem aus ih-
rer Sicht „schlimmsten Fall“ mit ca. 2
Millionen weiteren wahlberechtigten Mi-
grantinnen und Migranten rechnen. Die-
se werden sicher nicht Union oder FDP
wählen, sondern SPD, Grüne und PDS.

Denn die Unionsparteien haben diese
Menschen in der Vergangenheit systema-
tisch diskriminiert. Ob auf dem Arbeits-
markt, bei der Wohnungssuche, in den
Schulen, im Eherecht, bei der Religions-
ausübung – überall haben Migrantinnen

und Migranten von der herrschenden Po-
litik Zurückweisung, Diskriminierung,
Schikanierung erlebt. In der Folge dieser
Politik ist die Arbeitslosigkeit unter ih-
nen fast doppelt so hoch wie bei Deut-
schen, sind schulische Abschlüsse, beruf-
liche Ausbildung und berufliche Aus-
sichten ausländischer Jugendlicher be-
deutend schlechter.Von der Not und Ein-
samkeit der älteren Migranten ist oh-
nehin kaum die Rede.

Die Kampagne der Union ist deshalb
auch extrem verlogen. „Ja zur Integrati-
on – nein zur doppelten Staatsbürger-
schaft“, wie es auf den Unterschriftenli-
sten heißt, will die Union gar nicht. Sie
hatte 16 Jahre lang Zeit dazu, und sie hat
diese Menschen 16 Jahre lang diskrimi-

niert, zurückgestoßen, abgewiesen. Sie
schürt auch jetzt nur Ressentiments und
Haß.Wen interessiert schon,daß die deut-
sche Politik mit der doppelten Staats-
bürgerschaft nie Probleme hatte, solange
diese für Deutsche galt? Daß in Polen in-
zwischen mindestens 200.000 „Bluts-
deutsche“ zwei Pässe haben? Daß jeder
deutsche Auswanderer nach Australien,
Kanada, USA, Südafrika, Südamerika,
Spanien, Italien oder sonstwohin die
deutsche Staatsbürgerschaft behalten
darf, sogar behalten soll? Daß also alle
„Argumente“ der Union gegen doppelte
Staatsbürgerschaft in Wirklichkeit nur
zwischen angeblich „zivilisierten Deut-
schen“ und angeblich unzivilisierten
„Fremden“ unterscheiden?

Die Union will polarisieren, Hetze
treiben.Wer seine soziale Position im Be-
ruf (Beamte) oder auf dem Arbeitsmarkt
(„Zuerst für Deutsche“) gefährdet sieht,
wer für seine Kinder weniger Ausbildung
fürchtet, der soll nicht solidarisch han-
deln, sondern ausländerfeindlich.

Das Ziel der Union ist, auf diese Wei-
se die ohnehin in Schilys Gesetzentwurf
bestehenden Hürden gegen weitere Ein-
bürgerungen noch höher zu bauen, um so
viele Einbürgerungen wie irgend möglich
zu verhindern.

Umgekehrt hängt für die MigrantIn-
nen und alle antirassistischen Kräfte viel
davon ab,ob es gelingt,die Hetze der Uni-
onsparteien und ihrer neofaschistischen
Helfer zu isolieren.Zum Glück ist die Ab-
lehnung und der Widerstand gegen die re-
aktionäre Kampagne der Unionspartei-
en verbreitet. Gewerkschaften, Kirchen,
Flüchtlingsgruppen, antifaschistische
Bündnisse, Grüne, PDS und andere ha-
ben mit einer Informations- und Auf-
klärungskampagne gegen diese Hetze be-
gonnen. Leider konzentriert sich diese
weitgehend auf die Kritik der Union. Die
Halbherzigkeiten und Hürden in Schilys
Gesetz treten auf diese Weise am Ende
womöglich unverändert in Kraft.

Änderungen an Schilys Entwurf sind nötig!

Welche Änderungen an diesem Entwurf
nötig sind, liegt eigentlich auf der Hand.
1. Wer fünf Jahre in der BRD lebt und ar-
beitet, muß einen festen, im Staatsbür-
gerschaftsgesetz verankerten Rechtsan-
spruch auf Einbürgerung haben.Der „Er-
messensspielraum“ der Behörden muß
drastisch eingeschränkt werden.
2. Armut und angebliche „Verfassungs-
feindlichkeit“ müssen als Sperrklauseln
aus dem Gesetz gestrichen werden
3.Bei fehlender Sprachkenntnis muß An-
spruch auf Sprachkurse bestehen.

Diese Kritik müßte vor allem aus den
Gewerkschaften kommen. Sie müßte
schnell kommen. Denn wenn die Union
bei den Hessenwahlen ihr derzeitiges Tief
überwindet, wird alles schwieriger. rül
(1) siehe „Deutsches Staatsbürgerschaftsrecht:
diskriminierend und großdeutsch, GNN-Verlag,
Köln, 1997, S. 6f.

Weitere AArtikel uund DDokumente aauf SSeite 222f.

PDS-Änderungswünsche
Die PDS-Abgeordnete Jelpke forderte am
14.1. Änderungen am Gesetzentwurf:

„Menschen mit deutschem Paß sollen
auch künftig nach zweierlei Recht be-
urteilt werden. Ein Deutscher auslän-
discher Herkunft, der seine Loyalität
zur Bundesrepublik unterschriftlich
bekunden muß, kann wieder ausge-
bürgert werden, wenn ihm verfas-
sungsfeindliche Tätigkeiten nachge-
wiesen werden. Ein Deutscher deut-
scher Herkunft wird bei gleicher
Betätigung selbstverständlich nicht
staatenlos. Die gleiche Ungerechtig-
keit sieht der Gesetzentwurf für Men-
schen vor, die nicht in der Lage sind,
ihren Lebensunterhalt ohne staatliche
Unterstützung zu sichern. Während
deutsch-deutsche Arbeitslose Arbeits-
losenhilfe erhalten, ist Arbeitslosig-
keit bei Einbürgerungswilligen wieder
ein Grund, ihnen die deutsche Staats-
bürgerschaft vorzuenthalten. Gleich-
gültig, ob sie 20 Jahre gearbeitet, Ar-
beitslosengeld und Steuern bezahlt
haben. Diese fortgeschriebene Diskri-
minierung Einbürgerungswilliger
steht der vielbeschworenen Integrati-
onsabsicht vollkommen entgegen. Es
ist notwendig, diese Überlegungen aus
dem Entwurf zu streichen.“
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Polnische Opfer des Nationalsozialismus
haben von der Bundesregierung Entschädi-
gung gefordert und mit Zehntausenden von
Einzelklagen gedroht. Im Auftrag des „Pol-
nischen Verbands ehemaliger politischer
Häftlinge in Nazi-Gefängnissen und Kon-
zentrationslagern“ verlange der Anwalt Die-
ter Wissgott für die 21.844 Mitglieder des
Vereins 2,4 Milliarden Mark Schadenersatz.

Wissgott hat danach der Bundesregie-
rung vorgeschlagen, das Bundesentschä-
digungsgesetz entsprechend zu erwei-
tern. Der Anwalt vertritt die Ansicht, daß
es sich nicht um ein völkerrechtliches
Problem von Reparaturleistungen han-
dele, sondern um individuelle Ansprüche
der Opfer gehe. Die ehemaligen Häftlin-
ge verlangen für jeden Monat Zwangsar-
beit 400 Mark.Zugleich fordern sie Kom-
pensation für Gesundheitsschäden sowie
für die Dauer der Haft.

Die NS-Opfer wollen sich auch direkt
an 15 deutsche Industrieunternehmen
wenden und Schadenersatz in Höhe von
7,2 Milliarden Mark fordern.Wenn es ei-
ne Bundesstiftung für Zwangsarbeiter
gäbe, wären damit auch die Forderungen
an die Firmen abgegolten, hieß es.

Durch die polnische Stiftung Deutsch-

Polnische Versöhnung, die von der BRD
mit 500 Millionen Mark ausgestattet
worden war, haben die polnischen NS-
Opfer in der Regel pauschal etwa 500
Mark Finanzhilfe erhalten.

Beim Antrittsbesuch von Bundeskanz-
ler Schröder in Polen im vergangenen
November verlangte der stellvertretende
Vorstandschef der Stiftung,Jan Parys,ei-
ne schnelle Wiedergutmachung für pol-
nische Zwangsarbeiter.

Er forderte die Bundesregierung auf,
bis zum 60. Jahrestag des Kriegsaus-
bruchs am 1. September 1999 dieses Pro-
blem zu lösen. Nach Angaben der Stif-
tung leben noch etwa 700.000 der drei
Millionen während des Zweiten Welt-
kriegs verschleppten Polen.

Bundesregierung will nicht zahlen

Die Bundesregierung hat aber jetzt
nach Angaben der Zeitung „Neues
Deutschland“ die Forderung der Naziop-
fer brüsk zurückgewiesen. Die Bundes-
regierung sehe für weitere Ansprüche
keine Basis, teilte das Bundeskanzleramt
ohne jegliche Prüfung dem Anwalt der
Nazi-Opfer, Dieter Wissgott mit.

Wissgott wollte bei einem Treffen mit
Staatsminister Hombach das schriftliche

Dossier der Opfer übergeben. Hombach
lehnte das Treffen mit der Begründung
ab, der Anwalt sei nur auf eine „Demon-
stration“ aus.

Weiter heißt es im ND: „Ein persönli-
cher Mitarbeiter Hombachs wollte aus-
drücklich nicht bestätigen, daß die An-
sprüche geprüft werden. Eine Arbeits-
gruppe unter Leitung des Ministers su-
che vielmehr nach einer belastbaren Lö-
sung, die auch die Interessen der Indu-
strie berücksichtigt.“

Heftige Kritik in Polen

In Polen wird das Verhalten der Bun-
desregierung heftig kritisiert. Vor dem
Auswärtigen Ausschuß des polnischen
Parlaments unterstützte der Vize-Außen-
minister Polens die Forderungen der pol-
nischen Zwangsarbeiter. Es sei beunru-
higend, daß die Bundesregierung in die-
ser Frage bislang nicht einmal informell
Kontakt zur polnischen Regierung ge-
sucht habe.

Die IG Metall will in nächster Zeit
ebenfalls aktiv für die berechtigten For-
derungen aller Zwangsarbeiter eintreten
und in den Betrieben für diese Forderung
mobilisieren. (Siehe das untenstehende
Dokument). hav

IG Metall-Kampagne zur
Entschädigung von ehe-
maligen Zwangsarbeitern

Die IG Metall will sich in allen Betrie-
ben der Metallindustrie um die Ent-
schädigung ehemaliger Zwangsarbeiter
aus der NS-Zeit bemühen. Zur Zeit ver-
schickt die Gewerkschaft an ihre 180
Verwaltungsstellen Listen von Betrie-
ben, die Zwangsarbeiter eingesetzt ha-
ben. In einem am 12. Januar in Frank-
furt veröffentlichten Begleitschreiben
fordert IG-Metall-Vorsitzender Klaus
Zwickel Betriebsräte, Vertrauensleute,
Aufsichtsratmitglieder und die Beschäf-
tigten auf, „ein Zeichen der Solidarität
zu setzen, die Entschädigungsfrage ver-
antwortungsvoll aufzugreifen und auf
eine politische Lösung in Form einer
Bundesstiftung zu drängen“. Darüber
hinaus sollen Historiker und Zeitzeugen
befragt sowie Firmenarchive durchgese-
hen werden.Betriebskrankenkassen,die
Allgemeine Ortskrankenkasse, Biblio-
theken und öffentliche Archive können
nach Angaben der IG Metall weitere An-
laufstellen für örtliche Recherchen sein.
Die Firmenleitungen sollen von den Be-
triebsräten aufgefordert werden, die
Aufklärungsarbeit zu unterstützen.

Die Versklavung von Millionen Frau-
en, Männern und Kindern sei ein Ver-
brechen, das nicht durch Stillschweigen
im Nachhinein legitimiert werden dür-
fe, betont die IG Metall in einem Falt-
blatt. Das Unrecht könne zwar nicht
wieder gutgemacht werden, aber Staat
und Industrie müßten sich endlich ihrer
historischen Verantwortung stellen und
Entschädigung zahlen.

Die IG Metall erinnert daran, daß
während des zweiten Weltkrieges rund
10 Millionen Menschen aus 20 Nationen
Zwangsarbeit machen mußten, damals
jeder dritte Beschäftigte. Viele Unter-
nehmen hätten zur Aufrechterhaltung
ihrer Produktion Zwangsarbeiter von
staatlichen Stellen angefordert und ge-
zielt ausgesucht. In der Industrie habe
ihr Anteil bei knapp 40 Prozent der ge-
werblichen Arbeitnehmer gelegen. In
der Rüstungsindustrie sei sogar jeder
zweite Beschäftigte Zwangsarbeiter ge-
wesen. In einzelnen Betrieben habe ihr
Anteil bis zu 90 Prozent betragen. Bei
Kriegsende hätten mehr als 1.000 KZ-
Außenlager existiert, die sich direkt auf
oder in der Nähe von Firmengelände be-
fanden.

Bis heute sei die Mehrheit der
Zwangsarbeiter von einer Entschädi-

gung ausgeschlossen, erklärte die IG
Metall. Einige große Unternehmen hät-
ten zwar betriebliche Fonds zur Ent-
schädigung eingerichtet, insgesamt sei
jedoch eine Bundesstiftung am sinnvoll-
sten. Nur eine vom Staat und den be-
troffenen Betrieben gespeiste öffentlich-
rechtliche Stiftung könne allen noch le-
benden ehemaligen Zwangsarbeitern
schnell, unbürokratisch und individuell
helfen. Die wenigen Überlebenden hät-
ten bisher durchschnittlich nicht mehr
als 200 Mark Entschädigung aus Bun-
desmitteln erhalten. „Entschädigung
für das ihnen zugefügte Leid, für den
entgangenen Lohn und für den Profit,
der mit ihrer Arbeit gemacht wurde, ha-
ben sie nie erhalten“, betont die IG Me-
tall.

Die Gewerkschaft verweist darauf,
daß es in einigen ihrer Verwaltungsstel-
len bereits Aktivitäten für die juristische
Durchsetzung von Ansprüchen ehema-
liger Zwangsarbeiter gibt. Da zu be-
fürchten sei,daß im Mai dieses Jahres die
Ansprüche verjähren, sollen Betriebsrä-
te ihre Firmenleitungen drängen, auf
diese Verjährung zu verzichten.

(Pressemitteilung des IGM Hauptvor-
stands, Frankfurt, 12.1.99)

Ehemalige Zwangsarbeiter drohen Unternehmen Klagen an

Polnische NS-Opfer verlangen 2,4 Milliarden
D-Mark Schadenersatz
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Mit einer gemeinsamen Presseerklärung ha-
ben Mitte Januar sieben Bürgerrechtsorga-
nisationen gegen die anhaltende geheim-
dienstliche Überwachung des Bremer An-
walts und Bürgerrechtlers Dr. Rolf Gössner
protestiert.

Es ist keine Realsatire über „Schlapp-
hüte“, die nach Beendigung des Kalten
Krieges beschäftigungslos geworden
sind, sondern bitterer Ernst: Nach wie
vor – und das heißt seit über 28 Jahren –
wird Dr. Rolf Gössner, Rechtsanwalt, re-
nommierter Publizist und engagierter
Bürgerrechtler, vom Verfassungsschutz
geheimdienstlich überwacht. Diese Tat-
sache hat das Bundesamt – auf Antrag –
dem Betroffenen Ende letzten Jahres mit-
geteilt.

Mit dieser systematischen Langzeit-
überwachung wird – um ein Sprichwort
umzukehren – letztlich ein „Gärtner zum
Bock“ erklärt.

Rolf Gössner gehört nämlich zu den
kenntnisreichsten und aktivsten Strei-
tern für die Bewahrung und Stärkung der
Freiheitsrechte unseres Grundgesetzes.
Ob es um den Erhalt des Grundrechts auf
Unverletzlichkeit der Wohnung, die Ein-
haltung des Datenschutzes oder die Ein-
schränkung von Freiheitsrechten ging,
stets erhob Gössner in aller Öffentlich-
keit seine Stimme als Schriftsteller, Re-
ferent und langjähriger parlamentari-
scher Berater (unter anderem des Bun-
destages).

Erst vor kurzem verfaßte er für acht
Bürgerrechtsgruppen ein Memorandum
in Sachen Menschen- und Bürgerrechte,
das – nach langen Jahren der Grund-
rechtsdemontage – der neuen rot-grünen
Bundesregierung den Reformbedarf im
Bereich der sog. Inneren Sicherheit deut-
lich machte und ein „Umsteuern“ nahe-
legen wollte (dokumentiert in: Frankfur-
ter Rundschau vom 14.10.98).

Mit Rolf Gössner wird also ausgerech-
net ein namhafter Streiter gegen den per-
manenten Abbau der Bürgerrechte be-
handelt wie ein „Verfassungsfeind“ – und
nicht etwa diejenigen „Sicherheitspoliti-
ker“, die in den vergangenen Jahren der
Verfassung schwer zugesetzt haben, in-
dem sie u.a. Grundrechte auf Asyl und
(mit dem Großen Lauschangriff) auf Un-
verletzlichkeit der Wohnung bis zur Un-
kenntlichkeit aushöhlten.

Bezeichnenderweise wird Rolf Gös-
sner nicht etwa inhaltlich eine feindliche
Agitation gegen die Verfassung vorge-
worfen, sondern lediglich, daß er im Rah-
men seiner vielfältigen beruflich-politi-
schen Arbeit unter anderem auch mit
Gruppen und Redaktionen Kontakt hat-

te, die der Verfassungsschutz als „links-
extremistisch bzw. linksextremistisch
beeinflußt“ einstuft.

Es ist unseres Erachtens eines frei-
heitlichen, demokratischen Rechtsstaats
unwürdig, daß schon bloße „Kontakt-
schuld“ für eine geheimdienstliche Be-
obachtung ausreichen soll.Mit diesen va-
gen Kriterien wird jedwede Kritik in der
Öffentlichkeit zu einem privaten und be-
ruflichen Risiko.

Es ist im Rahmen aktiver Bürger-
rechtsarbeit schlechterdings nicht mög-
lich und auch nicht sinnvoll, selektiv nur
Gleichgesinnte oder die neuentdeckte
„Neue Mitte“ anzusprechen und andere
auszugrenzen.

Es käme einem Verbot der Teilnahme
an Veranstaltungen mit zahlreichen Or-
ganisatoren gleich, wenn diejenigen, die
dort Referate halten, ohne Rücksicht auf
den Inhalt ihrer Reden vom Verfassungs-
schutz erfaßt würden. Gerade auch der
Diskurs mit Andersdenkenden steht für
eine lebendige Demokratie.

Wenn selbst renommierte Fachleute –
wie der als Experte auf dem komplizier-
ten Gebiet der Geheimdienste weithin
bekannte Rechtsanwalt Gössner – zum
Objekt staatlicher Beobachtung werden,
dann drängt sich der Verdacht auf, daß
hier unbequeme Mahner eingeschüchtert
werden sollen.

Als Bürgerrechtsgruppen protestieren
wir gegen die Überwachung des Bürger-
rechtlers Rolf Gössner und verlangen
vom Bundesamt für Verfassungsschutz,
diese Praxis sofort auszusetzen.

Wir appellieren an die rot-grüne Bun-
desregierung, diesem unkontrollierbaren
Treiben nach 28 Jahren endlich ein Ende
zu setzen.

Dieser Protest wird unterstützt von folgen-
den Bürgerrechtsorganisationen:
• Gustav-Heinemann-Initiative
• Humanistische Union
• Internationale Liga für Menschenrechte
• Strafverteidiger-Vereinigungen
• Vereinigung Demokratischer Juristinnen

und Juristen
• BAG Kritische Polizistinnen und Polizisten
• Europäische Vereinigung für Juristinnen

und Juristen für Demokratie und Men-
schenrechte in der Welt e.V.

Kontakt, Infos: 
Humanistische Union, 
Bundesgeschäftsstelle, 
Haus der Demokratie, Friedrichstr. 165,
10117 Berlin, 
Telefon 030/20450256,
Fax 030/ 20450257.

Seit 28 Jahren unter geheimdienstlicher Beobachtung

Bürgerrechtler: Protest gegen
Überwachung Rolf Gössners

Türkei/Kurdistan

HADEP fordert
Wahlbeobachter
Von Helge Sichting und Matthias Gärtner

Die HADEP erwartet für die anstehenden
Kommunal- und Parlamentswahlen in der
Türkei staatliche Verfolgung und Wahlbetrug
und fordert eine internationale Beobachtung
der Wahlen und des Wahlkampfes.

Nachdem am 26.11.98  auch die 55. Re-
gierung der Türkischen Republik unter
Mesut Yilmaz durch ein Mißtrauensvo-
tum nach einer Korruptionsaffäre im
Parlament zu Fall gebracht worden ist,
und die neue Minderheitsregierung, die
vom rechten Sozialdemokraten Bülent
Ecevit angeführt wird, nur eine Über-
gangslösung darstellt, werden voraus-
sichtlich am 18. April in der Türkei und
dem türkisch besetzten Nordosten Kur-
distans Kommunalwahlen und Neuwah-
len des Nationalparlamentes stattfinden.

Eine Delegation aus Deutschland hielt
sich Anfang Januar in der Türkei auf und
führte Gespräche mit dem Parteivor-
stand der HADEP (Demokratische Volks-
partei) in Ankara und dem Bezirksvor-
stand in Batman (Nordostkurdistan).

Die HADEP erwartet, daß die dies-
jährige Wahlen – wie auch in den Jahren
zuvor – vor allem in türkisch-Kurdistan
ohne jede rechtstaatliche Grundlage ab-
laufen werden, um eine Machtübertra-
gung an die pro-kurdische Partei, die
nach Umfragen in vielen Gebieten Nor-
dostkurdistans die absolute Mehrheit er-
halten würde, zu verhindern.

Die Mittel des Staates reichen von Re-
pression und Gewalt gegen Mitglieder
der Partei bis zur offenen Wahlfälschung.
Bei den Ende des letzten Jahres staatlich
organisierten, antikurdischen Pogromen
wurden landesweit allein in den Büros
der HADEP über 3000 Parteimitglieder
festgenommen, davon befinden sich noch
immer ca. 100 im Gefängnis, u.a. der Vor-
sitzende der HADEP,Murat Bozlak.Zwei
Menschen sind dabei durch polizeiliche
Übergriffe getötet worden, etliche wur-
den z.T. schwer verletzt.Vor allem in den
besetzten Gebieten gehen Militär, Polizei
und paramilitärische Banden gegen die
HADEP vor: Mitglieder werden zu Hau-
se „besucht“ oder auf der Straße verhaf-
tet, dann entweder eingesperrt oder sie
„verschwinden“. Kaum ein Funkti-
onsträger ist länger als ein Jahr dabei, je-
der kennt schon seinen Nachfolger.

Vor allem während des Wahlkampfes
erwartet die HADEP das schlimmste.Vor
der Wahl gehen das Militär oder parami-
litärische Einheiten in die kurdischen
Dörfer und bedrohen die Bewohner. Dör-
fer, in denen HADEP gewählt oder die
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Wahl aus Protest boykottiert wird, wer-
den nach dem „Prizip der verbrannten
Erde“ ausradiert, die Bewohner werden
ermordet oder fliehen in die explosions-
artig wachsenden Städte.Die meisten der
dort wohnenden Kurdinnen und Kurden
werden für die Wahl nicht einmal erfaßt.
Die HADEP versucht nun mit einer öf-
fentlichen Aktion aus eigener Kraft zu-
sätzliche Wählerverzeichnisse aufzustel-
len, um die Betroffenen zu erfassen.

Eine andere Methode der Wahlfäl-
schung wird von konkurrierenden, fi-
nanzstarken Parteien erfolgreich prakti-
ziert: Viele Dörfer sind so arm, daß die
Einwohner sich für ihre Stimme mit Le-
bensmitteln oder Geld bestechen lassen.
Oft kommt es vor, daß die Stimmabgabe
von regierungstreuen,sogenannten Dorf-
schützern beobachtet wird. Nach der
Wahl werden vom türkischen Staat noch
„Korrekturen“ vorgenommen, d.h. viele
Wahlurnen verschwinden oder werden
ausgetauscht. Als letzte Hürde nach die-
sem staatlich organisiertem Stimmen-
klau wird der HADEP bei den National-
parlamentswahlen eine Zehn-Prozent-
Hürde in den Weg gestellt. Im Endeffekt
wird erreicht, daß eine Partei, die die
große Mehrheit der kurdischen Bevölke-
rung politisch vertritt, in keinem Parla-
ment vertreten ist.

Die Türkei wird natürlich versuchen,
sich bei den Wahlen den Schein der
Rechtstaatlichkeit zu geben und dazu für
ausgesuchte Dörfer Delegationen aus an-
deren Ländern anfordern.Um den Betrug
zu verhindern oder aber wenigstens öf-
fentlich zu machen, fordert die HADEP
eine unabhängige internationale Beob-
achtung der Wahlen und des Wahlkamp-
fes, vor allem im Kriegsgebiet in Nord-
ostkurdistan (Osttürkei).

Barzan Öztürk gestorben

Totenfeier 
verboten
Am 4. Januar starb der kurdische Sänger
Barzan Öztürk (Murat) im Bundeswehrkran-
kenhaus Koblenz an den Folgen schwerer
Verbrennungen. Das Stuttgarter Innenmini-
sterium verbot darauf sogar die Totenfeier.

Barzan Öztürk sich am 1.11.1998 in der
JVA Stuttgart-Stammheim angezündet
und war mit 80prozentigen Verbrennun-
gen ins Bundeswehrkrankenhaus Ko-
blenz eingeliefert worden. Nach seinem
Tod kamen am 6. Januar Tausende Kurd-
innen und Kurden nach Stuttgart vor die
JVA Stammheim. Sie wollten ihm die
letzte Ehre erweisen. Dieses Anliegen
wurde vom baden-württembergischen
Innenminister unterbunden, der die
Überführung des Sarges von Koblenz
nach Stuttgart an der Landesgrenze bei
Hockenheim von einem großen Polizei-
aufgebot auf der Autobahn stoppen ließ.

In der Nacht zuvor hatten Innenmini-
sterium und Stuttgarter Ordnungsamt
die Aufstellung des Sarges bei der Trau-
erfeier verboten. Verhandlungen ver-
schiedener Bundesländer und PDS-Bun-
destagsabgeordneter mit dem Innenmi-
nisterium und auch die Intervention des
Stuttgarter Polizeipräsidenten Haas bei
dem Stuttgarter Oberbürgermeister
Schuster, „Toleranz und Achtung zu er-
weisen“, führten zu keinem Erfolg.

Schließlich genehmigte die hessische
Landesregierung, daß auf dem Frankfur-

ter Flughafen in der hintersten Ecke beim
Cargotor 31 eine Gedenkfeier stattfinden
könne.

Darauf wurde nach fünf Stunden War-
tens die zur Protestkundgebung gewor-
dene Trauerveranstaltung in Stuttgart
abgebrochen. Fast alle in Stuttgart an-
wesenden Kurdinnen und Kurden und
viele Tausend mehr aus dem Raum Frank-
furt versammelten sich am Abend auf
dem Frankfurter Flughafen, zogen in ei-
ner endlosen Reihe an dem Sarg von Bar-
zan Öztürk vorbei, erwiesen ihm die letz-
te Ehre und legten Blumen und Kränze
nieder.

Am 8. Januar wurde Barzan Öztürk in
die Türkei überführt.Der Sarg wurde von
einer Delegation begleitet. Vom Flugha-
fen Van wurde der Leichnam mit einem
Konvoi von 500 Fahrzeugen zu seinem
Heimatort Agri gebracht. Schon Tage zu-
vor hatte das Militär rund 10.000 Solda-
ten zusammengezogen. Der Konvoi muß-
te zahllose Straßensperren überwinden,
mehr als 1.000 Leute wurden verhaftet.
Letztendlich konnte Barzan Öztürk von
seiner Familie beigesetzt werden.

In der BRD hat das Verhalten des
Stuttgarter Innenministers und Ober-
bürgermeisters Wellen geschlagen. Der
ihnen schon lange unbequeme Stuttgar-
ter Polizeipräsident wurde von Innenmi-
nister Schäuble seines Postens enthoben
und ins Innenministerium versetzt.

Mit der Verhinderung einer Trauerfei-
er in Stuttgart wurde wieder einmal das
Empfinden vieler kurdischer Menschen
tief verletzt. Mit einer Unterschriften-
sammlung unter die auf dieser Seite do-
kumentierte Erklärung wollen sie nun
ihren Protest zum Ausdruck bringen und
in den nächsten Tagen im Landtag und
Gemeinderat einreichen. rub

An den Präsidenten des Landtages Ba-

den-Württemberg, den Landtag von Ba-

den-Württemberg, den Gemeinderat der

Stadt Stuttgart

Sehr geehrte Damen und Herren,
am 6. Januar 1999 sollte in Stuttgart-
Stammheim eine Trauerfeier zum Ge-
denken an Herrn Barzan Öztürk statt-
finden.Herr Barzan Öztürk hatte sich in
der JVA Stammheim am 1. November
1998 angezündet und war am 4. Januar
1999 an seinen schweren Verletzungen …
verstorben. …

In einem Abschiedsbrief legte er sei-
ne Beweggründe für die Selbstverbren-
nung dar. Er verwies darin auf die Ver-
folgung der Kurden in der Türkei,die un-
menschlichen Zustände in den türki-
schen Gefängnissen und den gescheiter-
ten Attentatsversuch auf den Vorsitzen-
den der PKK, Abdullah Öcalan. Er er-
klärte,daß er auf diese Weise ein Zeichen
gegen die Menschenrechtsverletzungen
und den Krieg in Kurdistan setzen wol-
le.

Herr Barzan Öztürk stammt aus einer
kurdischen Familie in Agri,die seit Jahr-

zehnten gegen die Unterdrückung der
Kurden eintritt. Deshalb wird diese Fa-
milie von Polizei und Militär verfolgt.
Zahlreiche Familienmitglieder starben
in diesem Kampf, darunter sein Vater
und mehrere Geschwister. (…)

In jeder Kultur ist es üblich, daß sich
Menschen  und Menschengruppen in
würdiger Weise von ihren Toten verab-
schieden. Nichts anderes sollte in Stutt-
gart-Stammheim geschehen. Deshalb
war auch die Überführung des Sarges
von Koblenz über Stuttgart-Stamm-
heim zum Flughafen Frankfurt geneh-
migt und mit dem Polizeipräsidium Ko-
blenz ausführlich und in allen Einzel-
heiten einvernehmlich besprochen wor-
den. Von irgendeiner „erschlichenen“
Genehmigung kann nicht die Rede sein,
ebensowenig von einer geplanten Zur-
schaustellung des Leichnams.

Es ist ein hohes Gut jeder Gesellschaft
und jeder Kultur, daß die Ehrerbietung
vor den Toten die Achtung des Lebens
ausdrückt.Deshalb verletzt es die Kurd-
innen und Kurden zutiefst, daß der In-
nenminister Baden-Württembergs und

der Oberbürgermeister der Stadt Stutt-
gart im Gegensatz zu der auch in
Deutschland üblichen Praxis eine solche
Gedenkveranstaltung unterbunden und
noch Tage danach die Trauer über den
Tod von Barzan Öztürk zu politischen
Zwecken mißbraucht haben. (…) 

Daß der Sarg von einem Polizeiauf-
gebot an der baden-württembergischen
Grenze bei Hockenheim auf der Auto-
bahn festgehalten wurde, rief bei vielen
Kurdinnen und Kurden Erinnerungen
an die Praxis türkischer staatlicher Or-
gane wach (…)

Wir appellieren an den Präsidenten
des Landtags, die Landtagsfraktionen
sowie den Gemeinderat der Stadt Stutt-
gart, diesen Protest einer großen Bevöl-
kerungsgruppe … entgegenzunehmen,
deren Menschenrechte durch das Vorge-
hen des Innenministers von Baden-
Württemberg und des Oberbürgermei-
sters der Stadt Stuttgart verletzt wur-
den. Wir fordern, daß ein solches Vorge-
hen gerügt wird und nicht wieder ge-
schehen darf.
(aus Platzgründen geringfügig gekürzt)
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Der Gewerkschaftsverband DISK hat der In-
ternationalen Arbeitsorganisation (ILO) in
Genf einen Bericht über die Verfolgung der
Gewerkschaften in der Türkei vorgelegt. Der
Bericht bezieht sich auf die schweren Aus-
einandersetzungen der letzten zwei Jahre,
die von den Gewerkschaftsverbänden DISK
und KESK zur gesetzlichen Anerkennung
des Koalitions- und Verhandlungsrechts ge-
führt wurden. Der Bericht stellt an die ILO
die Forderung, daß diese bei der türkischen
Regierung auf Einhaltung der internationa-
len Standards und Übereinkommen zu Fra-
gen der Koalitions- und Verhandlungsrech-
te interveniert und den Übergang in nationa-
les Recht erzwingt. Diese Voraussetzungen
gewerkschaftlicher Tätigkeit werden in der
Türkei nicht eingehalten, verfolgt, verboten.

Die türkische Regierung hat die ILO-
Übereinkommen über Vereinigungsfrei-
heit, die Grundsätze des Vereinigungs-
rechts und von Kollektivverhandlungen,
die Vereinigungsrechte in Staatsbetrie-
ben und im öffentlichen Sektor sowie zu
Fragen der Lage der Arbeitszeiten unter-
zeichnet. Keines dieser Abkommen ist,
wie in den Regeln der ILO vorgeschrie-
ben, nach fünf bzw. sechs Jahren in na-
tionales Recht umgesetzt worden. In der
Zeit nach dem Militärputsches von 1980
wurden bestehende Arbeits- und Ge-
werkschaftsrechte vielmehr suspendiert
bzw. aufgehoben. So ist im türkischen
Recht geregelt, daß eine Gewerkschaft
nur anerkannt werden kann, wenn sie in
einer Branche mindestens 10 % der dort
Beschäftigten vertritt. In einem Betrieb
muß eine Gewerkschaft 50%+1 der Be-
schäftigten vertreten, soll sie zu Ver-
handlungen zugelassen werden.Eine Ge-
werkschaft muß diese Mitgliedschaft na-
mentlich gegenüber den Behörden bzw.
der Betriebsleitung nachweisen. Auf-
grund dieser Gesetze bestehen in nur
12% der Betriebe gewerkschaftliche Ver-
tretungen. Die Gesetze verbieten Streiks
in Banken, im öffentlichen Dienst, im
Transportgewerbe, in der Wasser- und
Energiewirtschaft,im Kohle- und Braun-
kohleabbau und in der Gas- und Erdöl-
förderung. Solidaritätsstreiks, General-
streik oder Bummelstreiks sind gesetz-
lich verboten. Im öffentlichen Dienst und
den Staatsbetrieben ist zwar eine ge-
werkschaftliche Organisierung wieder
erlaubt, aber Streiks oder Lohnverhand-
lungen verboten. In den 10 Freihandels-
zonen, in denen 7000 Arbeiter beschäf-
tigt sind, sind Streiks generell verboten.

In den letzten zehn Jahren haben sich
neue Gewerkschaften und Dachverbän-
de gegründet, so im öffentlichen Dienst
und in den Staatsbetrieben der Dachver-

band KESK und seit 1996 auch wieder
der Dachverband DISK,der während des
Militärputsches 1980 verboten worden
war. Diese Gründungen waren nötig, da
der staatlich anerkannte Dachverband
Türk-Is fast völlig zu einem treuen Ge-
hilfen des Militärregimes verkommen ist.
Leider vertritt Türk-Is auch die Arbeiter-
und Angestelltenseite in der ILO.

Die Verfolgung gewerkschaftlicher
Tätigkeit stellt der DISK-Bericht in Zah-
len dar: Von  1992 und 1996 wurden über
40.000 Beschäftigte wegen gewerk-
schaftlicher Tätigkeit entlassen. Nach
der Neugründung der DISK wurden in 2
Jahren rund 40.000 ihrer Mitglieder aus
2.000 Betrieben gefeuert. Der DISK-Be-
richt zählt eine Reihe von Beispielen aus
dem Westen der Türkei auf:

• In der Türk Siemens Kabelfabrik in
Bursa arbeiten 922 Beschäftigte. Die Fir-
menleitung versucht seit langem, die Ar-
beiter zum Wechsel der Gewerkschaft zu
pressen. Sie sollen von der Birlesik Me-
tal-Is, in der sie seit 10 Jahren organisiert
sind, zum Dachverband Türk-Is wech-
seln.Wegen Widerstand dagegen wurde 1
Arbeiter verhaftet und 28 entlassen. 10
waren Gewerkschaftsfunktionäre. Sie-
mens verhandelt nicht mit der Gewerk-
schaft. Für Überstunden werden keine
Mehrarbeitszuschläge gezahlt, seit der
Einführung neuer Arbeitszeitsysteme
und Nachtarbeit vor einem Jahr wird von
der Betriebsleitung gegen zahlreiche Ver-
ordnungen verstoßen.

• Als die 62 Beschäftigten der Istan-
buler Druckerei Reslan sich gewerk-
schaftlich organisieren wollten, wurden
46 entlassen. Bei Reslan wird kein glei-
cher Lohn für gleiche Arbeit bezahlt, es
gibt keine geregelte Arbeitszeit,nach En-
de der Nachtarbeit um 3 Uhr morgens
kommen die Arbeiter wegen fehlender
Verkehrsverbindung nicht nach Hause.

• Bei Turkish Daily News arbeiten 52
Arbeiter. Diese beschlossen sich gewerk-
schaftlich zu organisieren. Über 40 wur-
den gefeuert. Bei der Zeitung gibt es kei-
ne geregelte Arbeitszeit,Mehrarbeit wird
nicht bezahlt, gleicher Lohn für gleiche
Arbeit existiert nicht, Arbeitssicher-
heitsvorschriften werden mißachtet usw.

• Bei der Lebensmittelfabrik Frigo-
Pak in Bursa arbeiten 160 Beschäftigte,
70 fest und 90 in der Saison. Als sie sich
gewerkschaftlich wegen unzumutbarer
Arbeitsbedingungen organisieren woll-
ten, entließ das Unternehmen 133 Ge-
werkschaftsmitglieder.

• Von den 443 Arbeitern der Textilfa-
brik Zümrüt Örme in Corlu wurden 220
entlassen und der Betrieb einige Zeit
komplett geschlossen, als die Arbeiter

gewerkschaftlich Arbeitsstandards und
gleiche Löhne durchsetzen wollten.

• Das Dienstleistungs- und Reini-
gungsunternehmen TEK hat 450 Be-
schäftigte. Damit sie nicht mit der Ge-
werkschaft verhandeln muß, entließ die
Betriebsleitung 430 Arbeiter, darunter
300 Gewerkschaftsmitglieder.

Die Liste ließe sich endlos fortsetzen.
Die Durchsetzung der ILO-Normen in
der Türkei ist für DISK eine Vorausset-
zungen des EU-Beitritts der Türkei. rub

Baskenland

Massive Unterstützung
für baskische Gefangene
Von Manfred Ostrowski

Über 100 000 Menschen versammelten sich
am 9.1. in Bilbao zur bisher teilnehmer-
reichsten Demonstration, um die Rechte der
baskischen politischen Gefangenen einzu-
fordern und die Zurückverlegung der Gefan-
genen ins Baskenland zu verlangen. 

Die Demonstration kann als historisch
bezeichnet werden, sowohl von der Zahl
der Demonstranten her als auch von der
Breite der Vertretung der baskischen po-
litischen, gesellschaftlichen, kulturellen
und gewerkschaftlichen Sektoren aus ge-
sehen. Die Vorsitzenden der PNV, von
Herri Batasuna und EA, der Vereinigten
Linken, von Zutik und AB (französisches
Baskenland) trugen Spruchbänder mit
der Aufschrift „Presoen eskubideen al-
de“ – „Für die Rechte der Gefangenen“.
Man forderte von Spanien und Frank-
reich, die Rechte der baskischen Gefan-
genen zu respektieren; „weil sie Basken
sind – die baskischen Gefangenen ins
Baskenland!“

Carlos Garaikoetxea, Präsident von
EA,äußerte während der Demonstration:
„Seit sie ins Leben gerufen wurde, haben
wir die politische Dispersion angepran-
gert, und genau das machen wir auch
heute hier. Wir sind zur Demonstration
gekommen, um deutlich zu machen, daß
wir gegen diese Politik sind und daß sie
die baskischen Gefangenen ins Basken-
land bringen müssen. Die politische und
soziale Mehrheit des Baskenlandes ist
hier repräsentiert, und wenn sie es von
Madrid aus sehen wollen, sehen sie es. Es
ist die größte Demonstration, die wir ge-
sehen haben. Ich bedauere, daß nicht Re-
präsentanten aller Parteien da sind. Ich
hoffe, daß sie merken werden, daß die
Mehrheit hier ist, und, wenn sie Demo-
kraten sind, daß sie den Willen der Mehr-
heit respektieren werden. Die Regierung
von Madrid wird wohl oder übel hören.
Anderenfalls werden wir wissen, was wir
zu antworten haben, wenn sie sagen, daß
sie Demokraten sind.“

Xabier Arzalluz, Präsident der PNV,
meinte: „Wir kommen, um unsere Mei-
nung öffentlich zu bekunden, von unse-

Bericht des Gewerkschaftsverbandes DISK an die ILO

Gewerkschaften in der Türkei
kämpfen um ihre Anerkennung



rem Recht Gebrauch machend und ohne
jede Hoffnung, die Herren Aznar und
Mayor Oreja zu überzeugen. Es gibt wohl
Gründe,hier zu sein.Um ein Recht zu ver-
teidigen, haben wir uns alle versammelt.
Es interessiert mich überhaupt nicht, ob
die Regierung Aznars uns Aufmerksam-
keit schenkt oder nicht. Bis jetzt hat Az-
nar uns keine Beachtung geschenkt und
macht die übliche Politik. Er tut keinen
Schritt vorwärts. So mag es weitergehen.
Wir haben unsere Politik und werden mit
ihr fortfahren. Den Frieden zu erreichen
ist unser Ziel, und wir werden dieses Ziel
erreichen. Wenn die anderen sich nicht
bewegen, sollen sie sehen, wie sie fertig
werden. Später wird jeder sein entspre-
chendes Resultat haben.Wir prangern die
Situation an, die seit so vielen Jahren in
den Gefängnissen herrscht. Letzten En-
des haben wir beschlossen,auf die Straße
zu gehen und alle miteinander zu prote-
stieren.“

Javier Madrazo, Koordinator der Ver-
einigten Linken, sagte: „Wir fordern die
Regierung auf, eine auf Menschlichkeit
und Gerechtigkeit gegründete Gefäng-
nispolitik anzuwenden. Die Gefangenen
weit vom Baskenland fortzuschaffen hat
den Verwandten und der baskischen Ge-
sellschaft Leid zugefügt. Leider hat die
Regierung taube Ohren für die Forderung
nach Zurückführung und wir müssen De-
monstrationen machen. Die Gefangenen
ins Baskenland zu bringen ist eine rich-
tige, humanitäre und gesetzeskonforme
Forderung; und es könnte eine gute Wir-
kung im Friedensprozeß haben. Meiner
Meinung nach müßten sie ein tiefgehen-
des Nachdenken beginnen über die heu-
tige Politik. Die Regierung kann der For-
derung der gesellschaftlichen Mehrheit
nicht den Rücken zuwenden, und sie
müssen alle Gefangenen in die Nähe
bringen, nicht die von ETA alleine. So
hoffe ich, daß die heutige Demonstration
ein Wendepunkt ist und die Dinge än-
dert.“

Arnaldo Otegi,Sprecher von Herri Ba-
tasuna, führte aus: „Über die spanischen
und französischen Gesetze hinausgehend
ist es das wichtigste, redlich und objek-
tiv zu sehen,was die Gesellschaft fordert.
Für uns ist es ein grundlegendes Prinzip
des Rechts, die Gefangenen ins Basken-
land zu bringen. Die Verantwortlichkeit
verlangt es heute,daß alle Gefangenen im
Baskenland sind, und morgen, daß re-
spektiert wird, was wir Bewohner des
Baskenlandes entscheiden, damit die
Souveränität beim baskischen Volk ist
und damit wir Basken damit anfangen,
wie freie Euskaldunak zu denken. Einige
haben ihren Kopf damit voll, über den
Frieden zu reden, aber es ist deutlich, daß
der einzige Vertreter von Friedenswillen
und von Konfliktüberwindung Euskadi
ta Askatasuna ist.Bei der spanischen und
der französischen Regierung ist kein Wil-
le anzutreffen, den Konflikt zu überwin-
den. Aber das ist uns gleich. Wir fühlen
uns als freie Basken, und so werden wir
arbeiten.“
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Turbulenzen bei den französischen Faschisten

Eine FN-Spaltung ist sicher
Von Bernhard Schmid, Paris

„Die Woche der langen Messer“ taufte das
Wochenmagazin L’Evenement du Jeudi Mit-
te Dezember ‘98 die vorangegangenen acht
Tage in der Geschichte des rechtsextremen
Front National (FN). Der Konflikt, der derzeit
dabei ist, Frankreichs neofaschistische Par-
tei in zwei getrennte Organisationen aufzu-
spalten, war damals eine gute Woche alt. 

Die Anspielung auf die Ereignisse des so-
genannten Röhm-Putschs von 1934, die
als „Nacht der langen Messer“ in die
Chronik des deutschen Nazismus eingin-
gen, hinkt aus verschiedenen Gründen.
Einer davon – wohl eher den äußeren Um-
ständen geschuldet – ist, daß es bisher
keine Leichen gab.Ein anderer,daß jener,
der sich derzeit vom Inhaber der (inner-
parteilichen) Macht ausgeschaltet sieht,
wahrscheinlich Adolf Hitler geistig
näher – noch näher – steht als sein ehe-
maliger Chef selbst. Gemeint ist Bruno
Mégret, dem am 9. Dezember 1998 seine
Funktion als Generalbeauftragter des
FN entzogen und der am 23. Dezember
aus der neofaschistischen Partei ausge-
schlossen worden ist.

GRECE-Gefolgs- bzw. Gesinnungsleute

Denn Mégret und die entscheidenden
Köpfe seiner engsten Umgebung, die
zeitgleich mit ihm aus der Le Pen-Partei
ausgeschlossen wurden (Jean-Claude
Bardet,Yvan Blont, Jean-Yves Ie Gallou,
Pierre Vial) haben in den 70er Jahren aus-
nahmslos entweder die Ideologiefabrik
GRECE durchlaufen oder kommen, wie
Mégret selbst, aus dem GRECE-Ableger
Club de l’Horloge.

Beim GRECE („Forschungs- und Stu-
dienzentrum für die europäische Zivili-

sation“) betrieb man die Suche nach den
nicht-christlichen Wurzeln der „indo-eu-
ropäischen Kultur“, da das Christentum
vom Judentum abstamme und somit ei-
nen „rassischen“ bzw. kulturellen
Fremdkörper bilde. Zudem wurde der
„jüdisch-christliche“ Monotheismus da-
für verantwortlich gemacht, daß es mit
seiner Idee der Gleichheit aller Menschen
vor einem einzigen Gott die Quelle so
schädlicher Ideen wie einer vom sozialer
Gleichheit und Demokratie darstelle.

Jener „Religion der Wüstenvölker“
wurde als positives Gegenbild das ger-
manisch-keltische Heidentum, „Religion
der Waldvölker“, gegenübergestellt. Die-
se Ideenproduktion aber kommt der Ras-
senideologie NS-Deutschlands wesent-
lich näher als dem katholisch-reak-
tionären Erbe der „klassischen“ franzö-
sischen Rechten.

Jean-Marie Le Pen ließ es sich nicht
entgehen, auf diese Vorgeschichte anzu-
spielen, indem er in einer ersten Reakti-
on nach Ausbruch des Konflikts von den
Mégret-Anhängern als einer „extremisti-
schen, aktivistischen und sogar rassisti-
schen Minderheit“ sprach und den Na-
men von Pierre Vial nannte – der Mégret-
Vertraute und Geschichtsprofessor in Ly-
on, Spezialist für das „lndoeuropäer-
tum“, ist „der“ Rassenideologe der fran-
zösischen extremen Rechten.

Le Pen wird alt und verteidigt seine

Machtstellung mit allen Mitteln

Hintergrund des heftig ausgetragenen
Konflikts ist, dass nach ersten Aus-
schlüssen von Mégret-Anhängern, die
den alleinigen Führungsanspruch des al-
ternden Le Pen in Frage gestellt hatten,
seit dem 18.November und nach der Ent-
lassung zweier Mégret nahestehender,
hauptamtlicher FN-Kader in der ersten
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Dezemberwoche Proteste gegen die „dik-
tatorische“ Führung des FN-Chefs aus-
gebrochen waren. Bei einer Konferenz
der 400 führenden Parteifunktionäre, die
am 5. Dezember in Paris stattfand, war
Le Pen ausgebuht worden.

Dieser scheint entschlossen zu sein,
den ehrgeizigen Anwärter auf seine
Nachfolge auszuschalten, solange er da-
zu noch Zeit hat, und den Konflikt mit
rabiaten Mitteln zu lösen. Bei einem Auf-
tritt am Ende der ersten Konfliktwoche
im ostfranzösischen Metz tönte Le Pen
martialisch und von sich selbst über-
zeugt: „Man sagt mir: Gibt es wirklich
keine Verständigungsmöglichkeit ? Keine
Möglichkeit, Feuer und Wasser miteinan-
der zu vereinen, oder daß Cäsar vergibt?
Was mich von Cäsar unterscheidet, dem
Brutus sich mit dem Messer in der Hand
näherte (…),das ist,daß ich mein Schwert
ziehe und Brutus töte, bevor er mich tö-
tet.“

Liest man die Erklärung von Jean-Ma-
ria Le Pen, welche die Seite 1 der Partei-
zeitung National Hebdo von derselben
Woche ziert, dann könnte man zunächst
an eine Art Flügelstreit zwischen
„Gemäßigten“, die Allianzen mit den
Konservativen zuneigen, und faschisti-
schen „Hardlinern“ glauben. So heißt es
da: „Es scheint, als ob ich in den Augen
bestimmter ehrgeiziger Herren,die zu al-
lem breit sind, um Karriere zu machen,
das einzige Hindernis für fruchtbare
Wahlbündnisse mit der Rechten sei.“
Beiläufig erinnert der Text auch an frühe-
re Parteimitgliedschaften der Köpfe des
„kriminellen Manövers“ und der „Sub-
version“, deren Opfer seine Partei sei:
„Bruno Mégret, ehemaliger Kader des
(gaullistischen) RPR, und JeanYves le
Gallou, ehemaliger Kader der (liberal-
christdemokratischen) UDF“.Die beiden
– durch Le Pen ausgeschlossenen – FN-
Funktionäre waren Ende der 70er, An-
fang der 80er Jahre tatsächlich
Führungsmitglieder dieser beiden
großen Parteien. Dort waren sie aber
nicht als bürgerliche Demokraten einge-
treten, sondern im Rahmen einer Entris-
mus-Strategie aufgestiegen, den die
Denkfabriken der „Neuen Rechten“,
GRECE und Club de l’Horloge, damals
als Form der Kaderpolitik betrieben.

Aktivisten und Apparat gegen Le Pen

Wie wird es mit dem FN weitergehen? Es
muß als höchst unwahrscheinlich gelten,
daß Jean-Marie Le Pen die Kader und
Aktivisten nochmals hinter sich versam-
meln kann, da er in seinem zornigen und
bornierten Machterhaltsgebaren derzeit
seine eigene Partei mit der Spitzhacke
bearbeitet. So wurde die Erklärung über
„Rassisten und Extremisten“ in den ei-
genen Reihen von den Aktivisten übel
aufgenommen, die sich seit Jahren erbit-
tert gegen solche Vorwürfe von außen
wehren.

Im „Säuberungsfieber“ versucht Le
Pen darüber hinaus, den hauptamtlichen
Apparat zu zerschlagen,dem nach seinen

Aussagen 120 bezahlte Mitglieder an-
gehören, während „20 genügen würden“.

Wahrscheinlich ist,daß Le Pen nur der
ältere und daher passive Teil der Mit-
gliedschaft verbleiben wird. 62 von 100
Departements-Sekretären (eine Art Be-
zirksvorsitzende) und eine Mehrheit der
275 FN-Abgeordneten in den Regional-
parlamenten – auf nationaler Ebene sind
die Neofaschisten, aufgrund des Mehr-
heitswahlrechts, nicht im Parlament ver-
treten – stehen derzeit hinter Mégret.

Parteitag der „Mégretisten“ …

Die Mégretisten werden nunmehr am 23.
und 24. Januar in Marignane ihren
„außerordentlichen Parteikongreß“ ab-
halten,auf dem – da Le Pen und seine Ge-
treuen angekündigt haben, nicht zu er-
scheinen – auch eine neue Führung ge-
wählt werden soll. Ein „Erneuerungs-
kongreß“ des Front National,wie die Mé-
gret-Anhänger behaupten – oder Grün-
dungskongreß einer neuen politischen
Formation, die sich vom FN abspaltet,
wie Le Pen angibt? 

… und Rechtsstreit um den Parteinamen

Darüber wird der Rechtsstreit um die Be-
nutzung des Parteinamens „FN“ ent-
scheiden. Le Pen hat ihn zwar 1985 auf
seinen Namen eintragen lassen, die Ein-
tragung aber 1995 nicht erneuern lassen,
obwohl dies in zehnjährigem Abstand er-
forderlich ist.

Die Mégretisten ihrerseits haben ihn
am 10. Dezember beim Patentamt INPI
für sich angemeldet, und die linke Wo-
chenzeitung Charlie Hebdo ihrerseits hat
ihn am 18. Dezember (die Anmeldung
vom 10.12 war noch nicht offiziell einge-
tragen) ihrerseits für sich beansprucht.

Die satirische Wochenzeitung beab-
sichtigt, ihn den Widerstandskämpfern
aus dem Zweiten Weltkrieg zurückzuge-
ben – eine von der französischen KP 1941
lancierte Resistance-Organisation trug
bereits den Namen „Front National“ als
Abkürzung für den längeren Titel „Na-
tionale Front für die französische Unab-
hängigkeit“.

Der Rechtsstreit kann lang werden

Der Rechtsstreit verspricht lang und
kompliziert zu werden. Eine erste Vor-
entscheidung fiel am 12. und 15. Januar,
als das Pariser Zivilgericht in erster In-
stanz über eine Klage des Le Pen-Lagers
zu entscheiden hatte. Die Klage zielte
darauf,den Mégretisten per einstweiliger
Verfügung die Benutzung des Parteina-
mens „FN“ sowie der Mitgliederlisten
der neofaschistischen Partei zu verbieten
– doch sie wurde abgeschmettert.

Die Richter urteilten, eine „offenkun-
dig rechtswidrige Störung“, die eilig ab-
gestellt werden muß – juristische Voraus-
setzung für den Erlaß einer Einstweili-
gen Verfügung – liege nicht vor. Le Pen sei
es daher zuzumuten, den Ausgang eines
normalen Gerichtsverfahrens abzuwar-
ten – und das kann Monate oder auch Jah-
re dauern.

Ein wichtiger vorläufiger Sieg für die
Mégret-Anhänger.

Eine Spaltung wie in Italien?

Wie auch immer die beiden künftigen Or-
ganisationen heißen mögen: auf Dauer
wird wohl nur eine Großpartei überle-
ben. Nicht unwahrscheinlich ist ein von
der Form her an die italienische Ent-
wicklung erinnerndes Szenario mit einer
großen, „respektabel“ gewordenen
rechtsextremen Formation (der MSI nach
einer Umwandlung in die Alleanza na-
zionale) und einer sehr viel kleineren
Restpartei der Traditionalisten (MSI-
Flamme tricolore).

Die EU-Wahl wird wichtig

Die Europaparlamentswahl stellt dabei
eine noch zu umschiffende Klippe für die
Mégret-Anhänger dar. Denn zwar weiß
Bruno Mégret den Großteil des FN-Ap-
parats und der aktiven Kader hinter sich.
So sind seit dem letzten Wochenende
nunmehr auch an die 10 – von 22 – Re-
gionalabteilungen des DPS (Departe-
ment Protection— Securite, „Abteilung
Schutz und Sicherheit“), die „Miliz“ der
neofaschistischen Partei, die Le Pen per-
sönlich untersteht und ihm allein ver-
antwortlich ist, offen zu Mégret überge-
laufen.

Schlechte Karten für die „Mégretisten“?

Doch in der Wählerschaft, bei welcher
eher der Name Le Pen die „Legitimität“
der rechtsextremen Bewegung verkör-
pert und die sich um die inneren Angele-
genheiten wenig schert, haben die Mé-
gretisten bisher noch einen schweren
Stand.

Zwei Umfragen des lnstituts CSA, die
beide in der zweiten Dezemberhälfte –
für die Tageszeitung Liberation sowie das
Wochenmagazin L’ Evenement – durch-
geführt wurden, belegen dies. Demnach
würden aktuell 4 bzw. 5 Prozent der
Wählerschaft für eine „Liste Mégret“
stimmen, 10 bzw. 9 Prozent für eine „Li-
ste Le Pen“. Einzig bei den besserver-
dienenden – oberhalb von 15.000 Francs
(5.000 DM) im Monat – hat Mégret klar
die Nase vorn.

Eine Trumpfkarte haben die Mégreti-
sten aber auf jeden Fall in der Hinter-
hand. Die älteste Tochter des bisherigen
FN-Chefs,Marie-Caroline Le Pen (38), ist
die Lebensgefährtin von Philippe Olivier
– „rechte Hand“ Mégrets – und wurde
deswegen von ihrem Vater im Dezember
„live“ auf dem TV-Bildschirm verstoßen,
der von „familiärem Verrat“ sprach.

Es gilt mittlerweile als höchstwahr-
scheinlich, daß es neben einer „Liste Le
Pen“, die vom alternden FN-Gründerva-
ter geführt wird, bei den Europaparla-
mentswahlen eine Liste „Mégret /Le
Pen“ geben wird, mit Marie-Caroline auf
dem Listenplatz Nummer 2.

Ein solcher Listenname, der auf den
ersten Blick an eine Einigung zwischen
den Kontrahenten denken läßt, dürfte
seine Wirkung nicht verfehlen.
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PKK-Vorsitzender Öcalan aus Italien 
abgereist
Der Vorsitzende der Arbeiterpartei Kur-
distans (PKK), Abdullah Öcalan, ist am
17. Januar aus Italien wieder abgereist.
Das Ziel der Abreise war bei Redakti-
onsschluß noch nicht bekannt. In der
Presse wurde als Zielort Südafrika ge-
nannt. Den Umständen der Abreise nach
ist zu vermuten, daß Öcalan dem von sei-
ten der italienischen Regierung ausgeüb-
ten Druck gegen ihn nachgegeben hat
und in eine Abreise eingewilligt hat.Vor
allem seitens der USA und der Türkei war
in den letzten Wochen massiver Druck auf
die italienische Regierung ausgeübt wor-
den, Öcalan keinen dauerhaften Aufent-
halt zu gewähren. Abgeordnete der ita-
lienischen Linken erklärten nach der Ab-
reise, in ihren Augen könne Öcalan je-
derzeit als freier Mann Italien wieder be-
suchen. Gegen ihn läge in Italien nichts
vor. Sollte sich der Zielort Südafrika be-
stätigen, so hätte die kurdische Bewe-
gung mit Mandela sicher einen wichtigen
Helfer für ihre Bemühungen um eine po-
litische Lösung der kurdischen Frage ge-
wonnen. In Europa aber bedeutet die Ab-
reise Öcalans zunächst einen Rückschlag
für die Bemühungen um eine politische
Lösung. Zudem wäre eine politische und
militärische Führung des Kampfes in
Kurdistan aus Südafrika sicher sehr
kompliziert. rül

China: Bauerndemonstrationen
Bei einem Polizeieinsatz gegen demon-
strierende Bauern sind nach Angeben des

Informationszentrums für Menschen-
rechte und Demokratie in China ein
Mensch getötet und an die 100 verletzt
worden.Etwa 1000 Polizisten seien gegen
3000 Bauern eingesetzt worden, die ge-
gen hohe Steuern und Korruption de-
monstriert hätten. Die Familie des Todes-
opfers habe von den Behörden eine Ent-
schädigungszahlung erhalten. Rund 110
Bauern sind verhaftet worden.

Die Bauern in den Provinzen gehören
zu den großen Verlierern des chinesischen
Kapitalismus. Mit Getreideanbau ist
kein Geld mehr zu verdienen. Die Preise
sind niedrig, während die Kosten für
Dünger und landwirtschaftliche Geräte
ständig steigen.Die neuen Machthaber in
den Dörfern erlassen zudem allerlei
Steuern und Abgaben, die dann aber
nicht für Gemeinschaftsprojekte ausge-
geben werden, sondern den Privatge-
schäften der Dorffunktionäre dienen.
Der Unmut der Bauern gegen dieses Geb-
aren häuft sich in den letzten Jahren in
China.

Ausgangspunkt für den heftigen Auf-
ruhr wie den oben beschriebenen aus dem
Dorf Daolin ist die Heimatregion von
MaoTsetung,die Provinz Hunan,wo einst
die chinesische Revolution ihren Aus-
gang nahm.

China: Mehr Arbeitslose
Die Zahl der Arbeitslosen in chinesischen
Städten wird nach Informationen der
amtlichen Medien in diesem Jahr auf 16
Millionen steigen: Ein Grund dafür sei,
daß 1999 eine Rekordzahl von elf Millio-
nen Jugendlichen auf den Arbeitsmarkt

dränge, berichtete die Wochen-
zeitung „China Daily Business“
am Sonntag, den 17.1.99. Außer-
dem werde die Situation durch die ge-
plante Entlassung von rund sechs Millio-
nen Menschen aus dem öffentlichen
Dienst und weiteren 170000 aus der Ar-
mee verschärft.

Der Zeitungsbericht machte keine An-
gaben über die Zähl der Arbeitslosen in
ländlichen Gebieten Chinas. Sie werden
auf insgesamt rund 160 Millionen ge-
schätzt. In China leben heute rund 1,23
Milliarden Menschen. 1999 wurden in
chinesischen Städten lediglich sechs Mil-
lionen neue Stellen geschaffen, berichte-
te die Zeitung: Weitere acht Millionen
Stellen würden im Lauf des Jahres 1999
frei. Dem stehe eine Zahl von 30 Millio-
nen Arbeitssuchenden gegenüber.

Honduras: Bananenarbeiter 
entlassen
(Tegucigalpa, 6.Januar 1999, pulsar-Poo-
nal).- Fast 10 000 Bananenarbeiter sind
seit heute nicht nur ohne Häuser und oh-
ne Essen,sondern auch noch ohne Arbeit.
Die nordamerikanischen Bananenunter-
nehmen Chiquita Brands und Castle and
Cook haben ihre Exporte wegen der
durch Hurrikan Mitch verursachten
Schäden bis zum Jahr 2000 eingestellt.
Beide Unternehmen sind seit einem Jahr-
hundert in dem mittelamerikanischen
Land präsent und haben hier große
Reichtümer erwirtschaftet. Doch bereits
kurz nachdem Mitch das Land verwüstet
hatte, kündigten sie die nunmehr erfolg-
te Massenentlassung an.

Chiquita besitzt in Honduras etwa 300
Bananenplantagen und hat versprochen,
den ehemaligen Beschäftigten eine Ent-
schädigung von 80 US-Dollar monatlich
zu zahlen.

Die betroffenen Arbeiter zeigten sich
gegenüber dieser Ankündigung ausge-
sprochen skeptisch, da so etwas noch nie
geschehen sei.

Portugal: Kommunisten fordern 
eine soziale EU 
Die gemeinsame Fraktion aus Kommuni-
sten (PCP) und Grünen stimmte in der
vergangenen Woche gegen die Ratifizie-
rung des Amsterdamers EU-Vertrages.
PCP-Generalsekretär Carlos Carvalhas
sagte zur Begründung: „Der Vertrag von
Amsterdam hat eine neoliberale und mo-
netaristische Orientierung.Er zementiert
Ungleichheit und schafft Ungerechtig-
keit in Europa.“ Die Kommunisten for-
dern einen anderen Kurs für Europa.
„Die Europäische Zentralbank muß de-
mokratischen Kontrollmechanismen un-
terworfen werden. Ihr Ziel soll ein reales
Zusammenwachsen der europäischen
Ökonomien sein, nicht die Sicherung der
Preisstabilität“, so Carvalhas. Die PCP
werde weiter für ein soziales Europa
streiten.

Zusammenstellung: hav

KOLUMBIEN FRIEDENS-
VERHANDLUNGEN AUF KU-
BA

Der kolumbianische Prä-
sident Andres Pastrana
ist zu einem Besuch in
Kuba eingetroffen. Bei
den Gesprächen mit Fidel
Castro gehe es vor allem
um den Friedensprozeß in
Kolumbien. Man dürfe
die Bedeutung Castros
für den Friedensprozeß
nicht unterschätzen. Zu
den Gesprächen gesellte
sich dann der vor kurzem
gewählte neue Präsident
Venezuelas Hugo Chavez.
Chavez war als Militär an
der Grenzregion Venezue-
las zu Kolumbien statio-
niert. Ihm werden gute
Kontakte zu den Revolu-
tionären in Kolumbien
nachgesagt.
Bild: Kolumbiens Präsi-
dent Pastrana begrüßt
Commandante Raul Rey-
es, einem der Führer der
Guerillaorganisation
FARC.
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„Land in Sicht“
KÖLN. Das erste Wanderkirchenasyl
Deutschlands hat Geburtstag.Am 21. Ja-
nuar wird es ein Jahr alt – ein Jahr Kampf
von mittlerweile 300 illegalisierten kur-
dischen Frauen, Männern und Kindern
für die Legalisierung von Flüchtlingen,
für einen Abschiebestopp in die Türkei,
für ein Bleiberecht für die, die bleiben
wollen. Deshalb wird am 23. Januar eine
Arche der Flüchtlinge gebaut, eine Arche
Noah als Symbol für die beharrliche Su-
che nach Zukunft und sicherem Leben.
Ab 11 Uhr auf dem Rudolfplatz: Bau der
Arche, 12 Uhr Demonstration, anschlie-
ßend Kundgebung mit Mehdi Zana,
Dorothee Sölle, Ellis Huber, Ärztekam-
mer Berlin, Andreas Buro, Komitee für
Grundrechte und Demokratie,Madjiguè-
ne Cissé,Sans Papiers Frankreich,Dr.Ro-
di Demir Kapi, Schriftsteller, Klezmer-
Musik, Koma Siyar, kurd. Folklore, Hein-
rich Pachl, Kabarettist.

Bundesweite Demo am 20.2. für
Mumia Abu-Jamal
HAMBURG. Schon einmal verhinderte ei-
ne internationale Kampagne die Ausset-
zung der Hinrichtung des afro-amerika-
nischen Journalisten Mumia Abu-Jamal.
Damals demonstrierten 5000 Menschen
in Berlin. Jetzt, dreieinhalb Jahren spä-
ter, droht die Unterzeichnung des Hin-
richtungsbefehls erneut, und das Leben
des ehemaligen Militanten aus der
Führung der Black Panther Party ist akut
bedroht. Im Unterschied zu 1995, wo sich
die internationalen Proteste erst mit dem
Näherrücken des Hinrichtungstermins
ausweiteten, befürchten Mumias Anwäl-
te,daß zwischen der Unterzeichnung und
der Vollstreckung diesmal nur wenige
Wochen bis Monate verbleiben. Zum ei-

nen ist der Rechtsweg inzwischen weit-
gehend ausgeschöpft, und zum anderen
wurde die Hinrichtungsmaschinerie in
den vergangenen Jahren perfektioniert.
Die Lage ist für Mumia Abu-Jamal aus-
gesprochen ernst, und nur massiver
Druck könnte Gouverneur Ridge dazu
veranlassen, daß er von der Unterzeich-
nung des Hinrichtungsbefehl ausgerech-
net bei einem politischen Gefangenen
und entschiedenen Kritiker der Todes-
strafe absieht. In diesem Sinne ruft das
Solidaritätsbündnis zu einer bundeswei-
ten Demonstration am 20. Februar in
Hamburg auf, die unter vielen anderen
Gruppen auch vom Hamburger Landes-
verband der VVN/BdA unterstützt wird.
gen Todesstrafe! Wolfram Siede 

Bleiberecht für Lübecker
Hafenstraßen-Opfer
LÜBECK. Das Lübecker Bündnis gegen
Rassismus hat die Mitteilung des Innen-
ministeriums in Kiel, daß den Überle-
benden des Brandanschlags vom 18.1.96
ein dauerhaftes Bleiberecht gewährt
wird, mit Freude und Erleichterung auf-
genommen. Seit drei Jahres kämpfen wir
gemeinsam mit den Überlebenden und
zahlreichen anderen Initiativen und
Gruppen für eine humanitäre Regelung.
Wir sind überzeugt, daß es ohne dieses
Engagement nicht zu der jetzigen positi-
ven Entwicklung gekommen wäre. Die
Situation der Unsicherheit  war mit der
Zeit immer unerträglicher geworden.Die
Entscheidung aus Bonn und Kiel war da-
her überfällig.Wir erwarten, daß die ver-
sprochenen Regelungen jetzt unverzüg-
lich umgesetzt werden.

Da – nach geltender, unbefriedigender
Rechtslage – im ersten Schritt nur befri-
stete Aufenthaltsbefugnisse erteilt wer-
den können, ist das dauerhafte Bleibe-

recht noch nicht gesichert.Wir werden die
Angelegenheit dabei nicht aus den Augen
verlieren und gemeinsam mit den Über-
lebenden darauf achten, daß letztlich ein
dauerhaftes Bleiberecht erreicht wird.

Lübecker Bündnis gegen Rassismus

Städtische Infokampagne zum
neuen Staatsbürgerschaftsrechts!
MÜNCHEN. Ziel ist es, sowohl die in Mün-
chen betroffenen Ausländer als auch die
deutsche Wohnbevölkerung über die Zie-
le des neuen Staatsbürgerschaftsrechtes
zu informieren. Fraktionschef Siegfried
Benker will auch Kirchen, Gewerkschaf-
ten, Arbeitgeberverbände, die Träger der
Wohlfahrtspflege und Ausländerorgani-
sationen sollen um ihre Mitarbeit bitten.
Siegfried Benker: „Das jetzige Staats-
bürgerschaftsrecht bedeutet die dauer-
hafte Ausgrenzung von Menschen, die
zum Teil seit 40 Jahren hier leben oder be-
reits in der dritten Generation hier gebo-
ren wurden … Doch mit falschen Argu-
menten und dem Versuch, die Bürgerln-
nen zu hysterisieren wird das Vorhaben
einer Modernisierung bekämpft. Beson-
ders Mitglieder der Bayerischen Staats-
regierung haben sich hier unrühmlich
hervorgetan. Eine städtische lnformati-
onskampagne, die weitgehend von der
Stelle für interkulturelle Zusammenar-
beit, dem Ausländerbeirat, dem Kreis-
verwaltungsreferat und dem Presse- und
Informationsamt getragen werden sollte,
wäre der richtige Weg um die Debatte zu
versachlichen. Es gilt auch darzustellen,
daß die in der Öffentlichkeit besonders
intensiv diskutierte doppelte Staatsbür-
gerschaft toleriert werden sollte, um den
Lebenssituationen vieler Einwanderer
gerecht zu werden.
Markus Viellvoye, Pressestelle B90/Grü-
ne im Rathaus

PINNEBERG. Über 60 Flüchtlinge und
mehrere Unterstützer/innen demon-
strierten gegen
die Entschei-
dung der Aus-
länderbehörde
des Kreises, ih-
nen das Recht
auf Arbeit zu
verweigern. Sie
kritisieren in ei-
ner Resolution
die Anmaßung
der Behörde, ei-
nen Vermerk, der
ihnen die Schuld
an der nicht er-
folgten Ausreise
zuschiebt, auto-
matisch zu ver-
geben. Ein sol-
cher Vermerk sei
nur gerechtfer-
tigt, wenn Ausreisepapiere nachweislich
vernichtet oder keine Kooperation mit

der Behörde bestehe.Die Flüchtlinge ha-
ben aber entweder keine Papiere beses-

sen oder diese sind während des Asyl-
verfahrens eingezogen worden. Mit dem

Vermerk verlieren sie nach dem Bundes-
gesetz auch den Anspruch auf Arbeitslo-

sengeld und -hil-
fe. „Das Ziel der
Ausländer-
behörde ist es,
automatisch
Ausschlußkrite-
rien zu schaf-
fen“, sagt Lulen-
do Gaputu von
der Selbstorga-
nisation der
Flüchtlinge. Da-
mit werde es un-
möglich eine Alt-
fallregelung zu
erreichen. Diese
bietet Asylsu-
chenden, die seit
acht Jahren hier
leben und ihren
Unterhalt selber

sicherten, eine Aufenthaltsgenehmi-
gung. rua 
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Heute schon Schnee gefegt?
VEBA sagt die Rückzahlung von 4,85 Mio. DM Mietnebenkosten zu

ESSEN. Spätestens seit der „Spiegel“ En-
de November darüber berichtete,sind die
unsauberen Abrechnungsmethoden und
Betrugsfälle bei der VEBA Immobilien
AG allgemein bekannt.In etlichen VEBA-
Nebenkostenabrechnungen wurden Be-
triebs- und Heizungskosten falsch abge-
rechnet. Der Posten Winterdienst tauch-
te auch schon einmal auf, wenn gar kein
Schnee gefallen ist. Mietervereine in
mehreren Ruhrgebietsstädten haben den
Skandal bekannt gemacht und den Be-
troffenen Hilfe bei der Durchsetzung ih-
rer Ansprüche zugesagt.Gleichzeitig lau-
fen inzwischen auch staatsanwaltschaft-
liche Ermittlungen gegen die VEBA.

VEBA Immobilien ist mit ca. 130.000
Wohnungen der größte private Woh-
nungsbesitzer in der BRD. Der Schwer-
punkt des Wohnungsbestandes liegt im
Ruhrgebiet. Allein in Essen gehören der
VEBA Immobilien rund 13.000 Wohnun-
gen, womit sie nach der städtischen All-
bau AG und Krupp Wohnen der dritt-
größte Vermieter ist.Während 6–8 % Ge-
winne aus der Vermietung großer Woh-
nungsbestände das Übliche sind, hat VE-
BA Immobilien eine Vorgabe, 12 % und
mehr zu erzielen. Um Mieten steigern zu
können, hat VEBA ein eigenes Wohn-

wertkonzept entwickelt und rühmt sich,
das Vermieten „neu erfunden“ zu haben.

In Gelsenkirchen hat sich ein Arbeits-
kreis aus Mieterinitiativen und Mieter-
vereinen aus dem Ruhrgebiet gebildet,
der über die Einzelfälle hinaus Mieterin-
teressen gegenüber der VEBA Immobili-
en vertreten will. Möglichst viele Neben-
kostenabrechnungen sollen geprüft wer-
den, „um eventuell beweisen zu können,
daß es sich eben nicht um bedauerliche
Einzelfälle handelt“, heißt es in einer
Presseerklärung der Mietergemeinschaft
Essen.Die Mietervereine fordern die voll-
ständige Offenlegung der bisherigen Ab-
rechnungspraktiken. Außerdem soll die
VEBA eine Selbstverpflichtung abgeben,
daß sie die „zweite Miete“ nicht mehr als
Geschäftsfeld für Unternehmensgewin-
ne mißbrauchen wird.

Solche Geschäfte mit den Nebenko-
sten sind bisher gang und gäbe. Seit län-
gerem rechnet die VEBA Immobilien AG
fast nur über VEBA-Töchter ab (in der
Regel Concepta GmbH oder VEBA Wär-
meContracting GmbH). Dadurch ist
nicht mehr überprüfbar, wer tatsächlich
diese Leistungen erbracht hat bzw. wel-
che Kosten wirklich anfielen. Die VEBA
hat eingeräumt, daß ihre Tochtergesell-

schaften einen sogenannten „Regieko-
stenzuschlag“ von ca. 15 % aufschlugen.
So sollen allein bei der Gartenpflege ca.
1,7 Millionen Mark jährlich „erwirt-
schaftet“ worden sein – nach Ansicht der
Mietervereine ein unzulässiges Schein-
geschäft.

Inzwischen hat die VEBA dem Druck
nachgegeben.Sie will Nebenkosten in der
Höhe von 4,85 Mio. DM zurückzahlen,
versprach mehr Transparenz bei den Ab-
rechnungen und die Einrichtung einer
Schiedsstelle für Zweifels- und Streit-
fälle. In dieser Schiedsstelle soll der Bun-
desdirektor des Mieterbundes, Franz-
Georg Rips, mitarbeiten. Diese Entwick-
lung ist zu begrüßen, ein Ende der Aus-
einandersetzung ist jedoch noch nicht
abzusehen, erklärten die Mietervereine
Bochum, Dortmund, Essen und Hattin-
gen. Sie empfahlen den VEBA-Mieter/in-
nen, ihre Abrechnungen weiterhin genau
zu prüfen und Widerspruch einzulegen,
wenn etwas nicht stimmt.Die Beratungs-
tätigkeit der Mietervereine ist um so
wichtiger. Und um langfristig Mieter-
rechte auszubauen, setzen sich die Mie-
tervereine für den Aufbau siedlungsbe-
zogener Mieterräte bei der VEBA Immo-
bilien ein. syb, wof

Nord-Süd-Solidarität

Kampagne
SCHWEINFURT.Erlaßjahr 2000 ist eine in-
ternationale Kampagne in verschiedenen
Gläubiger- und Schuldnerländern. An
vielen Orten verlangen Bürgerinnen und
Bürger von ihren Regierungen und Ban-
ken einen schuldenfreien Neuanfang für
die Menschen in den überschuldeten
Ländern des Südens. Erlaßjahr 2000
wurde in Deutschland angestoßen vom
„Initiativkreis Entwicklung braucht
Entschuldung“, dem 31 Organisationen
aus dem Nord-Süd-Bereich angehören.

Eine alte Idee

Bereits in der Antike zeigt sich, daß eine
dauerhafte Verarmung von Schuldnern
und Bereicherung von Gläubigern für ei-
ne Gesellschaft äußerst gefährlich ist.Die
Einrichtung eines regelmäßigen „Jubel“-
oder Erlaßjahres im biblischen Buch Le-
viticus begrenzt diesen Prozeß: Alle 50
Jahre sollen Schulden erlassen und
Schuldsklaven freigelassen werden.Dar-
über hinaus soll diesen Kleinbauern ihre
Lebensgrundlage zurückgegeben wer-
den, indem sie auf ihr vorher gepfände-
tes Land zurückkehren. Unsere moder-
nen nationalen Kunkurs- und Insolvenz-

rechte nehmen diese Logik auf, indem sie
unter Überschuldungssituationen einen
Strich ziehen, der allen Beteiligten einen
Neuanfang ermöglichen soll. Die bevor-
stehende Jahrtausendwende gibt uns ei-
nen Anlaß, einen solchen Schutzmecha-
nismus nicht nur auf überschuldete Men-
schen im eigenen Land, sondern auch auf
die armen und überschuldeten Menschen
des Globus anzuwenden.

Dazu sollen zwei Dinge geschehen:

Zur Jahrtausendwende sollen den Län-
dern mit niedrigem und mittleren Ein-

kommen alle Schulden soweit erlassen
werden, daß ein Neuanfang möglich
wird. Die Entscheidung über den Schul-
denerlaß 2000 soll nicht von den Gläubi-
gern, sondern von einer neutralen
Schiedsinstanz getroffen werden, vor der
sich Schuldner und Gläubiger auch zu ei-
ner verantwortlichen zukünftigen Politik
verpflichten, statt daß, wie bisher üblich,
der Gläubiger Kläger und Richter in ei-
ner Person ist.
Weitere Informationen bei „Erlaßjahr
2000“, c/o Südwind e.V., Lindenstr. 58 –
60, 53721 Siegburg)

Appell „Erlaßjahr 2000“
Ich finde mich nicht damit ab, daß mehr als
eine Milliarde Menschen die Jahrtausend-
wende in lebensbedrohender Armut erleben
– während ihre Länder wegen Auslands-
schulden riesige Zahlungen an Regierungen
und Banken im Norden sowie an die inter-
nationalen Finanzinstitutionen leisten.
Ich will, daß diesen Menschen im Jahr 2000
ein Neuanfang ohne erdrückende Schul-
denlast ermöglicht wird.
Ich fordere, deshalb von den Banken, der
Bundesregierung und den internationalen
Finanzinstitutionen einen umfassenden Er-
laß der untragbaren Schulden armer Länder
für das Jahr 2000.
Ich erwarte, daß die durch den Schulden-

erlaß freiwerdenden Mittel dazu benutzt
werden, die Möglichkeiten der Armen zur
Selbsthilfe zu stärken.
Ich befürworte ein völkerrechtlich veran-
kertes Verfahren in Fällen schwerer Ver-
schuldung armer Länder („Internationales
Konkurs-/Insolvenzrecht“), damit der ver-
hängnisvolle Kreislauf der Verschuldung
durchbrochen werden kann.
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Angriffe auf das „Augsburger Modell“ – Aktionen der Studierenden dagegen

Demokratie an der Uni weiter beschränkt
Eine Sonderausgabe des Universum – Zei-
tung des AStA der Uni Augsburg berichtet
über eine  2. Rechtsaufsichtsbeschwerde,
die ein Student aus dem rechten Lager ge-
gen die Augsburger Unileitung eingereicht
hat. Der AStA schreibt darin u.a.

„Eine weitere Rechtsaufsichtsbeschwer-
de traf unsere Unileitung. Dieses Mal
kam sie von einem Studenten aus Passau,
der sich gegen das „Augsburger Modell“
richtete,das eine Erweiterung des bayeri-
schen Hochschulgesetzes darstellt. Im
bayerischen Hochschulgesetz ist nämlich
nur ein studentischer Konvent festge-
schrieben, in welchem die direkt bei den
Uniwahlen (die in jedem Sommerseme-
ster stattfinden) gewählten Vertreter sit-
zen. In unserem Studierendenparlament
(StuPa) sind zusätzlich zu diesen Vertre-
tern auch aus jedem Fachbereich Vertre-
ter als stimmberechtigte Mitglieder vor-
gesehen. Wir erachten dies für sinnvoll,
da so auch auf die Belange eines jeden
Fachbereichs eingegangen werden kann.

Obwohl unsere Unileitung dem Wis-
senschaftsministerium von ihren guten
Erfahrungen mit diesem Modell berich-
tete, sah das Ministerium unser Modell

als Verstoß gegen zwingendes Hoch-
schulrecht und forderte die strikte Ein-
haltung des bestehenden Rechts. Das hat
zur Folge, daß ein wichtiges studenti-
sches Gremium – nämlich das Studieren-
denparlament (StuPa) – abgeschafft wer-
den muß, welches den Allgemeinen Stu-
dierendenausschuß (AStA) wählt. Da-

durch wird natürlich auch dessen Exi-
stenz gefährdet: Wenn das StuPa nicht
mehr tagt, ist eine demokratische Kon-
trolle des AStA  sowie dessen Wahl nicht
mehr gegeben. Eine Hoffnung bleibt
noch: Die Augsburger Uni hat durch das
neue Bayerische Hochschulgesetz (Expe-
rimentierklausel) die Möglichkeit, das
„Augsburger Modell“ in Grundzügen als
Rechtsverordnung durchzusetzen und
somit das StuPa wiedereinzuführen.
Doch das kann dauern.

Wir arbeiten gerade an einem Ent-

wurf, der versucht, das „Augsburger Mo-
dell“ weitestgehend beizubehalten. Die-
ser Entwurf muß jedoch erst von der Uni-
leitung beim Ministerium eingereicht
werden. Erst wenn das Ministerium un-
serem Entwurf zustimmt,kann dieser für
fünf Jahre an unserer Uni geltendes
Recht werden.“

Der AStA hat Ende 1998 in zahlrei-
chen Aktionen an die Forderungen des
Hochschulstreiks im November/Dezem-
ber 1997 erinnert.Diese wurden nicht nur
komplett von Seiten der bayerischen
Staatsregierung ignoriert, sondern die
Lage an der  Augsburger Universität hat
sich dramatisch verschlechtert. Unter
dem Motto „Neues Hochschulrecht. Bert
blecht! Jetzt erst recht“ verliehen die
Studierenden u.a. mit einer „Grablich-
teraktion“ ihrer Trauer um das Ende des
Augsburger Modells Ausdruck. Tatkraft
und Einsatz forderte eine andere Aktion,
bei der Hürden mit Kennzeichnungen des
neuen bayerischen Hochschulgesetzes zu
überwinden waren, z.B. Unietat,Verwal-
tungsdschungel, Studienfinanzierung
und Demokratie-Beschneidung. Die Lo-
sung der Studierendenvertretung laute-
te: „Der AStA arbeitet weiter!!!“

Rechtsaufsichtsbeschwerden als
Modeerscheinung ?

Feinbild Nummer eins: linke ASten

Unsere Uni ist nicht die einzige! Neben
den in Bayern laufenden Rechtsauf-
sichtsbeschwerden, die hauptsächlich
die Organisation der Studierendenver-
tretung betreffen, haben legitimierte
ASten nördlich Bayerns wegen ihrer po-
litischen Äußerungen gegen Rechtsex-
tremismus zu kämpfen.

Auch der AStA der Uni Münster wird
erneut mit einer Klage konfrontiert.
Nach der letzten Klage, die von dem für
das 45. Semester immatrikulierten Stu-
denten Rene Schneider ausging, wurde
am 9. September von Frank Otte gegen
die antirassistische Kundgebung an der
Münsteraner Dominikanerkirche ge-
klagt. Hier offenbart sich schon der po-
litische Charakter der Klagen. Die Klä-
ger begründeten ihr Ansinnen stets mit
den vermeintlichen „Grundrechts-Ver-
letzungen“, die der „böse AStA“ an ih-
nen verüben würde. Betrachtet man je-
doch die Veranstaltungen und Äußerun-
gen, die bisher beklagt wurden, so fällt
auf, daß diese häufig quer zum gesell-
schaftlichen Konsens lagen. Um die
Zensur kritischer Stimmen und Unter-
drückung studentischer Meinungsfrei-

heit handelt es sich auch in dem aktuel-
len Fall. Die Veranstaltung war von An-
fang an als breites Bündnis vieler Grup-
pen geplant. Der Redebeitrag des AStA
war explizit hochschulpolitisch gehal-
ten.Thema war v.a. die Lage der auslän-
dischen Studierenden, die sich drama-
tisch verschlechtert hat. Die Eingriffe in
die Wissenschaftsfreiheit, wie sie durch
die unwissenschaftliche und polemische
Diffamierung der Wehrmachtsausstel-
lung von Gruppen vom Bund der Ver-
triebenen (BdV) über den Verband Deut-
scher Soldaten (VDS) bis zur NPD aus-
geübt werden, hätten bedrohliche Aus-
maße angenommen. Und zu all diesen
Dingen, die im engsten Sinne hoch-
schulpolitischen Bezug haben, soll sich
ein AStA nicht äußern dürfen?

Schaun wir uns doch mal an, wer da
klagt: In Marburg ist es der Republika-
ner Eike Erdel, der zugleich Burschen-
schaftler und Reserveleutnant a.D. der
Bundeswehr ist. Beim Bielefelder Kla-
gebündnis ist ein Autor der rechtsextre-
men  Zeitung „Junge Freiheit“, Zentral-
organ der „Neuen Rechten“, aktiv.

Schneider, der sich großspurig als
„Koordinator“ der Klagewelle ausgibt,
hat zu all diesen Aktivisten Kontakt und
arbeitet zumindest auf informeller Ba-
sis mit diesen zusammen. Offensichtlich
scheint es so, als wurden über die „Jun-
ge Freiheit“ und den Republikanischen

Hochschulverbund (RHV) klagewillige
Studierende gesucht, gefunden und an
Schneider weitervermittelt, der für die-
se dann die Antrags- und Klageschrif-
ten aufsetzt. Die Mär von der „unpoliti-
schen Klage“ wegen der vermeintlichen
Wahrnehmung des Allgemeinpoliti-
schen Mandats war ohnehin nie haltbar.

Angeblich wurden die Kläger durch
nicht hochschulpolitische Äußerungen
der Studierendenvertretung in ihren
Grundrechten verletzt (Art. 2,I GG), da
sie Zwangsmitglieder einer in NRW be-
stehenden Verfaßten Studierenden-
schaft seien (in Bayern gibt es nicht ein-
mal eine Verfaßte Studierendenschaft).
Doch welche gesetzliche Maßnahme, die
nicht-studierende AusländerInnen be-
trifft, tangiert nicht auch ausländische
KommilitonInnen? Dies gilt ebenso für
den Bereich Sozialabbau wie Fremden-
feindlichkeit und AusländerInnenhaß.
Insofern ist die Trennung absurd und
verfolgte seit ihrer Einführung lediglich
den Zweck, nicht im gesellschaftlichen
Konsens liegende Äußerungen linker
ASten abzustrafen.

Wir nehmen die Zensur nicht hin! Ei-
ne solche Vorgehensweise verurteilen
wir und fordern nachdrücklicher als zu-
vor das Politische Mandat für die Ver-
faßte Studierendenschaft und ihre Ein-
führung in Bayern und Baden-Würt-
temberg! Aus: Universum, Dez. 1998
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HAMBURG. Mit einem „City-Service“
Konzept mischt sich die Hamburger Ob-
dachlosenzeitung Zeitung Hinz & Kunzt
(Ausgabe Dezember 98, S 4f) in die De-
batte um die „Unwirtlichkeit und Ver-
wahrlosung“ der Stadt ein. Laut dem
Konzept sollen 50 ehemalige H & K Ver-
käuferInnen und andere Arbeitslose in
einem Beschäftigungsprogramm als „Ci-
ty-Service-Team“ eine Arbeit finden.Die
MitarbeiterInnen, die an ihren
„freundlichen Uniformen“ er-
kennbar seien, sollen helfen,
die Innenstadt wieder attrak-
tiver zu gestalten, so daß sich
alle wohl fühlen: Sie sollen als
GepäckträgerInnen, Park-
platzeinweiserInnen und Ku-
riere für die shoppenden Pas-
santen auf Abruf bereitstehen.
Es soll einen Shuttle Service
geben, der in der Innenstadt
die vom Flanieren und vom
Einkaufen erschöpften Men-
schen in Ergänzung zum HVV-
Angebot befördern soll – „Es
muß ja nicht die Rikscha sein,
ein Minibus täte es auch.“
Durch Präsenz der „City-Ser-
vice“ Mitarbeiter solle ein „Si-
cherheitsgefühl“ vermittelt
werden, und schließlich wün-
sche man sich ja auch, daß es
bald nicht mehr so viele Bett-
ler und Junkie gäbe,allerdings
nicht durch Vertreibung in die
„Harburger Berge“, sondern durch Hilfe
…

Die Debatte um die „Unwirtlichkeit
der Stadt“ ist spätestens seit der berüch-
tigten Senatsdrucksache von Innensena-
tor Wrocklage (SPD) im Sommer 1996
auch in Hamburg voll entbrannt: „Ag-
gressives Betteln“, welche „die Entschei-
dungsfreiheit und das Sicherheitsemp-
finden“ der Bürger stören würde, wurde
zu einem der vordringlichsten Probleme
in der Innenstadt und der ,Innenpolitik’
erklärt.Die Lösung sollte die Vertreibung
der Armen sein. Die Bekämpfung der Ar-
mut war natürlich nicht vorgesehen.
Seitdem gibt es vor allem von der Han-
delskammer, aus rechten SPD-Kreisen,
aber inzwischen aber auch aus der GAL,
wie der Stadtentwicklungssenator Wil-
fried Maier mit dem „Grünen Bettlerpa-
pier“ dokumentierte, immer wieder Vor-
stöße und auch zunehmend praktische
Senatspolitik, die Armut als Problem der
Armen sieht. Diese politische Konzepte
sind darauf ausgelegt, mit mehr Polizei,
mit immer mehr privaten Sicherheits-
kräften,mit repressiven Maßnahmen und
auch Sozialpolitischen Verordnungen
(Mietobergrenzen für Sozialwohnun-
gen!) die VerliererInnen der sozialen Po-
larisierung der letzten 25 Jahre aus den

urbanen Zentren und Unterzentren zu
vertreiben, damit sie die schöne Neue
Welt der Einkaufszentren, Passagen und
neu geschaffenen Eigentumswohnungen
nicht weiter stören mögen.

Bezeichnenderweise geht es bei diesem
Diskurs nicht um die Schaffung von
tatsächlicher Sicherheit: Es geht weder
um soziale Sicherheit, die durch gesell-
schaftliche Partizipation entsteht; noch

geht es um Gegenkonzepte gegen die zu-
nehmende alltägliche Brutalität, die auf
der Grundlage der zunehmende sozialen
Ausgrenzung von Menschen und der zu-
nehmenden Verinnerlichung des kapita-
listischen Konkurrenzprinzips beruht.
Die logischen Folgen von Umverteilung
und Reichtum, die Armut, soll geradezu
schamhaft aus den Augen verschwinden.
Es geht um ein Sicherheitsgefühl, das
letzten Endes darauf gerichtet ist, alles,
was die Widersprüche des neoliberalen
Gesellschaftskonzeptes des reinen Kapi-
talismus offenkundig macht, nicht mehr
sehen zu müssen. Direkt nach dem Mot-
to: „Haut ab, Eure Armut kotzt uns an!“

Das „City-Service“-Konzept scheint
da zunächst aus dem Rahmen zu fallen,
weil es zumindest formuliert,daß es mehr
Arbeitsplätze und mehr sozialer Einrich-
tungen bedarf. Und es ist, falls dieses
Konzept Realität werden sollte, für die
dort Arbeitenden vielleicht sogar ein Ge-
winn. Aber dennoch fällt auf, daß es sich
hierbei nicht um die vorwärtsweisende
beschäftigungs- und sozialpolitische
Maßnahme handelt, für die die Erfinde-
rInnen sie vielleicht halten:

Die Ideologie, Obdachlose und Sozial-
hilfeempfängerInnen vor allem als dieje-
nigen zu sehen, die sich an der Lei-

stungsgesellschaft bereichern und die in
der neoliberalen Dienstleistungsgesell-
schaft der Zukunft vor allem als Schuh-
putzer und Kofferträger in ihrer Armut
nützlich sein sollen, ist schon voll verin-
nerlicht. Die Vorschläge der Biedenkopf-
schen „Zukunftskommission“ scheinen
direkt Pate gestanden zu haben, für das
„City-Service“ Konzept: Erwerbsarbeit
soll laut dieser Zukunftskommission vor

allem dadurch entstehen, daß das
Lohnniveau und das soziale Trans-
ferniveau weiter gedrückt werden,
so daß Erwerbslose in „Eigenver-
antwortung“ und mit „Leistungs-
bereitschaft“ als „selbständige
Dienstleister“ ihr Dasein fristen
können. Armut soll auch in diesen
Vorstellungen nicht mehr stören
und statt dessen „dienstbar“ und
„sauber und ordentlich“ sein.

Im schlechten Sinne versucht
sich Hintz & Kunzt so an dem Dis-
kurs zur „Unwirtlichkeit“ und zur
„Neuen Dienstleistungsgesell-
schaft“ vorbeizumogeln. Die Bett-
ler und Junkies sind eben doch das
Problem, und um dieses in den
Griff zu bekommen, sollen diese
eben nicht mehr Betteln, sondern
als „Dienstleister“ in „schmucken
Uniformen“ sich in die schöne Welt
der Einkaufspassagen einpassen.
Als Gepäckkulis, moderne Rik-
scha-FahrerInnen und uniformier-
te AnsprechpartnerInnen, die „Si-

cherheitsgefühl“ vermitteln sollen. Das
Problem sind weiterhin die Ausgegrenz-
ten und nicht die Ausgrenzung erzeugen-
de Gesellschaft. Zwar fordert Hinz &
Kunzt im gleichen Artikel dann auch
neue Wohnmöglichkeiten, Veranstaltun-
gen und mehr Sozialarbeit für ihr Klien-
tel ein. Doch stellt sich bei der herr-
schenden Politik in Hamburg doch eher
eine andere drängende Frage: Gibt die
Realisierung eines solchen Konzeptes
nicht eher noch den Anlaß,diejenigen,die
sich nicht daran beteiligen können, dann
erst recht zu vertreiben? Denn die ande-
ren fünfzig wiesen ja nach, daß es auch
„gute, dienstbare Armut“ gebe und nie-
mand betteln müsse!

Die Frage, warum mit öffentlichen
Mitteln Kaufhaus-Konzernen wie
Brinckmann, Karstadt oder C&A oder
auch den eher gehobenen Einzelhändlern
in der Mönckebergstraße solche Dienst-
leistungen finanziert werden sollen,wäh-
rend diese durch die zunehmende Kon-
kurrenz mit den Einkaufszentren außer-
halb der City ohnehin dazu gezwungen
wären, entsprechende – leider sehr
schlecht bezahlte – Arbeitsplätze zu
schaffen, mag vielleicht ebenso eine
Überlegung wert sein.

Martin Wittmaack

Das City-Service-Konzept von „Hinz & Kunzt“
Anmerkungen zur neoliberalen Beschäftigungs„politik“

Dokumentation des „City-Service“-Konzepts aus der

„Hinz & Kunzt“
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Wer verklagt die Denunzianten?
Der Chefarzt der Waldheimer Klinik
für Psychiatrie, Dr. Wilhelm Poppe,
mußte – sehr zum Mißvergnügen der
anklagenden Staatsanwälte – vom Vor-
wurf freigesprochen werden. Kranke
angeblich menschenunwürdig miß-
handelt zu haben. Übrigens, so unsere
Übersicht vollständig ist, wie alle an-
deren Psychiater aus der DDR, denen
ähnliches vorgeworfen wurde,etwa von
dem unsäglichen Herrn Eggert.

Neun Jahre stand Dr. Poppe unter
diesem ungeheuren Druck. So viel Zeit
haben sich die Ermittlungsbeamten ge-
lassen. Da braucht es gar kein Urteil
mehr, denn der Ruf des Arztes dürfte
ruiniert sein und seine Kraft aufge-
zehrt. Stelle man die geringe Zahl von
Verurteilungen (die ja auch noch in den
meisten Fällen juristisch fragwürdig
sind) zu der Zahl der Tausenden Er-
mittlungsverfahren gegen ehemalige
DDR-Bürger in Relation, dann wird
klar, daß es die nackte politische Ge-
sinnungsjustiz war und ist, so sehr dies
auch die beteiligten Juristen abstreiten.
Wer klagt nun die Leute an,die den Psy-
chiater zu Unrecht beschuldigt hatten?
Er selbst wird wohl nicht mehr die
Kraft haben.
(KN, aus: Leipzigs Neue, Nr. 1/99)

Berufsverbote im Osten. Kommentar

Die Beschuldigungen des CDU-Pfar-
rers und sächsischen Ex-Innenmini-
sters Eggert, er und andere seien zu
DDR-Zeiten aus politischen Gründen
in die Psychiatrie gesperrt worden,
werden vielen noch in Erinnerung sein.
Ergänzend zu dem hier dokumentier-
ten Kommentar teilte uns die Redakti-
on von „Leipzigs Neue“ mit: Der Pro-
zeß gegen Dr. Poppe, der wie viele an-
dere gleich nach der Wende aus dem
Amt entfernt wurde, war beendet, als
endlich die Beschäftigten der Klinik zu
Wort kamen. Deren einhellige Aussage:
• Ihnen ist kein einziger Fall bekannt,
in dem Dr. Poppe politisch motivierte
Entscheidung in einer psychiatrischen
Behandlung getroffen hat;
•  Alle in dieser Klinik in Verwahrung
gehaltenen Personen waren aufgrund
richterlichem Urteil, in denen sie auf-
grund ihrer Erkrankung als potentiell
gemeingefährlich eingestuft worden
waren, in Verwahrung, und
• der Leiter der Klinik habe wie sie jah-
relang gegen z.T. schlechte bauliche
Zustände in der Klinik gekämpft, die-
se könnten ihm nicht zum Vorwurf ge-
macht werden.

Nach diesen Aussagen war das Ver-
fahren nicht mehr zu halten.

Nicht bekannt ist, ob der Beschul-
digte nun eine Entschädigung für das
Verfahren und die Entfernung aus dem
Dienst bekommt und ob er noch die
Kraft hat, eine solche Wiedergutma-
chung zu betreiben. rül

Nachdem der Flüchtlingsrat Berlin zusam-
men mit anderen Flüchtlingsorganisationen
die menschenunwürdige Umsetzung des
Asylbewerberleistungsgesetzes (AsylbLG)
in Berlin am Tag der Menschenrechte ge-
genüber Senatorin Hübner kritisiert hatte,
wurde noch am gleichen Tag eine Presseer-
klärung von der Senatsverwaltung zu dem
Thema veröffentlicht. In dieser Presseer-
klärung vom 10.12.98 werden dem Flücht-
lingsrat und anderen an der Aktion beteilig-
ten Organisationen Populismus und Polemik
vorgeworfen. Darüber hinaus wiederholt die
Presseerklärung von der Senatorin bereits
während des Besuches der Flüchtlingsor-
ganisationen geäußerte Fehlinformationen.

Insbesondere die Behauptung, jugosla-
wische Flüchtlinge aus dem Kosovo sei-
en von Leistungsstreichungen in Berlin
überhaupt nicht betroffen, „ist uns voll-
kommen unverständlich und unhaltbar“,
sagte der Flüchtlingsrat. „Berliner
Flüchtlingsberatungsstellen haben Hun-
derte von Fällen dokumentiert, über die
auch in der überregionalen Presse be-
richtet wurde. Die rigide Berliner Praxis
steht bislang bundesweit einzig da.“

Während aufgrund der Verschärfung
des AsylbLG in allen anderen Bundes-

ländern lediglich Kürzungen, im Einzel-
fall auch gänzliche Streichungen des Ta-
schengeldes zulässig sind, wird bereits in
Frau Hübners Rundschreiben vom
20.8.98 an die Bezirksämter empfohlen,
bei neu einreisenden Flüchtlingen nach 3
Tagen, bei länger hier lebenden Flücht-
lingen nach maximal 6 Wochen alle Lei-
stungen (einschl.Verpflegung und Unter-
kunft!) vollständig zu streichen. Ledig-
lich medizinische Versorgung soll weiter
gewährt werden – in der Praxis wird aber
auch diese regelmäßig spätestens dann
verweigert, wenn auch die übrigen Lei-
stungen gestrichen sind.

Derzeitige Praxis ist: Kriegsflüchtlin-
ge erhalten anstelle der bereits um 25%
gekürzten, bislang aber noch in bar ge-
zahlten Sozialhilfe bei vielen Sozialäm-
tern neuerdings nur noch Unterkunft mit
Vollverpflegung oder Lebensmittelgut-
scheine.Ihnen werden zugleich aber auch
das neben diesen Sachleistungen gesetz-
lich vorgesehene Taschengeld von 80 DM
sowie die Leistungen für Kleidung und
Körperpflegeartikel ersatzlos gestri-
chen. Sie erhalten auch keine U-Bahn-
Karten und sind durch die vollständige
Streichung jeglichen Bargeldes z.B. ge-
zwungen, auf dem Weg zum Sozialamt,

Etwa 100000 Menschen gedachten am 10. Januar in Berlin wieder der am 15.
Januar 1918 von Freikorpsoffizieren ermordeten Rosa Luxemburg und Karl
Liebknecht. Eine Demonstration von etwa 10000 Menschen zu der Gedenkstätte
in Friedrichsfelde wurde von der Polizei wie in den Vorjahren erneut massiv an-
gegriffen. Nachdem der Vorwand „PKK-Fahnen“ nicht zu halten war, war dies-
mal „Vermummung“ oder „Widerstand“ der Vorwand. Mehrfach marschierte die
dem neuen CDU-Innensenator Werthebach unterstehende Polizei provokativ in
voller Montur durch die Reihen antifaschistischer Jugendlicher. 34 Personen
wurden festgenommen, die Zahl der Verletzten ist nicht bekannt. Die PDS will
die Übergriffe der Polizei im Abgeordnetenhaus zur Sprache bringen. rül

Berliner Flüchtlingsrat kritisiert CDU-Sozialsenatorin

Aushungern, Quälerei und
Schikane gegen Flüchtlinge
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REP-ANTRAG: Stuttgart.
Der Ausländerausschuß, der

jetzt dann internationaler
Ausschuß heißt, wird nochmals

weiter abgewertet. Nachdem bei den
Kommunalwahlen im Oktober 1999
erstmals Bürger aus EU-Staaten die Ge-
meinderäte mitwählen können, wird der
internationale Ausschuß neu bestimmt.
13 Stadträte, vier bestellte EU-Auslän-
der und acht gewählte Nicht-EU-Aus-
länder sollen über den Ausschuß mit-
wirken am kommunalpolitischen Ge-
schehen in Stuttgart.Streit gab es im Ge-
meinderat, wer von den Nicht-EU-Aus-
ländern an der Wahl der acht Vertreter
im internationalen Ausschuß teilneh-
men darf. SPD, Grüne und der OB Schu-
ster waren dafür, daß alle mit irgendei-
ner Art Aufenthaltsstatus an der Wahl
teilnehmen dürfen. Dagegen stellten die
ausländerfeindlichen Republikaner den
Antrag, daß nur solche Nicht-EU-Aus-
länder wählen dürfen, die eine Aufent-
haltsberechtigung vorlegen können, al-
so ein ausdrücklicher Ausschluß von al-
len Asylbewerbern, auch wenn diese
schon lange in Stuttgart leben, ihre Kin-
der hier in die Einrichtungen oder Schu-
len gehen, sie also durchaus ein kommu-
nalpolitisches Interesse und Ansprüche
haben. Skandalös ist, daß eine Mehrheit
von insgesamt 32 Stadträten von CDU,
FDP und Freien Wählern diesem Antrag
der Rep folgten.

SELBSTHILFE: Frankfurt/Main. Lob-
by für Wohnsitzlose und Arme e.V. hat
ein neues Nutzungskonzept für das ehe-
malige Emma und Henry-Budge-Alten-
heim am Dornbusch entwickelt. Das
denkmalgeschützte Gebäude, das lange
Jahre als amerikanische Zahnklinik
diente, steht heute leer. Lobby hat sich
beim Bund für den Kauf beworben. Für
einen Zuschlag bestehen realistische
Chancen. Das Nutzungskonzept sieht
für das Obergeschoß des Nordflügels
Appartements für Wohnungsnotfälle
vor. Das Untergeschoß könnte die Ro-
ma-Union mit einer Kita und der Bera-
tungsstelle beziehen. Im ehemaligen
Speisesaal soll ein Lobby-Restaurant
unterkommen. Der Speisesaal könnte
auch als Veranstaltungsraum eines neu-
en Bürgertreffs genutzt werden. Zur Zeit
sucht die Selbsthilfeorganisation Spon-
soren für das Projekt.

ATOM-ZWISCHENLAGER: Heidel-
berg/Obrigheim. Gegen die geplante In-
betriebnahme des Atom-Zwischenla-
gers im Kernkraftwerk Obrigheim
(KWO) klagt außer der Stadt Heidelberg
auch eine Klägergemeinschaft mit den
Namen „AKW Obrigheim abschalten“.
Diese wirft dem Stuttgarter Wirt-
schaftsministerium vor, es habe den Be-
trieb des externen Zwischenlagers am
27. Oktober, einen Tag vor dem Amtsan-
tritt der rot-grünen Bundesregierung,

erteilt. Die Kläger befürchten, mit der
vom Ministerium genehmigten Kapa-
zität für 980 verbrauchte Brennelemen-
te könne Obrigheim als süddeutsches
Zwischenlager genutzt werden.

BÜRGERAMT: Freiburg/Breisgau. Die
Fraktionsgemeinschaft Linke Liste –
Unabhängige Frauen fordert die Zuord-
nung der Bereiche „Pass- und Staatsan-
gehörigkeitsbehörde“ sowie „Aufent-
haltserlaubnis“ zum neuen Bürgeramt.
Die Integration und Gleichstellung der
ausländischen MitbürgerInnen als poli-
tische Ziele der Stadt Freiburg würden
eine andere Regelung unsinnig und kon-
traproduktiv erscheinen lassen. Es sei
psychologisch durchaus von Bedeutung,
wenn alle Freiburger ein gemeinsames
Bürgeramt hätten, ganz zu schweigen
von der freundlicheren räumlichen At-
mosphäre und dem besseren Service,der
eben auch allen EinwohnerInnen der
Stadt zugute kommen müsse.

VERMÖGENSWERTE: Berlin/Bonn.
Die PDS hat im Bundestag einen Antrag
eingebracht,daß die Zuordnung der  Ver-
mögenswerte an ostdeutsche Kommu-
nen bis zum 31.12.1999 zum Abschluß
gebracht wird. Bis heute sind immer
noch 21,6 Prozent der kommunalen An-
träge auf Zuordnung der ihnen zuste-
henden Flurstücke,Gebäude,Unterneh-
men und ähnliches nicht entschieden.
Der Antrag fordert außerdem, daß Städ-
te, Gemeinden und Landkreise einen
Ausgleich für teilweise zu ihren Lasten
erfolgte Privatisierungen erhalten.

ÖKO-STEUER: München. In einem
Brief an die Umweltpolitiker der Grü-
nen in der Bundestagsfraktion und der
Bundesregierung hat sich die Grüne
Stadtratsfraktion dafür eingesetzt, den
Öffentlichen Nahverkehr wenigstens
teilweise von der Ökosteuer auszuneh-
men. In dem Brief heißt es, daß die vom
MVV erwartete Mehrbelastung der Ver-
kehrsbetriebe durch die Ökosteuer (ca. 5
Mio DM per Saldo) im Rahmen des ge-
samten Haushalts der Münchner Stadt-
werke GmbH zwar nicht so schwer ins
Gewicht fiele, aber dennoch eine höchst
unerfreuliche Signalwirkung entfalten
würde: „Die nächste Tariferhöhung
könnte vom politischen Gegner – wenig-
stens zum Teil – damit begründet wer-
den, daß die von der Bundesregierung
gesetzten Rahmenbedingungen die Ko-
sten für die Träger des öffentlichen Nah-
verkehrs in die Höhe treiben. Das wird
viele Menschen enttäuschen,die sich von
der neuen Regierung marktwirtschaftli-
che Anreize zu umweltfreundlicherem
Verhalten erwartet haben (…) Wir möch-
ten Euch daher ermutigen, in den Ver-
handlungen mit der SPD auf eine steu-
erliche Privilegierung der Träger des öff.
Nahverkehrs zu drängen.“

Zusammenstellung: baf
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zur Ausländerbehörde,zu Beratungsstel-
len oder zum Arzt schwarz zu fahren.Wer
seinem Kind noch ein Schulheft, einen
Apfel oder ein Paar Socken kaufen will,
wer Geld zum telefonieren oder für eine
Briefmarke braucht, muß sich illegal
Geld beschaffen oder klauen.

Viele Sozialämter verweigern auch die
Versorgung mit Gutscheinen bzw. Le-
bensmitteln und gewähren lediglich noch
Unterkunft ohne Verpflegung. Weitere
Sozialämter streichen die Hilfen sogar
vollständig, d.h. die Flüchtlinge werden
obdachlos ausgesetzt und erhalten auch
keine medizinische Versorgung mehr.

Es handelt sich dabei keineswegs – wie
von Frau Hübner behauptet – um „abso-
lute Ausnahmefälle“. Betroffen von den
Sozialhilfestreichungen sind vor allem
Kriegsflüchtlinge aus dem Kosovo, De-
serteure der serbischen Armee, die sich
dem Krieg im Kosovo entziehen wollten,
Angehörige von Minderheiten in Jugos-
lawien (Roma, Muslime) und palästinen-
sische Flüchtlinge aus dem Libanon.

Das Berliner Verwaltungsgericht hat
inzwischen in einigen Fällen die Praxis
der Sozialhilfestreichungen einschließ-
lich der Streichung des Taschengeldes,
der Verweigerung von Unterkunft und
Ernährung sowie auch der medizinischen
Versorgung bestätigt. Für den Vorwurf,
nach Deutschland gekommen zu sein,um
hier Sozialhilfe zu erhalten, käme es auf
die Situation im Herkunftsland – etwa im
Kosovo – gar nicht an. Es würde ausrei-
chen – so einige Kammern des Berliner
Verwaltungsgerichtes, daß die Kriegs-
flüchtlinge auf dem Landweg eingereist
seien, denn sie hätten auch unterwegs in
irgendeinem Drittland bleiben können.
Ihre „Weiterreise nach Deutschland“ sei
deswegen nur wegen des Sozialhilfebe-
zugs erfolgt. Dies rechtfertige auch eine
vollständige Streichung aller Leistungen
– bis auf „Butterbrot und Fahrkarte ins
Herkunftsland.“

Die BAG der Wohlfahrtsverbände hat-
te bereits Streichungen des Taschengel-
des als verfassungswidrig bewertet.
(Frankfurter Rundschau, 29.4.98)

Der Berliner Flüchtlingsrat appelliert
deshalb an den Berliner Senat, an die So-
zialämter und an die Bundesregierung:
• Sofortiger Stop des Entzuges von Bar-
geld, des Aushungerns, des obdachlos
Aussetzens und der Verweigerung medi-
zinischer Versorgung für Flüchtlinge.
• Asylsuchende und Kriegsflüchtlinge
müssen Arbeitserlaubnisse erhalten, wer
keine Arbeit finden kann, muß Sozialhil-
fe bekommen.
• Die katastrophalen Verschärfungen des
Asylbewerberleistungsgesetzes von 1997
und 1998 sowie das Sachleistungsprinzip
müssen zurückgenommen werden.
• Für Kriegsflüchtlinge aus dem Kosovo
und für serbische Deserteure muß eine
bundesweite Abschiebungsstopprege-
lung getroffen werden.

Flüchtlingsrat, Fennstr 31 12439 Berlin,
Pressemitteilung vom 15.12.98, gekürzt
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IG METALL UNTERSTÜTZT
ZWANGSARBEITER. Die IG

Metall in Stuttgart bereitet Musterkla-
gen ehemaliger Zwangsarbeiterinnen
und Zwangsarbeiter auf Entschädigung
vor. Bis spätestens April 1999 sollen die
Klagen eingereicht werden, falls die be-
troffenen Betriebe nicht zu außergericht-
licher Einigung bereit sind. Die IG Me-
tall will damit die Einrichtung der Bun-
desstiftung zur Entschädigung voran
bringen. Der IG-Metall-Vorstand hat da-
zu aufgefordert, sich mit betrieblichen
Aktionen einzusetzen. (aus Metall Ba-
den-Württemberg regional, Jan. 1999)

UMFRAGE VON IG-METALL-VER-
TRAUENSLEUTEN. Im Dezember 1998
haben die Vertrauensleute der IG Metall
bei der Fa. Sick AG in Waldkirch/Südba-
den eine Umfrage zu gewerkschaftlichen
Themen und dem Nutzen gewerkschaft-
licher Arbeit durchgeführt. Von ca. 900
Fragebögen kamen immerhin 303
zurück, davon 103 Arbeiter, 164 Ange-
stellte, die übrigen ohne Angabe. Interes-
sant an diesen Zahlen ist, daß auf jeden
Fall bei den Angestellten sich auch min-
destens 50% Nicht-Mitglieder beteiligt
haben.

Hier nur ein paar Schlaglichter aus der
ersten Auswertung: Sicherung und
Schaffung von Arbeitsplätzen, aber auch
Einkommensverbesserungen stehen bei
den Befragten ganz oben in der Wichtig-
keit, deutliche Mehrheiten erfreulicher-
weise auch für die Sicherung des ar-
beitsfreien Samstags. Auffallend bei der
Gewichtung der Themen ist, daß voral-
lem bei den Angestellten,aber auch deut-
lich bei den Arbeiter/innen, die Verkür-
zung der Wochenarbeitszeit für „weniger
wichtig“ bis „unwichtig“ eingestuft wur-
de. Interessant, daß die Beteiligung der
Altersgruppe über 40 Jahre auffallend
hoch war (109). Sobald der VK eine aus-
führliche Auswertung veröffentlicht,
werden wir weiter  berichten.

BETRIEBSBEDINGTE KÜNDIGUN-
GEN: bei den Berliner Bäder-Betrieben
bis Ende 1999 ausgeschlossen! Die zwi-
schen dem Vorstand der Berliner Bäder-
Betriebe, dem Personalrat sowie der Ge-
werkschaft ÖTV am 3.11.1997 geschlos-
sene Vereinbarung zur Beschäftigungssi-
cherung, die u.a. den Ausschluß betriebs-
bedingter Kündigungen beinhaltete, ist
bis zum 31.12.1999 verlängert worden…
Verhandlungen waren notwendig gewor-
den, nachdem der Vorstand den alten Ver-
trag am 1.9.1998 gekündigt hatte.Mit der
erneuten Beschäftigungsgarantie sind
gleichzeitig neue Regelungen vereinbart
worden: 
• Der Tarifvertrag zur Regelung der Al-
tersteilzeit vom 5.5.1998 wird unverzüg-
lich umgesetzt und 
• eine neue Arbeitszeitpraxis durch Ar-
beitszeitkonten wird am 1. Januar 1999
wirksam.

Diese neue Zeitpraxis orientiert sich 

• am Wunsch der Kundinnen und Kun-
den nach bedarfsgerechten Öffnungs-
und Servicezeiten;
• an der Anforderung, wirtschaftlich und
effizient zu arbeiten;
• an einer flexiblen Arbeitszeitgestal-
tung, die die Schwankungen im Arbeits-
aufkommen berücksichtigt; 
• am Interesse der Beschäftigten nach ei-
ner selbstverantworteten und selbstbe-
stimmten Arbeitszeit gestaltung; 
• an der Notwendigkeit,Arbeitsplätze zu
erhalten, zu sichern und hierfür eine be-
darfsorientierte, vorhandene Ressourcen
nutzende Personalentwicklung zu lei-
sten.

Seit Errichtung der Berliner Bäder-
Betriebe im Jahr 1996 haben sich die Be-
schäftigten, ihre Interessenvertretungen
und die Gewerkschaft ÖTV-Berlin auf
neue Anforderungen eingestellt und im
Zusammenwirken mit dem Vorstand der

Berliner Bäder-Betriebe ihren Beitrag
zur Stabilisierung dieses Betriebes gelei-
stet. Mahnungen aus Kreisen der Politik
nach größerer „Flexibilität“ sind deshalb
überflüssig und gehen an die falsche
Adresse.

Für die Zukunftssicherung der Berli-
ner Bäder-Betriebe müssen die finanzi-
ellen Rahmenbedingungen stimmen, die
letztlich nicht allein durch den Betrieb
gesichert werden können. Die aktuelle
Diskussion über Eintrittspreiserhöhun-
gen macht deutlich,daß sich vor allem die
Politik in dieser Stadt gern aus der Mit-
verantwortung stiehlt…

Die Kritik, Eintrittspreise ab 1.1.1999
zu erhöhen, ist sicher nicht unberechtigt
und wird auch von der Gewerkschaft
ÖTV-Berlin geteilt…“ (Presseerklärung
65/30.12.98 der ÖTV Berlin)

Zusammenstellung: alk, har

Fünfzigtau-
send Beschäf-
tigte der Me-
tallindustrie
in Baden-
Württemberg
protestierten
in spontanen
Aktionen ge-
gen die Ver-
schleppungs-
taktik der Un-
ternehmer.
Diese große
Zahl noch in
der Friedens-
pflicht zeigt die Entschlossenheit der Metaller/innen. Nach Böblingen kamen
am 15. Januar etwa 500 aus Stuttgart, Esslingen, Ludwigsburg und Villingen-
Schwennigen. Bei Daimler-Chrysler in Sindelfingen (Bild oben) gingen alle
Schichten eine Stunde früher nach Hause. Bei Bosch in Feuerbach (Bild unten)
standen 3000 Kolleginnen und Kollegen vor dem Tor: „Mehr Geld in unsere Ta-
schen“. Aus Ulm wurde gemeldet: Die Metaller/innen sind sauer über das Ar-
beitgeberverhalten. Wie bei Iveco ruhte in einigen Betrieben vorübergehend die
Arbeit. Weitere Aktionen wurden aus folgenden Verwaltungsstellen gemeldet:
Aalen, Esslingen, Friedrichshafen, Geislingen, Heidelberg, Lörrach, Ludwigs-
burg, Pforzheim, Reutlingen, Schwäbisch Gmünd, Stuttgart und Waiblingen. Am
18. Januar gab es weitere Aktionen in Mannheim, womit sich die Zahl auf fast
60000 erhöhte. In Resolutionen wurden die Arbeitgeber aufgefordert, endlich
ein ordentliches Angebot vorzulegen. Die nächsten Verhandlungen für Baden-
Württemberg sind am 28. Januar, an diesem Tag endet auch die Friedenspflicht.

(Bilder und Text: aus Metall-Nachrichten der IG Metall vom 19. Januar)
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FAG Kugelfischer Schweinfurt

Konzern am Rande eines 
krisenhaften Absturzes?
Bei den Verhandlungen zwischen der
FAG Geschäftsleitung und dem Kon-
zernbetriebsrat unterstützt durch die IG
Metall kurz vor Weihnachten konnte der
Betriebsrat seine Hauptforderungen
„Erhalt des Werkes Elfershausen“ und
„Ausschluß betriebsbedingter Kündi-
gungen für die deutschen Standorte“
durchsetzen. Im Gegenzug soll der Rück-
gang der Auftragssituation statt durch
Entlassungen mittels einer Absenkung
der tariflichen Wochenarbeitszeit kombi-
niert mit Versetzungen und freiwilligen
Aufhebungsverträgen abgefedert wer-
den, und der Betriebsrat mußte in Ver-
handlungen über flexible Arbeitszeitmo-
delle einwilligen.

Standort Elfershausen

Die bisherige Produktionsstruktur soll –
mit Ausnahme der Automobiltechnik-
produkte – erhalten bleiben. Die Beleg-
schaftszahl sinkt dadurch von 370 auf
211, allerdings fordert der Betriebsrat,
die Produktion neuer Produkte in El-
fershausen anzusiedeln. Der Erhalt des
Standorts konnte nur im schroffen Ge-
gensatz zu den Plänen der Unterneh-
mensleitung unter dem Druck der Beleg-
schaften und der IG Metall durchgesetzt
werden und ist Resultat verbesserter Zu-
sammenarbeit zwischen den Interessen-
vertretungen der einzelnen Werke.

Der Ausschluß betriebsbedingter Kündi-

gungen …

… wurde bis Ende 2001 vereinbart, je-
doch mit Ausnahme des indirekten Be-
reichs der OH, wo betriebsbedingte Kün-
digungen ab 2000 möglich werden sollen.

Absenkung der tariflichen Arbeitszeit

Wie die wöchentliche Arbeitszeit per Be-
schäftigungssicherungs-Tarifvertrag
konkret abgesenkt werden soll, ist eines
der wichtigen Themen der nächsten Ver-
handlungsrunde am 14./15.1.99. Der Be-
triebsrat würde eine relativ geringe Ab-
senkung der Arbeitszeit für alle Beschäf-
tigten um ca. eine Stunde einer höheren
von ca. 5 Stunden konzentriert auf die
von den Auftragsrückgängen betroffenen
Bereiche vorziehen, d.h. der Betriebsrat
versucht die erheblichen Opfer,die Teilen
der Belegschaften abverlangt würden,
durch Verteilung auf die Schultern aller
zu dämpfen. Natürlich würde diese Lö-
sung neben leichten Lohnverlusten auch
Versetzungen zwischen den Standorten
erforderlich machen.

Flexible Arbeitszeitmodelle

Hier geht es der Geschäftsleitung um
Schichtmodelle, die Samstags- und

Sonntagsarbeit einsch-
ließen, verbunden mit
der Beseitigung von
Mehrarbeitszuschlägen
und Ausschaltung des
Mitbestimmungsrechts
des Betriebsrats. Im
Forderungspaket der
Geschäftsleitung befin-
det sich auch die Ein-
führung eines Arbeits-
zeitmodells, das auf
sechsstündigen Schich-
ten an fünf Arbeitstagen
basiert. Die zur 35-
Stunde-Woche fehlen-
den fünf Stunden sollen
dabei in Form einer dop-
pelten Flexibilisierung
hereingearbeitet wer-
den, durch eine gele-
gentliche Verlängerung
der täglichen Arbeits-
zeit auf 9 Stunden (hal-
be Abdeckung einer
fehlenden Schicht) oder
durch eine zusätzliche
Schicht am Samstag
oder in der Sonntag-
nacht.

Aus Sicht des Betriebsrats werden die-
se flexiblen Arbeitszeitmodelle zum
Knackpunkt der anstehenden Verhand-
lungen.

Mitbestimmungsrecht des Betriebsrats

Der Betriebsrat konnte eine Verbesse-
rung seiner Beratungsrechte durchset-
zen. Er wird künftig bei unternehmens-
strategischen Projekten frühzeitig an den
Beratungen beteiligt, und zwar noch im
Stadium der Beratung unterschiedlicher
Planungsvarianten, nicht erst zum Zeit-
punkt der Beratung der Umsetzung von
Entscheidungen. Zusätzlich wird der Be-
triebsrat bei solchen Projekten künftig
generell Sachverständige hinzuziehen
können, ohne im Einzelfall die Genehmi-
gung einholen zu müssen.

Ausblick

Die Situation bei FAG ist äußerst ange-
spannt, der Konzern scheint näher am
Rand eines krisenhaften Absturzes zu
stehen als das öffentliche Erscheinungs-
bild dies bisher vermuten läßt. Wie der
Volkszeitung kurz vor Weihnachten zu
entnehmen war, führt FAG Gespräche
über eine Fusion im Automobilzuliefer-
bereich mit Koyo. Jede weitere zeitliche
Verzögerung hätte die Aussichten zum
Erhalt des Standorts Elfershausen und
zur Durchsetzung einer Beschäftigungs-
garantie weiter verschlechtert. cls

Agfa München

Fit für die Börse auf
Kosten der Kolleginnen
In den oberen Führungsgremien bei Agfa
herrscht Börsenfieber. Der Hintergrund:
die Firma Agfa-Gevaert AG mit Werken
in Belgien, Leverkusen, München und
kleineren Zweigbetrieben u. a. in Bayern
und in Gera ist bisher eine 100%ige Toch-
ter der Bayer AG mit Hauptsitz in Le-
verkusen. Doch diese Tochter ist dem
Bayer-Vorstand schon lange ein Dom im
Auge: Die Umsatzrendite war bei Agfa
lange Jahre nur bei ca. 3%. Für 1998 wird
aber schon eine Verdoppelung auf 6% er-
reicht werden.

Doch das ist den hohen Herren von
Bayer noch zu wenig. Sie sind bei ihren
Chemiegeschäften Renditen von mehr als
10% gewöhnt. Was tun? Der einfachste
Weg: Erstmal das abstoßen, was nicht so
viel Gewinn bringt. In diesem Fall Agfa.
Und diesen Vorgang in möglichst schöne
Worte kleiden: ,,Agfa geht im Sommer
1999 an die Börse.Der Bayer-Konzern ge-
winnt dadurch größere Freiräume und
Mittel zur Stärkung seiner Kerngeschäf-
te.“ Und da bei diesen Kapitalistenge-
schäften in der Regel der Ober den Unter
sticht, blieb dem Agfa-Vorstand nichts
anderes übrig, als gute Miene zu bösem
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Spiel zu machen und ebenfalls nach schö-
nen Worten zu suchen: ,,Agfa braucht un-
ternehmerische Eigenständigkeit, um
seine Position als führender Imaging-
Konzern in der Welt zu stärken.“

Es soll auch weiter auf Wachstum ge-
setzt und andere Firmen zugekauft wer-
den, um einen Umsatz von 10 Milliarden
DM zu erreichen, ca. 20% mehr als heu-
te. Zugleich muß ein hohes Maß an Syn-
ergien erschlossen werden. Doch späte-
stens hier, beim Stichwort ,,Synergie“,
sollte die Agfa-Belegschaft hellhörig
werden. Denn bei allen großen Firmen
bisher,die jetzt so toll ihre Synergien aus-
nützen, ging das auf Kosten der Kolle-
ginnen und Kollegen. Es wird brutal ge-
spart,Arbeitsplätze werden massiv abge-
baut und der Druck auf jeden wächst.Die
Firma Siemens macht es gerade vor.

Macht das Agfa jetzt nach? Anzeichen
dafür gibt es:
• zukünftige Vorruheständler sollen erst

später gehen können
• die tarifliche Altersteilzeit wird ver-

schoben
• Überstunden nehmen zu
• die Ausbildung ist bei den technischen

Berufen auf dem Nullpunkt
• notwendige Renovierungsmaßnahmen

werden verschoben
• behinderte KollegInnen werden zu we-

nig eingestellt.
Ein weites Betätigungsfeld für Gewerk-
schaften, Betriebsräte, Vertrauensleute.
Aber auch für jede Kollegin, für jeden
Kollegen, hier einmal ,,Nein“ zu sagen
bzw. gemeinsam der Firmenleitung klar
zu machen, daß es so nicht weitergehen
kann!

Doch bei einigen Kollegen scheint jetzt
auch das Börsenfieber ausgebrochen zu
sein, und sie fordern Belegschaftsaktien.
Ob damit die oben genannten Mißstände
erträglicher werden,darf bezweifelt wer-
den. Gk aus „AufDraht“ 

Hoechst-Marion Roussell

Betriebsversammlung
nach der Fusions-
entscheidung
Erstmals wurde durchgesetzt, daß Auf-
sichtsratsmitglieder ihr Abstimmungs-
verhalten vor der Belegschaft offenlegen
und begründen.

Monika Reiter (DAG) folgte der Auf-
forderung von Hans-Werner Krauß, und
unter Beifall der anwesenden Beschäf-
tigten begründete sie, warum sie im Auf-
sichtsrat gegen die Aufspaltung der
Hoechst AG in zwei Aktiengesellschaften
und gegen die Fusion mit Rhone Poulenc
gestimmt hat. A. Weber und R. Kumlehn
sahen sich dadurch veranlaßt darzustel-
len, warum sie ihre Zustimmung gaben.

Wir meinen, dies war ein richtiger
Schritt hin zu einer öffentlichen Diskus-
sion über die Art der Interessenvertre-

tung der Belegschaft im Aufsichtsrat.

Kappungsstunden

Ein weiteres Thema war der Umgang mit
den Kappungsstunden, die aus Gleitzeit-
guthaben resultieren.In den Ausschüssen
des Betriebsrates, besonders im Arbeits-
zeitausschuß, hat es bereits heftige Aus-
einandersetzungen in dieser Frage mit
dem Arbeitgeber gegeben. Die Kap-
pungsstunden konzentrieren sich im we-
sentlichen auf bestimmte Betriebe, in de-
nen häufig auch noch Mehrarbeitsstun-
den geleistet werden. Der Betriebsrat ist
daher der Auffassung, daß in diesen Be-
trieben mit dem vorhandenen Personal
die notwendige Arbeit nicht in der re-
gulären Arbeitszeit erledigt werden
kann. Der Betriebsrat erwartet:

1.daß den betroffenen Abteilungen das
Personal so aufgestockt wird, daß die an-
fallende Arbeit in der Regelarbeitszeit
ausgeführt werden kann,

2. daß die Gutstunden, die geleistet,
aber wegen Arbeitsanfalles nicht abge-
baut werden konnten, durch Freizeit
oder,wenn es anders nicht geht,durch Be-
zahlung als Überstungen ausgeglichen
werden,

3. daß dabei nicht eine ungeheuer zeit-
aufwendige Einzelfallprüfung vorge-
nommen wird, sondern für die betroffe-
nen Betriebe bzw. Personen eine generel-
le Abgeltung vorgenommen wird.

Dieses Vorgehen scheint uns um so
mehr geboten, als die Geschäftsführung
der Hoechst-Marion-Roussell (HMR)
stolz berichtet, daß die betriebswirt-
schaftlichen Daten der HMR weit über
Plan liegen. Die ist sicherlich auch eine
Folge davon, daß die Beschäftigten mehr
arbeiten als sie nach dem geltenden Ta-
rifvertrag müssen.

Biochemie GmbH

Wenn man den HMR-Managern, die den
Verkauf des Fermentationsverbundes
ausgehandelt haben, Glauben schenkt,
dann müssen demnächst bei den Be-
schäftigten der Biochemie goldene Zei-
ten ausbrechen. Die Ablehnung der For-
derung von Belegschaft und Betriebsrat,
den Standort- und Beschäftigungssiche-
rungsvertrag auch auf die Biochemie
übergehen zu lassen, wurde unter ande-
rem damit begründet, daß wegen der ho-
hen Investitionen (85 Mio. DM) eher mit
Arbeitsplatzaufbau als mit -abbau zu
rechnen sei. Doch der erste Hinweis, daß
die Entwicklung nicht so eintritt, liegt
bereits vor: Biochemie will 2 Mio.DM be-
reitstellen für den Fall, daß es nach dem
Verkauf doch zu betriebsbedingten Kün-
digungen kommen sollte. Es gibt noch
weitere Informationen, die befürchten
lassen, daß die Zukunft für die Beschäf-
tigten nicht rosig aussieht.

Manager der Biochemie haben ver-
kündet, die Personalkosten des Fermen-
tationsbundes seien erheblich zu hoch.
Man strebt an, diese zu halbieren.Wie so
etwas gemacht wird, ist allen bekannt.
Entweder man triebt durch zusätzliche

Belastung und Automatisierung bei
gleichbleibender Personalstärke die Pro-
duktivität nach oben,oder man baut Per-
sonal ab, oder es erfolgt eine Mischung
aus beiden Maßnahmen …

Propaganda!

Obwohl die HMR- und Hoechst-Manager
sich geweigert haben, den Standort- und
Beschäftigungssicherungsvertrag auf die
Biochemie übergehen zu lassen,haben sie
ihn jetzt in der Auseinandersetzung um
die Fusion mit Rhone Poulenc als Propa-
ganda entdeckt. Mehr oder weniger un-
differnziert wird überall verkündet, die
Arbeitsplatzängste in Deutschland seien
unbegründet, da es den Standort- und
Beschäftigungssicherungsvertrag gäbe.
Tatsache ist, dieser Vertrag schützt, wenn
überhaupt, nur die Beschäftigten der
HMR Deutschland GmbH. Die von der
Fusion besonders bedrohten Beschäftig-
ten von Aventis (alt), HR-Vet und Nutri-
nova sind nicht geschützt, auch nicht die
Beschäftigten der anderen betroffenen
Landesgesellschaften.

Der Betriebsrat und die Belegschaft
von HMR sollten sich nicht so sehr auf die
Beteuerungen der Manager verlassen.
Wie immer werden diese versuchen, die
weltweit betroffenen Beschäftigten ge-
geneinander auszuspielen. Es ist daher
die Aufgabe aller Betriebsräte und Be-
legschaften, sich gemeinsam dafür ein-
zusetzen, daß die Fusion, sollte sie zu-
stande kommen, niemandem den Ar-
beitsplatz kosten darf!
aus: Standort Forum, Nr. 9/98, Gemein-
same Liste

Deutsche Steinkohlen AG:

Risiko für Kumpel –
Sicherheit für 
Aktionäre
Zum Jahreswechsel gliederte die Ruhrkoh-
le-Tochter Deutsche Steinkohlen AG (DSK)
die Ibbenbürener Zeche Preussag Anthrazit
und die Saarzechen ein. Damit sind erstmals
alle deutschen Steinkohlenbergwerke unter
einem Dach zusammengeschlossen. Der
folgende Artikel ist aus dem „Bergarbeiter-
Info“ vom Dezember 1998.

Was bringt uns die Deutsche Steinkohlen
AG? Sie wird überall mit vielen Vor-
schußlorbeeren bedacht – nun wären
endlich alle Forderungen der Kumpel
vom 13.3.1997 in Bonn erfüllt. Eine Zei-
tung schreibt sogar: „DSK – Das sichert
Kohle“. Nun wurde als erstes eine Stra-
fe fällig: Die DSK muß zu Unrecht kas-
sierte Subventionen zurückzahlen, die
Einspruchsfrist dagegen ließen RAG und
Regierung verstreichen.

„Das sichert Kohle“ – nämlich für die
RAG, die nun die Subventionen sicher
hat.„Das sichert Kohle“ – nämlich für die
Aktionäre im RAG-Bereich, deren ge-
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winnbringende Töchter nun nicht mehr
zum Ausgleich der Kohlenverluste bei-
tragen müssen.

„Das sichert Kohle“ – nämlich Im-
portkohle, mit denen die Minderförde-
rung an Ruhr und Saar ausgeglichen
wird,über die RAG-Handel fließt der Ge-
winn an die RAG.

Die DSK bedeutet für die Kumpel,daß
der Arbeitsvertrag auf den gesamten
westdeutschen Steinkohlenbergbau aus-
gedehnt wird. Im Zweifel kann man von
der Ruhr an die Saar verlegt werden, und
umgekehrt.Und in Ibbenbüren hofft man
auf Ruhrkumpel, wenn ab 2000 dort die
Anpassung wirkt.

Noch mehr Verlegungen, noch mehr
Wanderungen, noch weitere Wege sind
die Konsequenz – Kumpel ist man nur
noch wie auf Montage.

Die Hitliste der Schachtanlagen wird
um die Saarzechen und Ibbenbüren er-
weitert. Die Ausgliederung aller
Schachtanlagen in die DSK heißt, daß im
gesamten Unternehmen viele Rationali-
sierungsgewinne erwirtschaftet werden
sollen. Es heißt aber gleichzeitig, daß die
Konkurrenz unter den Schachtanlagen
um Absatz und Kosten verschärft wird –
ein Hauptziel der Unternehmensfüh-
rung. Das hat sich sowohl bei der Über-
nahme der EBV-Zeche Sophia Jacoba
und Westfalen,als auch bei der BASF-Ze-
che Auguste Victoria gezeigt. Und das
wird sich auch bei den anderen Anthra-
zit-Zechen Niederberg und Ibbenbüren
zeigen.Weitere Stillegungen sind die Fol-
ge. „Das sichert Kohle“ soll die Kumpel
beruhigen. Der Anpassungsprozeß wird
beschleunigt. Die Perspektiven bis zum
Jahr 2005 sind keineswegs so sicher, wie
das verlautet, denn der Umbau des Kon-
zerns RAG weg von der Kohle geht mit
Riesenschritten weiter.

Es wiederholt sich fast die Geschichte
von der Gründung der Ruhrkohle AG.
Damals wurden alle Zechen und Koke-
reien der Stahl- und Energiekonzernen
an der Ruhr ausgegliedert,aber die Alt-
gesellschaften blieben Aktionäre und
Eigentümer der Ruhrkohle. Nur ihre
Verluste wurden in die Einheitsgesell-
schaft eingebracht. Danach verdienten
sie sich an ihren Beteiligungen und am
sonstigen Bereich goldene Nasen und
hatten die Kohlelieferungen zu Vor-
zugspreisen sicher.

Heute passiert dasselbe mit der RAG.
Die Aktionäre der RAG – hauptsächlich
VEBA und VEW – bekommen subven-
tionierte Kohle in ihre Kraftwerke.
Wenn das nicht mehr reicht,bekommen
sie Importkohle. Je kleiner der
„schwarze Bereich“ bei RAG wird, de-
sto mehr Profite können im sonstigen
Bereich gemacht werden – zugunsten
der RAG-Aktionäre und ihrer Beteili-
gungen. Die Verlustbereiche werden
noch solange betrieben,wie Subventio-
nen gezahlt werden. Und genauso wie
damals ist eines sicher: Die neuen Auf-
sichtsratsposten für Kapital und Ge-
werkschaft. Die IGBCE bekommt er-

neut Posten in dem montanmitbestimm-
ten Aufsichtsrat der DSK. Neutraler
Mann aber ist der CDU-Abgeordnete He-
gemann aus Recklinghausen, damit der
Proporz gewahrt bleibt. Große Koalition
ist bei der RAG immer angesagt.

Das heißt: Verluste werden dem Steu-
erzahler aufgebürdet, Gewinne werden
privatisiert. Das Risiko tragen die Kum-
pel und alle Beschäftigten des schwarz-
en Bereichs, sowie die betroffenen Zulie-
ferer und Städte, wo Zechen stillgelegt
werden.

ÖTV Berlin

Proteste gegen Klinik-
schließungen
Unter dem Motto „Konzepte statt Chaos“
nahmen am vergangenen Montag
(18.1.99) etwa zweitausend Beschäftigte
aus den Berliner Krankenhäusern an ei-
ner Kundgebung vor dem Roten Rathaus
teil, zu der ÖTV und DAG gemeinsam
aufgerufen haben. Hintergrund ist ein
Krankenhausgutachten vom August ver-
gangenen Jahres, das einschneidende
Einsparungen bei den Krankenhäusern
verlangt, anderenfalls die AOK pleite ge-
hen würde.Die Senatsverwaltung mit ih-
rer CDU-Gesundheitssenatorin Hübner
schob die Entscheidung, was passieren
soll, monatelang vor sich her. Zu Beginn
diesen Jahres legte sie eine Liste mit ca.
20 zu schließenden Krankenhäusern bzw.
Krankenhausstandorten vor. Erstmals
waren auch katholische Krankenhäuser
betroffen. Das brachte die Kirchenlei-
tung einerseits und die CDU auf den
Plan. Nach massiven Protesten sagte die
Berliner CDU zu, daß kein katholisches
Krankenhaus geschlossen würde. Dies
wiederum war der SPD zuviel. Jetzt soll

neu diskutiert werden. Erstmals ist da-
von die Rede, daß Berlin in sechs Regio-
nen eingeteilt werden soll, die dann die
erforderliche Ausstattung mit Kranken-
häusern erhalten sollen. Wir enden mit
Auszügen aus den Presseerklärungen der
ÖTV:

„Die Beschäftigten sind verunsichert,
da ständig neue Listen über zu schließen-
de Krankenhäuser veröffentlicht wer-
den. Zu Recht wehren sich die Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer gegen
die derzeitige Verfahrensweise der Ge-
sundheitssenatorin, die Krankenhäuser
der unterschiedlichen Träger und ihre
Beschäftigten gegeneinander auszuspie-
len. Die insgesamt rund 60.000 Beschäf-
tigten, die in konfessionellen, gem-
einnützigen, privaten und städtischen
Krankenhäusern sowie in den Univer-
sitätsklinika beschäftigt sind, sind alle-
samt von dieser Politik der massiven Ver-
unsicherung betroffen.Sie alle benötigen
gleichermaßen soziale Sicherheit und Ar-
beitsplatzgarantien… Um die Kosten in
den Berliner Krankenhäusern zu senken,
sind jedoch nicht Schließungen von Häu-
sern,sondern grundlegende Strukturver-
änderungen nötig. Die Gewerkschaft
ÖTV Berlin hat in diesem Zusammen-
hang auf die Notwendigkeit einer Kon-
zentration von Spezialdisziplinen, die
Verzahnung ambulanter und stationärer
Leistungen sowie eine Kooperation und
Nutzung von Großgeräten hingewiesen.“
Die Gewerkschaften fordern u.a.:
• bedarfsgerechte und wirtschaftliche
Versorgung • Aufbau und Sicherung von
Qualitätsstandards • bedarfsgerechte
Personalausstattung • Verzahnung der
ambulanten und stationären Versorgung
• Abbau von Über- aber auch Unterver-
sorgung • Erhalt der Trägervielfalt • mo-
derne Krankenhausstrukturen • keine
Schließung von Krankenhäusern • Aus-
schluß von betriebsbedingten Kündigun-
gen in allen Trägerbereichen! har
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Am 15. Januar einigten sich 13 Linkspartei-
en aus 12 europäischen Ländern, darunter
die PDS, auf einen gemeinsamen Wahlauf-
ruf zu den Europawahlen.

Das politische Klima in Europa verän-
dert sich. Der Mythos vom Siegeszug des
Kapitalismus schwindet dahin. Unser
Jahrhundert endet mit Gefahren, aber
auch mit dem starken Streben, unsere
Gesellschaften und unsere Welt zu ver-
ändern. Chancengleichheit für Männer
und Frauen ohne Diskriminierung, De-
mokratie und Bürgersinn, Rechte der
Persönlichkeit, insbesondere Bekämp-
fung des Rassismus,Achtung des Gleich-
gewichts der Natur und nachhaltige Ent-
wicklung, friedliche internationale Be-
ziehungen auf der Grundlage von
Gleichheit und Solidarität – all dies sind
Werte, die in unseren Ländern, vor allem
unter der Jugend, immer mehr an Be-
deutung gewinnen.

Die katastrophalen Auswirkungen
der weltweiten Finanzkrise auf die
„Wachstumsländer“ haben der Öffent-
lichkeit vor Augen geführt, daß das neo-
liberale System nicht in der Lage ist, den
Bedürfnissen der Menschheit gerecht zu
werden. Auch die Logik, die Institutio-
nen wie dem Internationalen Währungs-
fonds oder Abkommen wie dem MAI zu-
grunde liegt, wird immer mehr in Frage
gestellt.Auf breite Ablehnung stoßen die
wirtschaftliche, politische und militäri-
sche Arroganz, mit der die Vereinigten
Staaten auf der Weltbühne agieren, der
Egoismus ihrer Machthaber angesichts
der großen weltweiten Herausforderun-
gen. Schließlich löst auch der Kontrast
zwischen dem gewaltigen Umfang der
Rüstungsausgaben und dem ständigen
Rückgang der Entwicklungshilfe be-
rechtigten Widerspruch aus.

Dieses neue kritische Bewußtsein und
dieser neue Wille zur Veränderung zeigen
sich insbesondere bei den Akteuren der
sozialen Bewegungen im Hinblick auf
die europäische Integration in ihrer jet-
zigen Form, die auf der Logik von Maas-
tricht sowie der Wirtschafts- und
Währungsunion beruht. Sie äußern sich
im sozialen Bereich angesichts einer neo-
liberalen und monetaristischen Grund-
haltung, die nahezu 20 Millionen Ar-
beitslose und über 50 Millionen Arme
hervorgebracht hat. Sie äußern sich auf
dem Felde der Demokratie als Kritik
daran, daß sich die Entscheidungszen-
tren immer mehr von den Bürgerinnen
und Bürgern entfernen. Sie äußern sich
in der Kultur, die immer mehr den Ge-
setzen des Marktes unterworfen ist. Sie
äußern sich bei der Organisation der Si-
cherheit unseres Kontinents, die heute
ausschließlich militärisch gesehen wird.
Die Voraussetzungen für eine grundle-

gende Veränderung der europäischen In-
tegration in ihrer jetzigen Form sind al-
so gegeben.

In diesem Geiste wollen wir über alle
Unterschiede hinweg,die die Lage in un-
seren Ländern und die Ansätze unserer
Parteien kennzeichnen, große gemeinsa-
me Ziele festlegen,für die wir – die Mehr-
zahl von uns in der Europäischen Union,
einige außerhalb ihrer Grenzen – eintre-
ten wollen. Eine fortschrittliche Umori-
entierung der Entwicklung Europas ist
ein Anliegen, das den ganzen Kontinent
angeht.

Gemeinsam wollen wir auf ein sozia-
les und ökologisches Europa, ein demo-
kratisches Europa, ein Europa der Soli-
darität und des Friedens hinarbeiten: 

Ein soziales und ökologisches Europa

muß den Schwerpunkt eindeutig auf Be-
schäftigung legen,auf Ausbildung für al-
le und ein gesundes, nicht nur produkti-
vitätsorientiertes Wachstum, das auf der
unbedingten Gleichstellung von Män-
nern und Frauen basiert, das die Umwelt
und das Gleichgewicht der Natur achtet.
Dies erfordert Veränderungen in der
Wirtschafts- und Währungspolitik wie
die Neuverhandlung des Stabilitätspak-
tes, damit wir zu einer Wachstums- und
Beschäftigungspolitik gelangen, die mit
den neoliberalen Dogmen bricht, die die
Erfordernisse des wirtschaftlichen und
sozialen Zusammenhalts berücksichtigt;
eine Revision der Rolle der Europäischen
Zentralbank, die gemeinsame Besteue-
rung der Kapitalbewegungen (nach Art
der Tobin-Steuer), die Stärkung des
staatlichen Sektors und mehr Zusam-
menarbeit auf diesem Gebiet im Gegen-
satz zu dem derzeit zu beobachtenden
Trend zur Privatisierung; Maßnahmen
zur deutlichen Verkürzung der Arbeits-
zeit bei vollem Lohnausgleich und zur
Schaffung stabiler Arbeitsplätze; die
Angleichung der sozialen Standards
nach oben, die Entscheidung für ein
nachhaltiges Wachstum, das auf der Er-
höhung und nicht der Kürzung der öf-
fentlichen Mittel, der Löhne und Sozial-
leistungen beruht; eine Änderung der
Kriterien für den Einsatz der europäi-
schen Fonds zur Unterstützung der Re-
gionen im Einklang mit diesen neuen
Prioritäten. Die weltweite Finanzkrise
hat uns auf spektakuläre Weise vor Au-
gen geführt,daß wir das Geld anders ver-
wenden müssen – weniger für Finanz-
spekulationen, mehr für die Humanres-
sourcen und für eine nachhaltige Ent-
wicklung.

Ein demokratisches Europa

ist ein zentrales Ziel unseres Europa-
konzepts. Es muß sich insbesondere dar-
in manifestieren, daß die Entschei-

dungszentren immer näher an die Bür-
gerinnen und Bürger heranrücken, und
das auch an ihrem Arbeitsplatz. Ange-
sichts der Allmacht der Europäischen
Zentralbank wirft das die Frage auf, daß
sich Politik und Öffentlichkeit in Gestalt
der Regierungen und der Parlamente
Möglichkeiten für ihr Eingreifen in die
Wirtschaft zurückerobern müssen. Ge-
nerell meinen wir, daß den Lohnempfän-
gern und den Bürgern eine qualitativ
neue Rolle bei der Ausarbeitung und
Umsetzung von Entscheidungen der Ge-
meinschaft einzuräumen ist. Auf der Ta-
gesordnung steht,daß sie sich neue Rech-
te – auf Information, auf Abstimmung,
auf Intervention, auf Bewertung und
Kontrolle – erkämpfen. In diesem Sinne
halten wir bei der Europawahl auch das
Verhältniswahlrecht für das gerechteste,
weil es die größte Bürgernähe aufweist.

Ein Europa der Solidarität

und des Friedens

muß Teil einer Vision von gegenseitiger
Hilfe statt Konkurrenz, von Zusammen-
arbeit statt Wirtschaftskrieg, von Abrü-
stung statt Militarisierung des Konti-
nents sein. Der Austausch zwischen den
Menschen in der Union kann davon nur
gewinnen, wenn er von diesem Geist ge-
tragen ist, wenn Rassismus, Ausländer-
feindlichkeit, Nationalismus und alle
anderen Formen von Intoleranz ent-
schieden bekämpft werden. Sorgen be-
reitet uns in diesem Zusammenhang der
Geist von Schengen.Wir sprechen uns für
eine grundlegende Revision dieses Ab-
kommens und für eine Erweiterung der
Rechtsvorschriften zur Bekämpfung des
Rassismus aus. Es ist auch nicht hinzu-
nehmen, daß das Entwicklungsgefälle
zwischen den Regionen,vor allem im Sü-
den Europas,wächst und nicht abnimmt.

Auch die Beziehungen der Union zu
ihren äußeren Partnern müssen von ei-
ner Ethik der Solidarität und des Frie-
dens geprägt sein.Wir wollen,daß die Er-
weiterung um die mittel- und osteu-
ropäischen Länder sowie Zypern gelingt,
was erfordert, daß dem neoliberalen An-
satz, den die Europäische Union gegen-
wärtig in dieser Frage vertritt, eine Ab-
sage erteilt und der von den betroffenen
Völkern frei geäußerte Wille respektiert
wird. Darüber hinaus geht es um die Ge-
staltung des ganzen Kontinents: Das En-
de des kalten Krieges erfordert nach un-
serer Ansicht die Ablösung der NATO
durch eine erneuerte OSZE als Regional-
organisation der Vereinten Nationen.Auf
jeden Fall sprechen wir uns für die Ach-
tung der Traditionen der Neutralität und
Blockfreiheit bestimmter europäischer
Staaten aus. Auch die Beziehungen Eu-
ropas zur Dritten Welt sind ein wichtiger
Faktor für die Entwicklung der interna-

Gemeinsamer Aufruf europäischer Linksparteien zur Europawahl im Juni 1999

Für einen neuen Weg der europäischen IntegrationDO
KU

MENTIERT
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Der Parteitag hatte turnusmäßig einen neu-
en Bundesvorstand zu wählen. Darüber hin-
aus stand der Beschluß an, das Parteipro-
gramm zu überarbeiten. (Siehe auch PB
24/98). 

Rund um das Erscheinungsbild 

Die Stimmung des ersten Parteitages der
PDS nach der Regierungsbeteiligung in
Mecklenburg-Vorpommern und dem
Wahlerfolg bei den Bundestagswahlen
war getrübt. Einen ganzen Tag lang ging
es in der Generaldebatte um das Er-
scheinungsbild der Partei, das durch po-
litisches Mißgeschick und Fehlverhalten
einzelner Mandatsträger getrübt sei.Der
Ertrag der Diskussion (Gegenstände wa-
ren Haltung zum staatlich verbrochenen
Unrecht aus der DDR-Geschichte,
Kleinstkriminalität und Vorbildfunktion
von Mandatsträgern, Parteienwechsel
von Funktionsträgern):

Die Partei stellte klar, daß sie aus ei-
genem Antrieb die Auseinandersetzung
mit der Geschichte des realen Sozialis-
mus aufgenommen habe, die strafrecht-
lichen Drohungen hätten die gesell-
schaftliche Debatte nicht gefördert, son-
dern behindert.

Die Partei stellte ferner klar, daß sie
von ihren Mandatsträgern ein rundum
vorbildliches Verhalten erwartet. Das ist
vollkommen weltfremd. Durch welche
Art Magie sollten Abgeordnete in Bund
und Land bessere Menschen werden als
die von ihnen Vertretenen? Man müßte
schon annehmen, daß die Konkurrenz, in
der sie sich durchgesetzt haben, den
Menschen läutert …

Über die Gründe des Wechsels des
Agrarexperten Scherling aus dem Bun-
desvorstand in die SPD wurde nicht
nachgedacht. Der Fall wurde völlig per-

sonalisiert betrachtet. Scherling habe
gewechselt, weil er bei den diversen Li-
stenaufstellungen nicht zum Zuge ge-
kommen sei. Diese Analyse regte einige
zu öffentlichen Treuebekenntnissen an,
was auf tiefe Selbstzweifel schließen
läßt.

Die Diskussion um das „Erschei-
nungsbild“ war zu ihrem wenig glückli-
chen Verlauf verurteilt: Das Bild der Er-
scheinung unseres Parteiwesens zeichnet
sich bei den Betrachtern ab, die nach
ihren Kriterien urteilen.Wenn die Partei
diskutiert, was sie in der Gesellschaft
sieht, was sie erreichen will und was ge-
tan werden kann, um dorthin zu kom-
men, wird auch ein Erscheinungsbild,
Profil etc. entstehen. Sinnieren über das
Erscheinungsbild hingegen führt ins
graue Nichts.

Vorstandswahlen

Eine sehr wichtige Aufgabe dieses Par-
teitags war die Wahl des neuen Bundes-
vorstandes.Gewählt werden bei der PDS
direkt und persönlich der/die Vorsitzen-
de und drei Stellvertreter/innen, der
Bundesgeschäftsführer und der Bundes-
schatzmeister sowie über quotierte Li-
sten zwölf weitere Mitglieder des Vor-
standes. Da in der Einzelwahl vier Män-
ner und zwei Frauen gewählt wurden,
waren über die Frauenliste sieben weite-
re Personen zu wählen und über die ge-
mischte Liste fünf.

Wahrscheinlich ist der Gesamtvor-
stand zu klein geworden. Wenn es auch
erfreulich ist, daß mit Michael Benjamin
(Berlin) ein Repräsentant der Kommuni-
stischen Plattform und mit José del Po-
zo (Hessen) jemand aus der Migranten-
bewegung in den Vorstand kamen, ist es
irgendwie unsinnig, daß Fachleute wie

tionalen Beziehungen: Wir treten dafür
ein, das Lomé-Abkommen (Afrika, Ka-
ribik, Pazifik) qualitativ zu verbessern
und den Prozeß von Barcelona zur Zu-
sammenarbeit Europas mit dem Mittel-
meerraum voranzubringen. Wir fordern
einen Schuldenerlaß für die Entwick-
lungsländer.

Wir sprechen uns für eine qualitative
Revision der heute gültigen Konzepte
der Organe der Gemeinschaft im Bereich
der internationalen Wirtschaftsbezie-
hungen (Welthandelsorganisation, Mul-
tilaterales Investitionsabkommen, Neu-
er Transatlantischer Markt) aus.Schließ-
lich plädieren wir dafür, daß die Union
und ihre Mitgliedstaaten sich offensiv
für eine wirksame Umsetzung der auf
den Gipfeln von Rio und Kyoto (Umwelt,
Entwicklung), von Kopenhagen (soziale
Entwicklung), von Peking (Frauenförde-
rung) und anderen UNO-Konferenzen
vereinbarten Leitlinien engagieren.

Wir meinen, daß eine solche Neuori-
entierung der europäischen Integration
den Erwartungen unserer Mitbürgerin-
nen und Mitbürger sowie den Hoffnun-
gen vieler Menschen in der Welt ent-
spricht. Durch unseren Beitrag zu sol-
chen Veränderungen wollen wir konkret
auf eine Welt des Friedens hinarbeiten.

Mit diesem Aufruf werden die positi-
ven Erfahrungen gemeinsamer Arbeit in
verschiedenen Gremien fortgeführt, die
die Tätigkeit der Fraktion „Vereinigte
Europäische Linke – Nordische Grüne
Linke“ im Europäischen Parlament be-
reichert und ihre Ausstrahlung gestärkt
haben. Wir wollen diese Zusammenar-
beit nach den Wahlen im Juni 1999 fort-
setzen und weiter vertiefen. Unser Ziel
ist klar: Vereinigung der Kräfte, um Eu-
ropa eine linke Prägung zu verleihen.

Erstunterzeichnende Parteien 

Kommunistische Partei, Belgien (Parti
Communiste)

Partei des Demokratischen Sozialis-
mus, Deutschland

Französische Kommunistische Partei
(Parti Communiste Français) 

Koalition der Linken und des Fort-
schritts, Griechenland (SYNASPIS-
MOS) 

Partei der kommunistischen Wieder-
gründung, Italien (Partito della Ri-
fondazione comunista) 

Kommunistische Partei Österreichs
Portugiesische Kommunistische Partei

(Partido Comunista Português) 
Sozialistische Partei, Niederlande (So-

cialistische Partij) 
Linkspartei, Schweden (Vänsterpartiet) 
Partei der Arbeit der Schweiz (Parti du

Travail) 
Grüne Initiative, Katalonien/ Spanien

(InitiativaVerde) 
Vereinigte Linke, Spanien (Izquierda

Unida) 
AKEL, Zypern

Paris, 15. Januar 1999 

PDS

Nach dem Parteitag ist vor dem Parteitag

Bundesvorstand der PDS
Gewählt wurden:

Vorsitzender der PDS 
Lothar Bisky 89,18 Prozent.
Stellvertretende Parteivorsitzende – 
Frauenliste
Gabi Zimmer  88,6 Prozent.
Sylvia-Yvonne Kaufmann 84,2 Prozent.
Stellvertretende(r) Parteivorsitzende(r)
gemischte Liste
Dieter Dehm 52,6 Prozent.
Bundesgeschäftsführer
Dietmar Bartsch o.A.
Bundesschatzmeister
Uwe Hobler o.A.
Liste zur Gewährleistung der Mindest-
quotierung
Heike Lorenz (MV); 81,52 Prozent

Judith Dellheim (Berlin); 77,83 Prozent
Petra Sitte (Sachsen-Anhalt); 77,61 Pro-
zent
Marina Stahmann (Bremen); 75,43 Pro-
zent
Pia Maier (Hessen); 65,65 Prozent
Edda Seifert (Thüringen); 60,65 Prozent
Dorothée Menzner (Niedersachsen);
45,22 Prozent
Gemischte Liste
Dieter Klein (Berlin); 63,70 Prozent
Bernd Rump (Sachsen); 55,68 Prozent
Michael Schumann (Brandenburg);
50,78 Prozent
José del Pozo (Hessen);45,43 Prozent
Michael Benjamin (Berlin); 38,75 Pro-
zent

Quelle: http:\\www.pds-online.de
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Joachim Bischoff (Hamburg, Wirt-
schaftspolitik) – ihm fehlte nur 1 Stim-
me – und Hans-Jörg Krause (Sachsen-
Anhalt,Landwirtschaft) oder auch Ernst
Dmytrowski (NRW, Kommunalpolitik)
herausfallen mußten; auch kam kein Ver-
treter der Jugend zum Zuge usw.

Kurzum, hier gab es nicht Auswahl
unter sachlich gleich geeigneten Bewer-
berinnen und Bewerbern, sondern Re-
duktion von Sachgebieten und Anliegen.
So kann das nicht bleiben. Eine Erwei-
terung des Vorstandes wird dringlich.

Klein trickst

Im Vorfeld des Parteitages war Dieter
Klein, Berlin,Angehöriger auch des letz-
ten Bundesvorstandes, dadurch hervor-
getreten, daß er zusammen mit André
Brie und Judith Dellheim versuchte, ins
Europawahlprogramm Bedingungen zu
schreiben, unter denen die PDS Mi-
litäreinsätzen zustimmen könne. Der
Vorgang kam auf dem Parteitag zur
Sprache. Klein erklärte, daß er unter den
gegenwärtigen Bedingungen keinen
Grund für die PDS sehe, Bundeswehr-
einsätzen zuzustimmen. Dies wurde von
der Delegiertenmehrheit als Absage an

Militäreinsätze mißverstanden.Tatsäch-
lich aber kann Klein behaupten, er habe
den Parteitag nicht darüber im Unkla-
ren gelassen, daß seiner Meinung nach
reformierte überstaatliche Organisatio-
nen Militäreinsätze als letztes Mittel ver-
einbaren müßten und daß die BRD dar-
an teilhaben solle. Klein steigt damit auf
abgenudelte Argumentationen ein,die in
der Westlinken aus der Diskussion der
SPD und der Grünen – samt Ergebnis! –
bekannt sind, bei den Ostdelegierten
aber als originell empfunden wurden. So
gelang es Klein, während er gegen gel-
tende Positionen der Partei polemisierte
und nachdem er versucht hatte, die an
ihm geführte Kritik als polemisch und
ungerecht hinzustellen, große Teile der
Ostpartei gegen die Kritikerinnen und
Kritiker aufzubringen und komfortabel
in den neuen Vorstand gewählt zu wer-
den.

Was sonst noch aufgefallen ist

Die Wahl des vor wenigen Monaten aus
der SPD ausgeschiedenen Musikmana-
gers Dieter Dehm hat in der Öffentlich-
keit einigen Staub aufgewirbelt. Dehm
hat eine ausführliche Programmschrift
verbreitet, die eine inhaltliche Ausein-
andersetzung ermöglicht, wir wollen sie
in einer der nächsten Ausgaben dieser
Zeitschrift aufnehmen.

Zu erwähnen bleibt noch das Referat
von Gregor Gysi, in dem er mitteilte, daß
die Bundestagsgeschäftsordnung unse-
rer kleinen Partei nicht ermöglicht, die
Regierung dadurch bloßzustellen,daß sie
alte Anliegen von SPD und Grünen blitz-
schnell in eigenen Anträgen vorformu-
liert, die dann von der Regierung abge-
lehnt oder auch angenommen werden
müßten,was der PDS so oder so viel Sym-
pathie einbrächte. Es scheint so zu sein,
daß die Geschäftsordnung des Bundes-
tages der Mehrheit die Möglichkeit gibt,
solche Anträge auf die lange Bank zu
schieben, so lange halt, bis sie ihre eige-
ne Position mehrheitsfähig formulieren
konnte. – Es ist schon ein bißchen scha-
de, daß die Bundestagsfraktion der PDS
eine politische Taktik eingeschlagen hat,
die an den Gegebenheiten der Geschäfts-
ordnung vorbeiläuft. Hoffentlich findet
man einen Ausweg, noch so lebhaft arti-
kulierte Klagen über die Geschäftsord-
nung bringen es jedenfalls nicht.

Fazit: Die Vorstandswahlen ergeben, daß
die PDS eine linkspluralistische Partei
werden und ihre Probleme diskursiv an-
gehen will. Eine Ahnung von der Rich-
tung, die die Programmdiskussion ein-
schlagen wird, wird das Europawahl-
programm geben. Zu hoffen bleibt, daß
die Bundestagsfraktion die Schwierig-
keiten konstruktiver Oppositionspolitik
anders meistert, als sich auf Rolle einer
künftig!, vielleicht ! ’mal benötigten
Mehrheitsbeschafferin hinzutrimmen.

maf

�

Gleiche Rechte für alle.
Reform des Staats-
bürgerschaftsrechtes

Beschluß der 1. Tagung des 6. Parteitags 
1. Der Bundesparteitag verurteilt die
populistische Kampagne der
CDU/CSU gegen die von der Bundes-
regierung vorgeschlagene Erleichte-
rung der Einbürgerung und gegen die
Reform des Staatsbürgerschaftsrech-
tes, weil diese Kampagne nicht ratio-
nale Argumente, sondern Verunsiche-
rung und Ängste versucht zu mobili-
sieren.Auf diese Weise leistet sie frem-
denfeindlichen und rassistischen Res-
sentiments Vorschub.
2. Der Bundesparteitag erklärt seine
Unterstützung einer Reform des
Staatsbürgerschaftsrechtes, die mit
dem völkischen Abstammungsprinzip
bricht und darauf gerichtete ist, allen
auf Dauer legal in Deutschland leben-
den Bürgern die Staatsbürgerschaft
und damit die gleichberechtigte Teil-
nahme und Integration in unserer Ge-
sellschaft zu ermöglichen.
3. Die PDS hält es für unproblema-
tisch und also akzeptabel, daß die Er-
langung der deutschen Staatsbürger-
schaft nicht die Ablegung anderer
Staatsbürgerschaften zur Vorausset-
zung haben soll.
4. Die PDS wird der fremdenfeindli-
chen Verunsicherungskampagne der
CDU/CSU unter dem Motto „Gleiche
Rechte für alle“ eine Aufklärungs-
kampagne für ein modernes, territori-
al begründetes, demokratisches
Staatsbürgerschaftsrecht entgegen-
stellen.

Regionale
Entwicklung
Von Judith Dellheim und Klaus Steinitz

Nach dem Einzug der PDS in den Bundes-
tag und bei einigermaßen gutem Abschnei-
den in den diesjährigen Landtagswahlen im
Osten wird sich die Diskussion über alter-
native Wirtschaftskonzepte angesichts des
Desasters der Marktwirtschaft verstärken.
Wir wollen mit den Politischen Berichten da-
zu beitragen und in den nächsten Monaten
in loser Folge Diskussionsbeiträge zu Fra-
gen vergesellschafteteten Wirtschaftens,
kommunaler und regionaler Wirtschafts-
kreisläufe, Eigentumsformen usw. veröffent-
lichen. Einleitend veröffentlichen wir einen
Beitrag, der schon etwas älter ist, aber ei-
nen Einstieg bietet, weil er versucht, die Kri-
tik am kapitalistischen Wirtschaften und sei-
nen Folgen in den neuen Bundesländern mit
praktikablen Strategien des Überlebens im
erklärten Gegensatz zu den grundlegenden
Regularien Privateigentum, Rendite, Ver-
marktung zu verbinden. Der Beitrag wurde
auf dem Workshop der AG Wirtschaftspoli-
tik der PDS und der Bundestagsgrupe am
14.3.98 gehalten und im Juni 1998 in „sozi-
al und solidarisch“, herausgegeben von der
AG Wirtschaftspolitik und der IG Arbeit, Ge-
sundheit und Soziales bei der PDS veröf-
fentlicht. (Red.)

In den letzten Jahren, insbesondere im
Kontext mit dem Schweriner Parteitag,
wurde in der PDS intensiv zu wirt-
schaftspolitischen Fragen gearbeitet. Er-
gebnisse sind neben Parteitagsbeschlüs-
sen vor allem die „Positionen der PDS zur
Wirtschaftspolitik“ und der Antrag der
Bundestagsgruppe „Für eine wirtschaft-
liche und ökologische Alternative in den
neuen Bundesländern“ sowie Anträge
von PDS-Fraktionen auf den verschiede-
nen Ebenen,Vorschläge und Konzepte für
die konkrete kommunale und regionale
Entwicklung wie „Zukunftsfähige Re-
gionen in Sachsen-Anhalt“. Wenn wir
Kommunen stärken, Druck von unten
entwickeln helfen und unsere Politik
weiter qualifizieren wollen, kommt es
nunmehr darauf an, daß möglichst über-
all in Ostdeutschland an derartigen Kon-
zepten für eine alternative Regionalent-
wicklung gearbeitet wird. Einerseits gilt
es, lernend Partnerinnen und Partner
dafür zu finden und Bündnisse für eine
kommunale und regionale Wirtschafts-
entwicklung zu unterstützen. Nur breite
gesellschaftliche Bündnisse bzw. Netz-
werke können bestehende Spielräume
für Gestaltung verteidigen, ausnutzen
und erweitern sowie Profitdominanz
zurückdrängen. Eine Bedingung dafür
ist, daß in ihnen zahlreiche Menschen
mitwirken, die an der Vision – Profitdo-
minanz überwinden,demokratischen So-
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zialismus realisieren – festhalten. Ande-
rerseits geht es um eine Untersetzung und
Weiterentwicklung von wirtschaftspoli-
tischen Vorschlägen und Forderungen der
PDS auf der Landes- und Bundesebene.

Für die diesbezügliche Arbeit vor Ort
sollen die folgenden Darlegungen eine
Hilfe geben.

I. Einführung

1. Kurzanalyse

Das Herbstgutachten der sechs Wirt-
schaftsforschungsinstitute ist bezüglich
der ostdeutschen Wirtschaft, vor allem
aber für die Lebensperspektiven der Ost-
deutschen, alarmierend.

Nach einer zeitweiligen, geringfügigen
Verbesserung der Situation am ostdeut-
schen Arbeitsmarkt – die offizielle Ar-
beitslosenquote ging von 15,9% im Jahre
1993 auf 14,5% im Jahre 1995 zurück, hat
sich die Situation in den letzten Jahren
erneut dramatisch verschlechtert.Die Ar-
beitslosenquote wird in Ostdeutschland
weiter steigen und 1998 ca.20% erreichen
(registrierte Arbeitslose im Verhältnis zu
den Erwerbspersonen, während sie im
Verhältnis zu den abhängigen Erwerbs-
personen noch etwa 1% höher, d.h. über
20%, liegen wird). Die Unterbeschäfti-
gung oder reale Arbeitslosigkeit wird in
Ostdeutschland sogar auf über 30% an-
steigen. Anstelle der vom Bundeskanzler
den Ostdeutschen vor kurzem verspro-
chenen Beschäftigungsstabilisierung für
1997 und 100 Tsd.neuen Arbeitsplätze für
1998 wurden 1997 weitere 170 Tsd. Stel-
len abgebaut und werden 1998 weitere 65
Tsd. verschwinden.

In der umstrukturierten Landwirt-
schaft, die von bäuerlichen Gemein-
schaftsunternehmen, vor allem von Ge-
nossenschaften, bestimmt wird, sind eine
Konsolidierung und Stabilisierung er-
reicht, allerdings mit nur noch 25–50%
der Tierbestände von 1989. Die weitere
Entwicklung wird belastet durch die Alt-
schuldenproblematik, die geringe Eigen-
kapitaldecke bei hohem Pachtflächen-
Anteil und durch die ständigen Versuche,
die kooperativen Strukturen zu destabi-
lisieren.

Die Wirtschaftsdynamik hat insge-
samt seit 1995 rapide nachgelassen – 1994
10% BIP-Wachstum, 1995 5%, 1996
2,0%, 1997 2,0 (alte Bundesländer 2,4%)
– und wird 1998 voraussichtlich bei 2%
(alte Bundesländer 2,8%) liegen. Damit
wächst der Abstand zwischen den neuen
und den alten Bundesländern hinsicht-
lich der Bruttoinlandsproduktion.

All dies schlägt sich in der Eskalation
von Haushaltsproblemen und in der de-
solaten Finanzlage der Länder und Kom-
munen nieder, mit negativen Konsequen-
zen für öffentliche Aufträge, Kofinanzie-
rung von Maßnahmen der Arbeits- und
Wirtschaftsförderung, für Arbeitsplätze
im öffentlichen Dienst und bei den frei-
en Trägern.

Die Regierungskoalition reagiert auf
die sich verschärfende Situation in den

neuen Bundesländern mit vagen und un-
verbindlichen Versprechungen. Die 1996
und 1997 beschlossenen Maßnahmen be-
wirkten weitere Verschlechterungen.

SPD und Bündnis 90/Die Grünen kri-
tisieren zwar die Regierungspolitik,wen-
den sich gegen die Senkung des Solidar-
beitrages und schlagen einige Verbesse-
rungen bei der Wirtschaftsförderung und
der aktiven Arbeitsmarktpolitik vor.
Aber ihre Konzepte zur ostdeutschen
Wirtschaftsentwicklung bleiben weit
hinter den sozialen und ökologischen Er-
fordernissen zurück und sind kaum ge-
eignet, die Weichen in Richtung zu-
kunftsfähiger, sich selbst tragender Wirt-
schaftsentwicklung in Ostdeutschland
und wirksamer Bekämpfung der Mas-
senarbeitslosigkeit neu zu stellen.

1996/97 sind die neuen Bundesländer
in eine dritte Entwicklungsphase einge-
treten. Die erste Phase (1990–1991/92)
kann als Abbruch Ost charakterisiert
werden. Mit der Zerstörung bedeutender
Teile des ökonomischen und Innovati-
onspotentials Ostdeutschlands und des-
sen Deindustrialisierung wurden regio-
nale Verflechtungen zerrissen und über
ein Drittel der Arbeitsplätze vernichtet.
Die ostdeutsche Wirtschaft wurde insge-
samt schockartig in westdeutsche bzw.
europäische Kapitalverwertungs- und
Eigentumsstrukturen integriert. Ihre
Überbleibsel und folgende Investitionen
wurden de facto westdeutsche Depen-
denzökonomie.

Die zweite Etappe (1992–1995/96) war
durch einen zeitweiligen Wachstumspro-
zeß mit hohen Wachstumsraten, aber von
einem niedrigen Niveau aus charakteri-
siert. In dessen Ergebnis verringerte sich
der Abstand zu den alten Bundesländern
in der Produktivität, in der Bruttopro-
duktion je Einwohner, in der Ausstattung
mit moderner Infrastruktur und im Ein-
kommens- und Verbrauchsniveau der Be-
völkerung. In dieser Etappe wurde ein
beträchtlicher Teil der Produktionsanla-
gen erneuert bzw. neue Produktionska-
pazitäten entstanden. Allerdings betrug
die Wertschöpfung der ostdeutschen In-
dustrieproduktion 1997 im Vergleich zur
DDR 1989 weniger als 50%. Grundlage
der jährlichen Zuwachsraten des BIP von
7–10% waren vor allem umfangreiche In-
vestitionen in die Infrastruktur und Pro-
duktionsmodernisierung, die im Rahmen
der Wirtschafts- speziell der Investiti-
onsförderung getätigt wurden und auf
Investitionsverpflichtungen beruhten.
Diese hatten Käufer des von der Treu-
handanstalt verwalteten Vermögen abge-
geben. Die Beschäftigungsentwicklung
wurde jedoch von den Investitionen und
vom Wirtschaftswachstum kaum positiv
beeinflußt.

1996/97 brachen die Wachstumspro-
zesse ab. Die wirtschaftliche Dynamik
bleibt trotz punktuell zeitweilig hohen
Zuwächsen in der Industrie gering. Die
Wirkungen der aus der DDR überkom-
menen insgesamt obsoleten Grundfonds
und Disproportionen einerseits und der

überstürzten Währungsunion anderer-
seits verlieren an Gewicht gegenüber der
gegenwärtigen Wirtschafts-, Beschäfti-
gungs- und Finanzpolitik der Bundesre-
gierung und vor allem gegenüber den im
bisherigen Transformationsprozeß ge-
schaffenen, zum großen Teil irreversiblen
ökonomischen Tatsachen.

Bei 19% Bevölkerungsanteil weist
Ostdeutschland bei wichtigen Indikato-
ren folgende Anteile auf: Bruttoinlands-
produktion 11%, Industrieproduktion 6
%, Maschinen- und Fahrzeugbau/Elek-
trotechnik 4%, Export 2-3%, Forschung
3-4%, Grund- und Geldvermögen der
privaten Haushalte ca. 6%. Die Wirt-
schafts- und speziell die Industriestruk-
tur wie sie sich in den 7 Jahren nach der
Vereinigung herausgebildet hat, die ge-
ringe Anzahl von Großbetrieben, die Ei-
genkapital- und Gewinnschwäche eines
großen Teils der ostdeutschen KMU in
Verbindung mit der Finanzschwäche der
Länder und Kommunen geben keine aus-
reichende Grundlage für einen sich selbst
tragenden wirtschaftlichen Aufschwung.
Hinzu kommen die weitgehende Abhän-
gigkeit der ostdeutschen Wirtschaftsent-
wicklung von Entscheidungen westdeut-
scher Konzerne und Banken sowie die
mehrmalige Reduzierung der Bundes-
mittel für Wirtschaftsförderung und eine
aktive Arbeitsmarktpolitik. Symptoma-
tisch für die veränderte Situation seit
1996/97 sind nicht nur die niedrigen Zu-
wachsraten in Ostdeutschland. Noch
1995 von der Bundesregierung als dyna-
mischste Wirtschaftsregion Europas ge-
feiert, gehören die neuen Bundesländer
nunmehr zur Gruppe mit der niedrigsten
Wirtschaftsdynamik in der EU. Kenn-
zeichnend sind auch die wahrscheinlich
größte Zunahme an Arbeitslosen in der
EU im Zeitraum 1996–1998 und der star-
ke Rückgang bei Investitionen in die In-
dustrie – 1996 um 8% und 1997 voraus-
sichtlich nochmals um 4%. Ostdeutsch-
land hat sich als rückständige Krisenre-
gion Deutschlands verfestigt. Die Aus-
sichten, daß sich diese Situation wesent-
lich ändert, sind recht düster, insbeson-
dere in Hinblick auf die Auswirkungen
der geplanten Einführung einer gemein-
samen Währung in der Europäischen
Union.

2. Grundprämissen eines alternativen

Wirtschaftskonzepts

Grundlegende Prämissen für ein alterna-
tives Wirtschaftskonzept für Ostdeutsch-
land müssen insbesondere sein:

a. Solche sozialen und ökologischen
Zielstellungen und Leitbilder für die
Wirtschaftsentwicklung sowie wirt-
schafts- und gesellschaftspolitische Rah-
menbedingungen,die den Erfordernissen
der Zukunftsfähigkeit und den spezifisch
ostdeutschen Bedingungen entsprechen.
Nicht eine nachholende Modernisierung
oder ein „Aufholprozeß“ an sich stehen
im Vordergrund, sondern 

• Kampf gegen Massenarbeitslosig-
keit und Ausbildungsmisere; 
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• Schritte zur Gleichstellung von
Frauen,

• Integration am Arbeitsmarkt beson-
ders benachteiligter Personengruppen in
das Erwerbsleben,

• nachhaltige, zukunftsfähige Ent-
wicklung und ökologischer Umbau; 

• Stärkung regionaler Wirtschaftsver-
flechtungen und einer regionalen Struk-
turentwicklung,

• Nutzung und Stärkung der kreativen
und innovativen Potentiale für eine hohe
Wertschöpfung und für perspektivische
Arbeitsplätze, wofür die Förderung von
Forschung, Entwicklung und Überlei-
tung ihrer Ergebnisse in die Reprodukti-
on wesentlich sind.

• Diese Schwerpunkte müssen in
strukturpolitische Leitbilder und Ent-
wicklungskonzepte für Länder und Re-
gionen münden.

b. Die Konzentration auf die Schaf-
fung neuer und den Erhalt vorhandener
Arbeitsplätze sowie auf die Gestaltung
zukunftsfähiger Strukturen der Produk-
tion,Dienstleistungen und Infrastruktur.
Die Spezifik der ostdeutschen Wirt-
schaftsförderung muß im hohen Stellen-
wert aktiver, staatlicher Struktur- und
Innovationspolitik bestehen. Wirt-
schaftsförderung muß auf den produzie-
renden Bereich, darunter vor allem auf
eine innovative, zukunfts- und umwelt-
orientierte Reindustrialisierung Ost-
deutschlands gerichtet sein.

c.Eine höhere Verantwortung der Län-
der und Kommunen für einen zielgerich-
teten und effektiven Einsatz der Förder-
mittel im Rahmen regionaler Entwick-
lungskonzepte,die von konkreten,Struk-
tur- und Innovationsvorstellungen (Leit-
bildern) ausgehen. Für ihre Realisierung
ist die Stärkung der Finanzkraft der ost-
deutschen Länder und vor allem der
Kommunen  unverzichtbar.

d. Die Stärkung der Wettbewerbs-
fähigkeit ostdeutscher KMU, speziell in-
novativer Unternehmen, ist wesentlich
für die Umsetzung regionaler Leitbilder
und in diesem Kontext Gegenstand von
Vorschlägen zur Wirtschaftsförderung
und -gesetzgebung.

e. Die Schaffung eines öffentlich ge-
förderten Beschäftigungssektors (ÖBS)
auf der Grundlage von Beschäftigungs-
gesellschaften, ABM und anderen ar-
beitsmarktpolitischen Instrumenten, Al-
ternativökonomie,Vereinen und sozialen
und regionalen Organisationen ist un-
verzichtbar für alternative Konzepte.
Diese müssen von Beginn an auf die Ko-
operation mit dem öffentlichen Dienst
und anderen (privaten)Unternehmens-
formen, speziell mit den KMU zielen
(auch und insbesondere im Handwerk).

f. Die verschiedenen Formen und Ele-
mente des Gemeineigentums, die Pro-
duktivgenossenschaften, das kommuna-
le und Landeseigentum, die Beteiligung
der öffentlichen Hand an privaten Un-
ternehmen, und die Verflechtungen zwi-
schen Gemeineigentum und Privateigen-
tum müssen in der Wirtschaftspolitik und

Wirtschaftsförderung einen besonderen
Stellenwert einnehmen.

g. Die Reformierung der Wirtschafts-
förderung muß in zwei Richtungen erfol-
gen: 1) in Richtung direkter Veränderung
des gesamten Fördersystems, dessen In-
strumente, Programme und deren Zu-
sammenwirken und 2) in Richtung enge-
rer Verflechtung der Wirtschafts- und
Forschungsförderung mit regionaler
Wirtschafts-, Ökologie-, Struktur- und
Beschäftigungspolitik.

h. Die stärkere Mitwirkung der Beleg-
schaften und wirksamere öffentliche
Einflußnahme auf die Wirtschaftsent-
wicklung müssen Charakteristika von
wirtschaftspolitischen Konzepten der
PDS sein. Dem Erhalt und der Stärkung
der Tarifautonomie und der Flächenta-
rifverträge in den neuen Bundesländern
kommt dabei eine besondere Bedeutung
zu.

II. Regionale Wirtschaftsentwicklung –

Chance und Herausforderung

1. Zum Spannungsfeld zwischen Globali-

sierung und Regionalisierung 

a. Bereits im Frühjahr 1997 haben wir in
einer wirtschaftspolitischen Analyse
herausgearbeitet, daß in Ostdeutschland
die ökonomischen Voraussetzungen für
eine sich selbsttragende Wirtschaftsent-
wicklung zerstört sind. Regionale Wirt-
schaftszusammenhänge wiederzubele-
ben, sie mit der Schaffung neuer lebens-
fähiger Strukturen zu verbinden, wäre
der zukunftsfähige Weg für Ostdeutsch-
land.Diese Anstrengungen müßten durch
solche gesellschaftliche Alternativstra-
tegien unterstützt werden wie Arbeits-
zeitverkürzung, Ausweitung öffentlicher
Aufträge und Investitionen sowie öffent-
liche Förderung zur Erschließung neuer
Beschäftigungsfelder.

Die Probleme in Ostdeutschland kön-
nen ohne eine von Bonn bzw. Berlin aus
gewollte und geförderte,aktive Struktur-
und Regionalentwicklung nicht erfolg-
reich angegangen werden.

Daraus zieht die PDS allerdings kei-
nesfalls einfach die Schlußfolgerungen
daß sich PDS-Wirtschaftspolitik primär
auf die Formulierung von Forderungen
gegenüber dem Staat konzentriert bzw.
beschränkt oder sich darin erschöpft,
aufzuzeigen, was die Bundes- und Lan-
desregierungen tun müßten, aber eben
nicht tun.

b. Die PDS muß ihre wirtschaftspoli-
tischen Aufgaben im Spannungsfeld von
Globalisierung und gleichzeitiger Regio-
nalisierung sozialer, ökologischer und
wirtschaftlicher Probleme und Entwick-
lung finden.Will sie wirklich „Druck von
unten“, aus den Kommunen und Regio-
nen entwickeln bzw. stärken, muß sie Re-
gion als „Problemlösungs- und Koopera-
tionsregion“ verstehen und ein Gegen-
Leitbild zur weltmarktfixierten Moder-
nisierung entwickeln. Besonders in länd-
lichen Räumen (Regionen) gibt es Mög-
lichkeiten, in Kooperation mit den Bal-
lungszentren und durch das regionale

Zusammenwirken von Land- und
Ernährungswirtschaft, Anbau und Nut-
zung nachwachsender Rohstoffe, Hand-
werk, Gewerbe, Dienstleistungen und
Touristik, regionale Wirtschaftskreisläu-
fe zu organisieren. Es gilt, integrierte re-
gionale Entwicklung zu konzipieren und
darum zu ringen, daß die in der Region
vorhandenen Ressourcen und Potenzen
maximal genutzt werden, um die Le-
bensqualität der Menschen vor Ort und
weltweit, heute und künftig zu heben. Es
geht um Selbsthilfe, Organisation regio-
naler Wertschöpfung und Ressourcen-
kreisläufe und um die Gestaltung über-
regionaler sowie internationaler Arbeit-
steilung.

Dort, wo es die PDS gibt, muß sie für
die Kommune, für die Region Leitbilder
im Sinne der Lokalen Agenda 21, regio-
nale Entwicklungskonzepte entwickeln
helfen. Die Vorstände und Fraktionen der
PDS sollten Mitglieder und Sympathi-
sierende dazu ermutigen, sie unterstüt-
zen und so konzeptionelle Arbeit für in-
tegrierte Entwicklung in den Regionen
und Ländern befördern. Es ist dann Auf-
gabe des Bundesvorstandes, in Koopera-
tion mit der Bundestagsgruppe,den Lan-
desvorständen und Landtagsfraktionen
auf der Grundlage gesammelter Erfah-
rungen und neuer Einsichten weitere
wirtschaftspolitische Vorschläge und
Forderungen für Ostdeutschland abzu-
leiten.

Im Kontext damit sollten auf jeder
Ebene die bisherigen Positionen zur Ver-
änderung der politischen Rahmenbedin-
gungen überprüft und fortgeschrieben
werden, so daß die PDS konkret und
adressiert ihre jeweiligen Forderungen
zur Realisierung der konkreten Konzep-
te auf den jeweiligen Ebenen formulieren
und artikulieren kann.

c. Das im Punkt b. beschriebene Her-
angehen bietet Chancen und ist eine Her-
ausforderung sowohl für ressortüber-
greifende Kooperation aller PDS-Gremi-
en auf allen Ebenen als auch für ihre
Bündnispolitik. Schließlich gilt es, die
Akteure für nachhaltige integrierte Re-
gionalentwicklung zu finden, zu interes-
sieren und für eine Zusammenarbeit zu
gewinnen. Dabei ist eine eventuelle Mit-
und Zusammenarbeit in internationalen
Netzwerken wie „Netzwerk Gesunder
Städte“, Leader, Partner/Delos usw. at-
traktiv und wünschenswert. Schließlich
will sie „ein Europa von unten“ und ist
internationalistische Partei.

Das Ringen um Bündnisse sowie re-
gionale und überregionale Kooperation
und Gestaltung ist für die PDS auch ei-
ne gute Möglichkeit, sich weiter zu ver-
ankern und als Vertreterin ostdeutscher
Interessen, im Sinne von Organisatorin
für Veränderungen der Bundesrepublik
von Ostdeutschland aus, zu profilieren.

2. In diesen Zusammenhängen in den

Kommunen zu klärende Fragen

• An welche Traditionen kann die regio-
nale Entwicklung anknüpfen? Welche
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Arbeitsplatz- und Marktwirksamkeit
wären zu erwarten? Wie verhalten sich die
Traditionen zu den Anforderungen mo-
derner Märkte?
• Sind die verschiedenen Förderwege/
-fonds bekannt? Wie sind die Erschlie-
ßung dieser Mittel bzw. Beratung zur In-
anspruchnahme dieser Mittel organi-
siert?
• Wie kann das analytische Potential der
Verwaltung genutzt werden, um die eige-
nen Kenntnisse über Daten zur Beschäf-
tigungs-, Sozial- und Wirtschaftsförde-
rung- und/oder Mittelstandsberichten
qualifiziert vorbereiten und die Berichte
entsprechend auswerten zu können?
• Welche Konzeptionen zur regionalwirt-
schaftlichen, sozialen, kulturellen und
beschäftigungspolitischen Entwicklung
der Region liegen bereits vor, wie sind sie
verknüpft?
• Ist die Kommune/der Kreis Gesell-
schafter von Unternehmen, auch von Be-
schäftigungsgesellschaften? Wer be-
stimmt, nach welchen Grundsätzen die-
se Gesellschafterfunktion ausgeübt
wird? Existieren Vorstellungen über die
mittel- und langfristige Entwicklung der
Gesellschaften? Wer übt die Gesellschaf-
terfunktion konkret aus?
• Wird über genaue Aussagen über die
Qualität laufender beschäftigungspoli-
tisch wirksamer Projekte verfügt? Exi-
stieren Aussagen über die beschäfti-
gungspolitische Wirksamkeit der Projek-
te (Übergang in den ersten Arbeits-
markt)? Inwiefern beinhalten diese Aus-
sagen die besonders komplizierten Be-
dingungen der arbeitsmarktpolitischen
Problemgruppen, d. h. der in dieser Ge-
sellschaft besonders Diskriminierten?
Tragen laufende Projekte hinsichtlich ih-
rer Themenstellung/ihres Arbeitsfeldes
Ausgründungspotentiale in sich?
• Wer sind PartnerInnen, bei der Ent-
wicklung wirtschaftspolitischer Vorstel-
lungen? Welche Bindeglieder existieren
zwischen den PartnerInnen, wie kann ei-
ne derartige Zusammenarbeit institutio-
nalisiert werden? Wie sind die Erfahrun-
gen etwa Runder Tische dabei zu bewer-
ten? Welche Vorstellungen haben die Ge-
werkschaften in der Region zu diesem
Thema entwickelt?
• Existieren Kooperationsbeziehungen
zwischen Akteuren des ersten und zwei-
ten Arbeitsmarktes?
• Nach welchen Prämissen und durch
wen erfolgt die Verwertung kommunalen
Vermögens? Wird kommunales Vermögen
zur Sicherung regional- und beschäfti-
gungspolitischer Vorhaben ausgenutzt,
um ExistenzgründerInnen bzw. Aus-
gründungen aus Beschäftigungsgesell-
schaften bankübliche Sicherheiten zu
verschaffen?
• Nach welchen Grundsätzen werden
Aufträge in der Kommune/im Kreis ver-
geben?
• Ist bekannt,wie sich die regionale Spar-
kasse bei der Vergabe von Krediten ver-
hält? Wer sind die zuständigen Partne-
rInnen in der Sparkasse? 

So nennen Georg Fülberth und Rainer
Rilling ihren Aufruf, auf dem Wege der
Subskription ein publizistisches Pro-
jekt zu retten: unveröffentlichte Arbei-
ten des 1986 verstorbenen marxisti-
schen Gesellschaftswissenschaftlers
Reinhard Opitz herauszugeben.Auf die
bekannten Werke von Opitz, vor allem
„Faschismus und Neofaschismus“ und
„Europastrategien des deutschen Ka-
pitals“ wurde wiederholt in diesem
Heft (im „Freidenker“, d. Red.) auf-
merksam gemacht, und ihre Analysen
sind, gerade im Hinblick auf den neu-
erlichen deutschen Drang nach Südost,
unverzichtbare Orientierung für anti-
faschistisches und antiimperialisti-
sches Handeln

Diese beiden Werke machen nach
den Worten von Fülberth und Rilling
lediglich „einen kleinen Teil dessen
aus, was Opitz in seinem recht kurzen
Leben geschrieben hat. Seine meisten
Arbeiten sind heute entweder nicht
mehr greifbar, oder er hat sie unge-
druckt in der Schublade versenkt.

Im Nachlaß fanden sich 6.000 Sei-
ten. Eine Gruppe von Selbstausbeute-
rInnen  hat sie gesichtet, abgetippt,
kommentiert und die Hälfte des Mate-
rials in drei Bänden zusammengefaßt.
Der erste enthält Studien zu Liberalis-
mus und Integration, der zweite Arbei-
ten zum Faschismus und der dritte ein
ganzes bislang unveröffentlichtes
Buch: Über die Röhm-Affäre.

Wohlgemerkt: Das ist nur ein Teil des
Nachlasses, und die drei umfangrei-
chen Schriften über Sozialliberalis-
mus, Faschismus und Neofaschismus
sowie Europastrategien des Kapitals
sind in der neuen Edition nicht wieder
abgedruckt. Es handelt sich also um
bislang weitgehend unbekanntes Ma-

terial. Wer es studiert, weiß hinterher,
wozu der Liberalismus so alles fähig
war und ist, daß der deutsche Faschis-
mus nicht verloren hat und daß das
Blutbad ein Ausdruck des Pluralismus
ist.

Die Ankündigung von einst, ab 1995
würden die drei Bände in schneller Fol-
ge erscheinen, war geprahlt. Seit Char-
les Fourier blamiert sich unsereins im-
mer wieder einmal mit der Hoffnung,
Schlag zwölf Uhr werde ein reicher
Mann in die Stube treten, einen Beutel
Geld überreichen und danach ergeben
auf seine Enteignung warten.

Das Selbstausbeutungskommando
„Edition Reinhard Opitz“ griff deshalb
zum letzten Mittel: der Subskription.
Die drei Bände können erscheinen,
wenn 150 Exemplare bestellt wurden.
Da hängt es noch, und dies liegt wohl
am unvermeidlich hohen Preis: 298
DM.

Die Subskriptionsfrist … ist nun-
mehr verlängert worden: bis zum 31.
Januar 99.„Es ist der letzte Versuch,be-
vor die Typoskripte der nagenden Kri-
tik der Mäuse überlassen, im Internet
beerdigt oder in die Lahn geworfen
werden.“

Was ist also zu tun? Man schreibe an
den Verlag und erbitte „die Kurzinfor-
mation über den Inhalt der Edition
Reinhard Opitz mit dem Subskripti-
onsformular“, dieses sollte man bitte
vor dem 31.1.99 wieder ausgefüllt
zurücksenden:
BdWi-Verlag, 
Postfach 543, 
35017 Marburg.
Fax: 0 64 21 / 2 46 54, 
Email: bdwi@bdwi.org

aus: Freidenker Nr. 4-98, November 98

Reinhard Opitz, * 1934, †

1986

Dr. phil., Publizist

Veröffentlichungen: 

„Der deutsche Sozialliberalis-

mus 1917–1933“, Köln 1973

„Europastrategien des deut-

schen Kapitals 1900–1945“

(Hrsg.), Köln 1977

„Faschismus und Neofaschis-

mus“,

Frankfurt 1984

Zahlreiche Aufsätze in Zeit-

schrifen und Sammelbänden,

insbesondere zu Fragen der

Faschismusdiskussion und

der Geschichte des deutschen

Faschismus

Edition Reinhard Opitz

Letzter Versuch
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23. Januar 1999:F.D.P-Europatag zur
Aufstellung der Bundesliste für die Euro-
pawahl,Kongreßzentrum in Frankfurt/M.

23./24. Januar 1999: Europäische Konfe-
renz der Euromarschinitiativen gegen Er-
werbslosigkeit in Köln

7. Februar 1999: Landtagswahl Hessen

9. Februar 1999: 100 Tage Prüf-Plakette
bundesweite Aktionen der Arbeitslosen-
gruppen zur Bewertung der Taten der
Bundesregierung

20. Februar: 13 Uhr: Jahrestreffen von Re-
daktion und Herausgabekreis „Kurdi-
stan-Rundbrief" in Köln, Jugendgäste-
haus. Nähere Infos bei GNN-Verlag Ber-
lin.

20. Februar:. Freiheit für Mumia Abu-Ja-
mal. Bundesweite Demonstration in
Hamburg.

6./7. März 1999: Bundesparteitag der
PDS in Suhl (Thüringen) stellt Liste für
die EU-Wahl auf

13./14. März 1999: Frühjahrskonferenz
des Forums Kommunistischer Arbeitsge-
meinschaften in Köln

23. Mai 1999: Bundesversammlung wählt
Bundespräsidenten

28. Mai 1999: 50. Bundesparteitag der
F.D.P in Bremen

4./5. Juni 1999: EU-Rat in Köln. Die Bun-
desregierung führt dort den Vorsitz. Ak-
tionen der Euromarschbewegung.
6,. Juni 1999 Bürgerschaftswahl in Bre-
men

13. Juni  Europawahlen, KKommunalwah-
len in Rheinland-Pfalz, Saarland, Meck-
lenburg-Vorpommern, Sachsen-Anhalt,
Sachsen und Thüringen

18./20. Juni: Weltwirtschaftsgipfel in
Köln. Ein bundesweites Bündnis bereitet
Protestaktionen vor.

13. Juni 1999: Europawahlen

5. September: Landtagswahl in Branden-
burg
12. September: Kommunalwahlen in
NRW, Landtagswahlen in Thüringen
19. September: Landtagswahl in Sachsen
10. Oktober: Wahlen zum Abgeordneten-
haus und den BVVen in Berlin

24. Oktober: Kommunalwahlen in Baden-
Württemberg

Herbst: Landtagswahlen im Saarland
und in Thüringen  

•
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Bundesweites TTreffen dder KKarawane ffür ddie RRechte dder FFlüchtlinge uund MMigrantIn-
nen iin EErfurt –– KKampagne ggegen CCDU/CSU-UUnterschriftensammlung ttritt iin AAktion

Rund 80 Personen verschiedenster Nationalitäten, aus Flüchtlings- und MigrantIn-
nenorganisationen sowie von politischen Gruppen und Menschenrechtsinitiativen
kamen am 16./17.1. auf Einladung von The Voice (Africa Forum, Jena) und Flücht-
lingsrat Thüringen im Haus der Gewerkschaften in Erfurt zusammen.
Es wurde beschlossen, im Sommer eine zweite, größere Karawane durchzuführen.
Sie soll in Verbindung mit anderen Bündnissen und sozialen Bewegungen stehen …
Die derzeitige Hauptaktivität ist allerdings, unsere Proteste gegen die Unterschrif-
tensammlung der CDU/CSU zu koordinieren …

Die nächste bundesweiter Konferenz der Karawane für die Rechte der Flüchtlinge
und Migrantinnen findet von 27. /28. Februar in Oldenburg statt.

KONTAKT: The Voice (Africa Forum) Jena – Tel: 03641-449304 – Fax: 03641-420270


